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1 Einführung  
Der Fachverband Evangelische Wohnungslosen- und Straffälligenhilfe (FEWS) hat das Institut für 

Praxisforschung und Evaluation (IPE) an der Evangelischen Hochschule Nürnberg (EHN) im Jahr 

2014 damit auftragt, eine Studie zu den Fachstellen zur Verhinderung von Obdachlosigkeit 

durchzuführen.  

Der Begriff „Obdachlosigkeit“ hat sich in der Kooperation mit den Kommunen etabliert. Daher 

verwendet der Verband ihn bei der Sammelbezeichnung „Fachstellen zur Verhinderung von 

Obdachlosigkeit“, auch wenn manche der im Verband organisierten Stellen den Begriff 

„Wohnungslosigkeit“ im eigenen Namen verwenden.  

 

Der Studie wurden drei Fragestellungen zugrunde gelegt: 

 Welche Effekte hat die Arbeit in den Fachstellen? 

 Welche alternativen Kosten würden im Falle von Wohnungslosigkeit entstehen? 

 Wie ist gute Kooperation der Fachstellen mit anderen PartnerInnen zu beschreiben? 

 

Die Ergebnisse der Untersuchung liegen mit diesem Bericht vor. Grundsätzlich lässt sich 

feststellen, dass die Hauptaufgabe der Fachstellen, nämlich die Vermeidung von 

Wohnungslosigkeit, in äußerst hohem Maße erreicht wurde. Darüber hinaus wurden auch weitere 

Leistungen im Kernbereich der Wohnungsproblematik erbracht, sowie zusätzliche Leistungen 

außerhalb dieses Kernbereichs. Die Ergebnisse zeigen zum einen, dass sich die Fachstellen gut 

auf ihr Kerngeschäft konzentrieren, aber zum anderen durchaus auch weitere Leistungen 

erbringen.  

Fünf GesprächspartnerInnen aus Best-Practice-Kooperationen zeigten sich zufrieden über die 

Kooperation an sich und konnten diverse wichtige Hinweise für die weitere Gestaltung von 

Kooperation liefern. Schwierigkeiten wurden am ehesten in Bezug auf den Wechsel der 

Mitarbeitenden und eine distanzierte Arbeitsweise geäußert.  

Weiterhin wurde im Rahmen einer Alternativkostenrechnung deutlich, dass die öffentliche 

Bezuschussung der Fachstellen hohe finanzielle Einsparungen erbringt, indem Folgekosten, etwa 

für die Unterbringung von Wohnungslosen vermieden werden können. 

 

Eine Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse kann dem Kapitel  2 entnommen werden. 

 

Wir wünschen dem FEWS weiterhin viel Erfolg bei der Erledigung seiner gesellschaftlich wichtigen 

Aufgabe und auch bei der Verwendung der vorliegenden Befunde im Hinblick auf die Weiterführung 

der Arbeit im Sinne der ermutigenden Ergebnisse. 

 

Im August 2015, 

 

 

 

Prof. Dr. Joachim König             Karl-Hermann Rechberg               Sebastian Ottmann 
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2 Zusammenfassung 
Die Studie gliedert sich in drei Teile: Im ersten Teil wurde eine quantitative Untersuchung zu den 

Fällen der Fachstellen eines vergangenen Zeitraums durchgeführt. Die Ergebnisse dieser 

Untersuchung dienten u.a. der Auswahl von InterviewpartnerInnen im zweiten Teil der Studie. Hier 

wurden qualitative Telefoninterviews mit KooperationspartnerInnen geführt. Teil drei bestand aus 

einer Alternativkostenrechnung.  

Aus den Ergebnissen der drei Teile werden in diesem Kapitel diejenigen Aussagen dargestellt, die 

im Rahmen der Diskussion der Ergebnisse zwischen Fachverband und IPE besonders wichtig 

erschienen. Alle weiteren Detailbefunde sind den Kapiteln  6 bis  8 zu entnehmen.  

2.1 Teil eins: Quantitative Untersuchung 

Auf Basis einer repräsentativen Stichprobe wurden Fälle aller beteiligten Fachstellen hinsichtlich 

diverser Fragestellungen einer quantitativen Erhebung und Auswertung unterzogen.  

Die Hauptergebnisse werden wie auch im Hauptkapitel  6 in zwei wesentliche Bereiche geteilt:  

 Effekte und Tätigkeiten im Rahmen der Hauptaufgabe, d.h. der Verhinderung von 

Obdachlosigkeit 

 Effekte und Tätigkeiten im Rahmen zusätzlicher Leistungen wie beispielsweise die 

Unterstützung wirtschaftlichen Verhaltens, die Einforderung nicht beantragter zustehender 

Leistungen, den (Neu-)Anschluss an das Hilfesystem oder Hilfestellung zu weiteren 

Problemlagen.  

 

Die folgenden Unterkapitel liefern eine Auswahl dieser Ergebnisse.  

 

2.1.1 Die Fachstellen erfüllen ihre Hauptaufgabe in effektivem Maß 

Die Hauptaufgabe der Fachstellen liegt in der Verhinderung von Obdachlosigkeit. In mindestens 

68% der Fälle konnte diese erreicht werden, sei es durch Wohnungserhalt (30%) oder Umzug 

(38%) in eine andere Wohnung, zu Familie/Freunden oder nötigenfalls in einen Dienst oder eine 

Einrichtung der Wohlfahrtspflege. Die Ergebnisse lassen die Vermutung zu, dass der Anteil der 

positiven Fallausgänge sogar höher lag. Ein Umzug in eine Unterkunft oder Pension bzw. 

Wohnungslosigkeit wird nur in 5% der Fälle deutlich.  

Details sind dem Unterkapitel  6.3.2 zu entnehmen.  

 

2.1.2 KlientInnen kommen meistens zu spät, um Wohnungserhalt zu sichern 

52% aller KlientInnen, bei denen irgendwann während des Fallverlaufs eine Räumungsklage im 

Raum stand, hatten ihr Erstgespräch nach Zustellung der Räumungsklage. Vergleichbar mit den 

Ergebnissen von BUSCH-GERTSEEMA (2005) zeigte sich, dass dieser Zeitpunkt in den meisten 

Fällen zu spät war, um einen Wohnungserhalt zu ermöglichen. Dies bedeutete für die meisten 

Beratungsprozesse den Umzug in Alternativwohnraum. In Rahmen einer Interviewstudie haben 
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KlientInnen bei BUSCH-GERTSEEMA darauf hingewiesen, das Angebot der Fachstellen stärker 

bekannt zu machen, um frühzeitige Interventionen zu ermöglichen.  

Bei 26% der Fälle konnte nur durch aufsuchende Hilfe ein Beratungsverlauf mit positivem Ergebnis 

bewertet werden. Die KlientInnen hatten sich stark zurückgezogen. Die Fachstelle erreichte durch 

die aufsuchende Hilfe einen (erneuten) Anschluss an das Hilfesystem. Auch um solchen Rückzug 

zu vermeiden, erscheint eine frühzeitige Hilfe sinnvoll.  

Details sind dem Unterkapitel  6.3.3 zu entnehmen.  

 

2.1.3 Die meisten KlientInnen kommen für ihre finanziellen Verbindlichkeiten selbst auf 

Bei 187 der erhobenen Beratungsfälle spielten finanzielle Rückstände eine Rolle. Bei 51% dieser 

Fälle konnten die Rückstände reduziert werden. Die finanziellen Ressourcen, aus denen dies 

geschah, wurden zum größten Teil von den KlientInnen selbst bedient: Bei 42% der Fälle waren sie 

direkt beteiligt, bei 16% konnte ihr soziales Netz eingebunden werden, dem sie i.d.R. die 

entstandenen Kosten zurückzahlen müssen. Ähnliches gilt erfahrungsgemäß für 

Mietschuldenübernahmen durch Behörden. Dies wurden bei 32% angegeben. 3% nahmen einen 

Kredit auf.  

Mietschuldenübernahme im Rahmen einer Spende wurde nur bei 2% der KlientInnen mit 

finanziellen Rückständen angegeben.  

Details sind dem Unterkapitel  6.3.6 zu entnehmen.  

 

2.1.4 Die Fachstellenarbeit umfasst Hauptaufgabe und wichtige Zusatzleistungen 

Der stärkste gemessene Effekt der Studie ist die Verhinderung von Wohnungslosigkeit, was bei 

mindestens 68% der Ratsuchenden gelang. Die am häufigsten ermittelbare Tätigkeit in diesem 

Rahmen ist die Vermittlung zwischen MieterInnen, VermieterInnen und Anwälten (52%). Einem 

vergleichbaren Prozentsatz wurde bei der Reduzierung finanzieller Rückstände geholfen (51%). 

Fast einem Drittel wurden außerdem spezielle mietrechtliche Informationen vermittelt (33%). 

Neben weiteren Aufgaben zur Hauptaufgabe um die Wohnungsproblematik wurden fallspezifisch 

Zusatzleistungen erbracht, wie Beratung bezüglich nicht geltend gemachter Ansprüche (26%) bis 

hin zu deren Durchsetzung (19%) oder Sicherung wirtschaftlichen Verhaltens in der Zukunft (23%). 

Die sogenannten „sonstigen Problemlagen“ reichen von Sekundärschulden über Erkrankungen, 

Trennungsproblematik bis hin zu Trauerfällen. In 39% der Fälle wurde mit unterschiedlichem 

Aufwand hierzu an andere Dienste und Einrichtungen verwiesen oder bisweilen sogar durch die 

Fachstelle selbst Hilfe geleistet.  

Details sind den Unterkapiteln  6.3 und  6.4 zu entnehmen. Einen grafischen Überblick geben hier 

jeweils die nachgeordneten Unterkapitel  6.3.1 und  6.4.1. 
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2.1.5 Primärpräventive Arbeit wird bereits geleistet, erscheint aber noch ausbaufähig 

Die Untersuchung differenzierte gemäß CAPLAN (1964) folgende Präventionsformen: 

 Primäre Prävention zielt darauf ab, das Auftreten von Problemen und Gefährdungen zu 

verhindern. 

 Sekundäre Prävention zielt darauf ab, bereits eingetretene Gefährdungen zu reduzieren, um 

weitere negative Konsequenzen zu verhindern. 

 

Der Anteil der Fälle nach Primärprävention lag bei 16%. Da der Zeitpunkt der Intervention eine 

entscheidende Rolle zu spielen scheint (vgl. Unterkapitel  2.1.2), erscheint es lohnenswert, diesen 

Anteil zu steigern.  

Details sind dem Unterkapitel  6.2.5 zu entnehmen.  

 

2.1.6 Die Fachstellenarbeit und Kinder 

In 40% der erfassten Haushalte lebten auch Kinder. Die Anzahl pro Haushalt lag im Durchschnitt 

bei zwei Kindern, konnte aber zwischen einem und fünf liegen. Besonders erfreulich ist, dass der 

Anteil der gemessenen positiven Fallausgänge bei Haushalten mit Kindern sogar höher liegt (mind. 

74,8%) als bei Haushalten ohne Kinder (mind. 65,5%).  

Details sind den Unterkapiteln  6.2.1 und  6.3.2 zu entnehmen.  

 

2.1.7 Anpassung der Arbeitsstruktur an die KlientInnen  

Grundsätzlich ist die Fachstellenarbeit im Rahmen einer Komm-Struktur angelegt. Jedoch wird 

deutlich, dass die Mitarbeitenden auch Flexibilität zeigen, bei Bedarf aufsuchende Hilfe zu leisten. 

Bei mindestens 44% der Haushalte fand im Fallverlauf mindestens ein Außenkontakt statt.  

Zu mindestens 26% der KlientInnen konnte nur auf diese Weise der Kontakt hergestellt werden. Da 

anzunehmen ist, dass es sich hierbei um völlig zurückgezogene Personen handelte, kann dies als 

eine Leistung zum (erneuten) Anschluss an das Hilfesystem interpretiert werden.  

Details sind den Unterkapiteln  6.2.6 und  6.4.4 zu entnehmen.  

 

2.2 Teil zwei: Qualitative Untersuchung 

Es wurden fünf Best-Practice-Kooperationsverhältnisse ausgewählt. Es wurden 

ExpertInneninterviews per Telefon mit drei VermieterInnen, einem Gerichtsvollzieher und dem 

Geschäftsführer eines Jobcenters geführt.  

Die Ergebnisse dieser Gespräche werden in Kapitel  7 ausführlich dargestellt. An dieser Stelle wird 

ein Überblick über die Aussagen der GesprächspartnerInnen gegeben.  

 

In allen fünf Interviews wurde eine grundsätzliche Zufriedenheit mit der Zusammenarbeit mit den 

Mitarbeitenden der Fachstelle geäußert.  
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2.2.1 Die Güte der Zusammenarbeit hängt auch ab von der Fluktuation der Mitarbeitenden 

Grundlegende Bedingungen guter Zusammenarbeit (Vertrautheit und Vertrauen, Transparenz, 

einfache und klare Kommunikation, Zugriff auf größere Netzwerke, Abstimmung über eine 

einheitliche Vorgehensweise) sind nach Betonung der meisten befragten ExpertInnen sehr 

abhängig von der Dauer der Kooperation mit einzelnen Mitarbeitenden. Wechsel in der 

MitarbeiterInnenschaft bringen daher einen starken Mehraufwand bzw. eine mindestens 

phasenweise Senkung der Effektivität mit sich.  

Details sind den Unterkapiteln  7.3.5 und  7.4.1 zu entnehmen.  

 

2.2.2 Die Güte der Zusammenarbeit hängt auch davon ab, wie engmaschig sie ist 

Die Heterogenität der vielen genannten „sonstigen Problemlagen“ im Rahmen der quantitativen 

Untersuchung (vgl. Unterkapitel  6.2.3 und  6.4.5) illustriert, wie erforderlich die Vernetzung mit 

anderen Akteuren in der Fallarbeit ist. Dies wird auch dadurch bestätigt, dass mehrere der 

interviewten ExpertInnen betonten, wie wichtig das Netzwerk der Fachstellen sei. Innerhalb dieses 

Netzwerkes lohne sich die Zusammenarbeit auch für die jeweiligen KooperationsparterInnen, die 

im Gespräch beispielsweise Kostensenkung, Abgabe von Aufgaben, Effektivitätssteigerung als 

Nutzen der Zusammenarbeit benannten.  

Häufig bringe die Fallarbeit hohe Komplexität, starken Zeitdruck und eine schnelle Veränderung 

des Sachstands mit sich. Um diesem gerecht zu werden, betonten fast alle befragten ExpertInnen 

die Notwendigkeit eines umfassenden häufigen und raschen Informationsaustauschs. Ein 

besonderes Beispiel hierfür bietet ein Arbeitskreis von Behörden, VermieterInnen und Fachstelle 

zur Weiterentwicklung besonders schwieriger Fallverläufe (vgl. Unterkapitel  7.3.12).  

Die Notwendigkeit der engen Zusammenarbeit wird jedoch begleitet von der Pflicht, das Recht der 

KlientInnen auf Datenschutz zu gewährleisten. Ein erstes Beispiel zum konstruktiven Umgang mit 

dieser Herausforderung bietet der Kooperationsvertrag eines Jobcenters, der vorgibt, in der 

Fallarbeit der Vertragspartner auf gegenseitige Schweigepflichtsentbindungen zuzuarbeiten (vgl. 

Unterkapitel  7.3.3).  

Details sind dem Unterkapitel  7.3.6 zu entnehmen.  
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2.2.3 Prädikatoren guter Kooperation 

Neben einer geringen Fluktuation von Mitarbeitenden und einer Engmaschigen Zusammenarbeit 

(s.o.) nannten die befragten ExpertInnen die folgenden Prädikatoren für guter Kooperation mit den 

Fachstellen:  

 Zuverlässigkeit. Sie sei die Grundlage für den Aufbau von Vertrauen 

 Transparente Grenzen. Dies betreffe beispielsweise die folgenden Aspekte... 

o Wo komme ich bei KlientInnen nicht weiter? 

o Bei welchem Haushalt ist ein Erfolg sehr fraglich? 

o Welche Schwierigkeiten bringt ein neuer Haushalt mit sich, den die Fachstelle als 

potentielle Mieter vorschlägt? 

 Gemeinsame Strategie. Dies betreffe beispielsweise die folgenden Aspekte: 

o Während des Fallverlaufs einheitlich steuern, wann KlientInnen gefördert und wann sie 

gefordert werden 

o Vermeiden, sich gegenseitig zu blockieren 

o Vermeiden, sich gegeneinander ausspielen zu lassen 

 

Details sind den Unterkapiteln  7.3.4 bis  7.3.11 zu entnehmen.  

2.2.4 Ein Alleinstellungsmerkmal der Fachstellen besteht in ihrer besonderen Rolle 

Als Alleinstellungsmerkmal wurde von den Gesprächspartnern die besondere Rolle der Fachstellen 

hervorgehoben:  

 Rolle gegenüber den KlientInnen: Akteure, von denen Forderungen, Verweigerung von 

Leistungen bis hin zu Sanktionen ausgehen, werden immer wieder von den KlientInnen als 

„Feinde“ wahrgenommen. Demgegenüber sei es den Fachstellen in ihrer von Eigeninteressen 

weitgehend freien Moderatorenrolle möglich, ein Vertrauensverhältnis zu den KlientInnen 

aufzubauen.  

 Rolle gegenüber dem Jobcenter: Während beispielsweise VermieterInnen aufgrund ihres 

Eigeninteresses von Seiten des Jobcenters als Kooperationspartner in Mietkonflikten 

inakzeptabel seien, gelte dies nicht für die Fachstellen. Ihnen gegenüber seien Jobcenter eher 

bereit, bei KundInnen auf eine Schweigepflichtsentbindung hinzuarbeiten.  

 

Details sind dem Unterkapitel  7.2 zu entnehmen.  
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2.2.5 Kooperationsverträge können Arbeitsprozesse vereinfachen 

Um Mitarbeitenden in Jobcentern Prozesssicherheit zu verschaffen und den Fachstellen eine 

konstruktive Zusammenarbeit im Rahmen eines stark krisenbeladenen Themas zu ermöglichen, 

erscheine es nach Aussage eines Experten hilfreich, Kooperationsverträge zwischen diesen beiden 

Partnern abzuschließen, die unter anderem Folgendes beinhalten:  

 Grundsätzliche Zusicherung einer offenen und engen Zusammenarbeit 

 Regelung der Zugangswege zwischen Fachstelle und Jobcenter-Mitarbeitenden 

 Regelung des Informationsverhaltens 

 Einführen einer gegenseitigen Schweigepflichtsentbindung - zugunsten von Datenschutz 

 Regelungen für wiederkehrende Prozesse 

 Festlegung von Leistungen des Jobcenters 

 Festlegung zu Ermessensspielräumen des SGB II 

 Einführung von Deeskalationsstrategien, beispielsweise im Rahmen der Abgabe des Falles an 

höhere Hierarchieebenen 

 

Details sind dem Unterkapitel  7.3.3 zu entnehmen.  

 

2.3 Teil drei: Alternativkostenrechnung  

2.3.1 Einsparungen für die öffentliche Hand 

Es zeigte sich, dass der öffentlichen Hand durch die Bezuschussung von Fachstellen und deren 

Arbeit finanzielle Einsparungen entstehen. Daher lohnt es sich für Kommunen bzw. den Staat auch 

in wirtschaftlicher Hinsicht, Fachstellen in freier Trägerschaft im Einzugsgebiet der jeweiligen 

Gebietskörperschaft zu betreiben. 

 

Es wurde angenommen, dass die aktuell positiv abgeschlossenen Beratungsfälle wohnungslos 

werden und die Gemeinden für diese eine Unterkunft zur Verfügung stellen müssen. Die 

untersuchten Fachstellen der Diakonie werden durchschnittlich mit 0,94 Euro pro EinwohnerIn im 

Einzugsgebiet bezuschusst. Betrachtet man die enge Definition von positiven Beratungsfällen 

(hierunter zählen nur solche Fälle, die im Ergebnis den Wohnungserhalt oder den Umzug in eine 

andere Wohnung aufweisen), liegen die Kosten für die Unterbringung in einer Pension um das 

dreifache höher (2,96 Euro pro EinwohnerIn im Einzugsgebiet) als der Zuschuss an die Fachstelle. 

Hierbei wird von einer durchschnittlichen Aufenthaltsdauer von vier Monaten ausgegangen. Diese 

Dauer gilt als allgemein anerkannt und beruht auf einer Veröffentlichung des Deutschen 

Städtetages (vgl. DEUTSCHER STÄDTETAG, 1987).  

 

In der Praxis zeigt sich allerdings, dass die durchschnittliche Aufenthaltsdauer oft länger ist. Durch 

eine Erhebung in Obdachlosenunterkünften der Diakonie konnte ein Durchschnitt von sieben 

Monaten ermittelt werden. Bei dieser Aufenthaltsdauer, ergeben sich für die öffentliche Hand bei 

der Unterbringung in einer Pension fünfeinhalbmal höhere Kosten (5,19 Euro pro EinwohnerIn im 

Einzugsgebiet), wie für die entsprechende Bezuschussung der Fachstelle. 
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Weiter erhöhen würden sich die Kosten für die öffentliche Hand, wenn man die enge Definition der 

positiv abgeschlossenen Fälle um solche Fälle erweitert, die nach der Beratung zu 

Familien/Freunden umgezogen sind oder in eine soziale Einrichtung. Bei einer durchschnittlichen 

Aufenthaltsdauer von vier Monaten würden dann dreieinhalb mal höhere Kosten bei der 

Unterbringung in eine Pension (3,38 Euro pro EinwohnerIn im Einzugsgebiet) entstehen, bei einer 

Aufenthaltsdauer von sieben Monaten lägen die Kosten sechsmal höher (5,91 Euro pro 

EinwohnerIn im Einzugsgebiet). Als Vergleichsmaß dient hier wieder der Zuschuss der öffentlichen 

Hand an die Fachstellen. 

 

Details sind dem Unterkapitel  8.1 zu entnehmen.  

 

2.3.2 Einsparungen für den VermieterInnen 

Neben diesen Kosteneinsparungen für die öffentliche Hand, die sich durch den Betrieb der 

Fachstellen ergeben, werden auch Kosten bei den VermieterInnen vermieden. 

 

Nach einer Schätzung können bei einer Betrachtung der engen Definition von Wohnungslosigkeit 

rund 3,3 Mio. Euro an Kosten für Zwangsräumungen vermieden werden. Diese Kosten müssen die 

VermieterInnen vorstrecken bzw. übernehmen, sofern die MieterInnen dies finanziell nicht leisten 

können. 

 

Neben den Kosten für die Zwangsräumung entstehen den VermieterInnen meistens zusätzlich 

Mietausfälle, Nebenkosten für die Wohnung sowie Kosten für die Einlagerung von Möbeln oder die 

Renovierung. Geht man von einem durchschnittlichen Mietausfall von acht Monaten und einer 

durchschnittlichen Warmmiete von 500 Euro aus, so ergeben sich für die enge Definition von 

Wohnungslosigkeit nochmals rund 2,7 Mio. Euro an Kosten die durch Fachstellen vermieden 

werden können. Bei den genannten Kosten handelt es sich allerdings lediglich um Schätzungen, da 

die realen Kosten je nach Wohnungsgröße stark variieren. 

 

Details sind dem Unterkapitel  8.2 zu entnehmen.  
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3 Evaluationsgegenstand 
Gegenstand der Evaluation waren Effektivität, Kooperation und Effizienz der dem FEWS 

angeschlossenen acht Fachstellen. Diese Aspekte werden in den folgenden Unterkapiteln genauer 

dargestellt.  

 

3.1 Effektivität der Fachstellen 

Eng verbunden mit dem Effektivitätsbegriff ist die Frage nach den Wirkungen einer Maßnahme. 

Inwiefern sich jedoch die Wirkungen sozialpädagogischer Arbeit messen lassen, ist umstritten. Das 

Hauptproblem besteht darin, dass soziale Prozesse in aller Regel mit einer unendlichen Menge von 

Faktoren in wechselseitigem Bezug stehen: ob beispielsweise eine Person wohnungslos wird, 

hängt nicht nur von der regelmäßigen Zahlung ihrer Miete ab, sondern auch von der 

Immobilienplanung der VermieterInnen, dem Wohnungsmarkt, den gesetzlichen 

Rahmenbedingungen und auch einer Reihe psychosozialer Faktoren wie beispielsweise dem 

sozialen Netz der Person, ihren eigenen persönlichen, sozialen und praktischen Kompetenzen und 

vielem mehr. ASTLEITHNER (2012) stellt hinsichtlich der Bedeutung der Sozialen Arbeit in dieser 

Situation fest: „Die professionelle Intervention ist in diesem Gefüge ein Faktor von vielen“ (S. 13).  

Der Kausalzusammenhang, d.h. was genau die Ursache für eine bestimmte Wirkung war, lässt sich 

kaum eindeutig identifizieren. Eine vergleichbare Situation findet sich in der offenen Kinder- und 

Jugendhilfe. LIEBIG (2009) unterscheidet in Bezug auf diesen Hilfebereich die Begriffe Wirkungen 

und Effekte: „Es kann also nicht um die exakte Messung von Wirkungen bestimmter und 

identifizierter Handlungszusammenhänge der sozialen bzw. pädagogischen Arbeit gehen, sondern 

ausschließlich um die Dokumentation von Effekten, an deren Zustandekommen die sozialen bzw. 

pädagogischen Institutionen beteiligt waren.“ (S. 10)  

Effektivität wird unter diesem Gesichtspunkt in diesem Bericht verstanden als das Maß, in dem sich 

erwünschte Effekte unter der Beteiligung der Arbeit von Präventionsfachstellen eingestellt haben.  

 

Die Messung von Effekten und Wirkungen geschieht in der Regel mithilfe von Vorher-Nachher-

Vergleichen. Ein solcher wurde für Aspekte mit zentraler Bedeutung für die Arbeit der Fachstellen 

zur Verhinderung von Obdachlosigkeit vorgenommen. Diese Aspekte waren:  

 Sicherheit bzw. Gefährdung der Wohnung von KlientInnen 

 Vorliegen bzw. Abwendung einer Räumungsklage gegen KlientInnen 

 Finanzielle Rückstände von KlientInnen 

 Kommunikation zwischen KlientInnen, VermieterInnen bzw. AnwältInnen 

 Einkommensquellen von KlientInnen 

 Inanspruchnahme zustehender finanzieller Hilfen 

 

Die Präventionsarbeit umfasst jedoch eine ganze Reihe von Aspekten, bei denen eine Vorher-

Nachher-Messung kaum bzw. nur mit deutlich erhöhtem Aufwand durchgeführt werden kann bzw. 

bei denen eine klassische Vorher-Nachher-Messung nicht sinnvoll ist. Hier wurde anstelle einer 

Effektmessung die Durchführung von Tätigkeiten erfragt, um den inhaltliche Arbeitsumfang der 
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Fachstellenarbeit zu erfassen. Dies sollte eine Grundlage schaffen, Effekte dieser Aspekte 

zumindest theoretisch einschätzen zu können. Diese Aspekte waren:  

 Tatsächliche Reduzierung von Problemverhalten außerhalb finanzieller Rückstellungen. 

Beispiele hierfür sind Verwahrlosung, Lärmbelästigung, usw. Die genaue Beurteilung dieser 

Problemverhaltensweisen bedeutet einen Aufwand, der im Rahmen der Untersuchung nicht 

leistbar war. Daher wurde das Vorliegen dieser Probleme als Ausgangslage für die 

Wohnungsgefährdung erfasst, sowie der Ausgang der Beratungssituation in Bezug auf die 

Wohnung, also beispielsweise Wohnungserhalt, Umzug, usw.  

 Korrektur von Miss- bzw. Fehlinformation: Zu erfassen, welches Wissen über Mietthemen bei 

den KlientInnen vor bzw. nach der Maßnahme vorlagen, bedeutet einen nicht zumutbaren 

Aufwand. Daher wurde erfasst, ob für die Fachkräfte offensichtlich Wissensdefizite vorlagen 

bzw. ob die die Weitergabe von Informationen vorgenommen wurde.  

 Unterstützung bei illegalen Bedrohungen durch VermieterInnen: Die Beurteilung von 

Bedrohungssituationen und deren Veränderung stellt eine äußerst komplexe Aufgabe dar. Das 

angewendete Messverfahren sollte die Fallverläufe in der Rückschau betrachten. Daher war es 

dieser Aufgabe nicht gewachsen. Aus diesem Grund wurde lediglich das Vorliegen einer 

Bedrohung erfasst, bzw. inwiefern die Fachkräfte hierbei Unterstützung leisteten.  

 Unterstützung beim Umzug: Da sich die Notwendigkeit eines Umzugs erst im Laufe des 

Fallverlaufs herausstellt, ist eine Vorher-Nachher-Messung nicht sinnvoll. Somit wurde die 

Notwendigkeit und die Umsetzung dieser Art der Unterstützung erfasst. 

 Unterstützung bei Einlagerung von Eigentum: Auch bezüglich der Einlagerung von Eigentum 

stellt sich die Notwendigkeit erst im Laufe des Fallverlaufs heraus. Auch hier ist also eine 

Vorher-Nachher-Messung nicht sinnvoll. Somit wurde ebenfalls die Notwendigkeit und die 

Umsetzung dieser Art der Unterstützung erfasst. 

 Unterstützung in sonstigen Problemlagen: Die Arten der Problemlagen, die KlientInnen der 

Fachstellenarbeit mit sich bringen, sind vielfältig. Sie reichen von Schuldenproblemen über 

psychiatrische Erkrankungen bis hin zu starken Sprachschwierigkeiten. Prozesse zur Linderung 

reichen zumeist sowohl inhaltlich wie zeitlich weit über die Arbeit der Wohnungslosenprävention 

hinaus, weshalb häufig an andere Stellen verwiesen wird. Daher wurden die Arten der 

vorliegenden zusätzlichen Probleme neben der Wohnungsgefährdung erfasst, sowie der Anteil 

der Fachstellen an deren Bearbeitung. 

 Neuanschluss ins Hilfesystem: Die genaue Erfassung, ob zu irgendwelchen Teilen des 

Hilfesystems Kontakt besteht, entzieht sich zu Beginn vieler Fälle der Beurteilung der Berater. 

Ziehen sich Personen in der Wohnungskrise jedoch stark zurück, kann aus ExpertInnensicht 

davon ausgegangen werden, dass Kontakt zumindest vorrübergehend nicht besteht. Schaffen 

die Fachstellen es, dennoch, Kontakt aufzunehmen, liegt faktisch eine gewisse Verbindung zum 

Gesamthilfesystem (erneut) vor. Daher wurde erfasst, ob eine aufsuchende Kontaktaufnahme 

notwendig war und ob sie erfolgte.  
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Weitere wichtige Aspekte der Hilfe in Wohnungsnotfällen, die ebenfalls erfasst wurden, sind:  

 Demographische Beschreibung der KlientInnengruppe 

 Zusammenarbeit mit weiteren AkteurInnen 

 Stufe der Prävention (Primär, Sekundär) 

 Eskalationsstufe, zu der die Beratung einsetzte 

 

3.2 Prävention durch Kooperation 

SPECHT (2012) betont die Bedeutung der Kooperation innerhalb des Arbeitsfeldes 

Wohnungslosenhilfe mit anderen AkteurInnen: „In ihrer langen Geschichte konnte 

Wohnungslosenhilfe die Vielfalt der sozialen Integrationsaufgaben noch nie auf sich allein gestellt 

lösen, obschon sie nicht selten allein blieb. Sie war und ist auf starke Partner angewiesen: auf 

Kommunalverwaltungen, Arbeitsagenturen und andere Sozialleistungsträger, auf 

Suchtkrankenhilfe, Migrationsdienste, Psychiatrie, Krankenhäuser, Jugendhilfe und 

Straffälligenhilfe, auf Wohnungswirtschaft und Arbeitgeber - nur um die Wichtigsten zu nennen.“ (S. 

9) 

 

Ein weiterer Gegenstand der Untersuchung war daher die Kooperation mit für die Präventionsarbeit 

besonders wichtigen PartnerInnen. Von Interesse waren die Fragen, wie sich solche Kooperation 

beschreiben lässt und welche Faktoren sie positiv beeinflussen können.  

 

3.3 Effizienz der Fachstellen 

Neben der Effektivität der Fachstellen im Sinne von Zielerreichung, sollte auch deren Effizienz aus 

der Sicht der öffentlichen Hand untersucht und beurteilt werden. Von einer Effizienz der Fachstellen 

wird im Rahmen dieser Untersuchung dann gesprochen, wenn die anzunehmenden alternativen 

Kosten der öffentlichen Hand für die Unterbringung von Wohnungslosen höher sind als die 

tatsächlich geleisteten öffentlichen Zuschüsse für den Betrieb der Fachstellen. 

 

Im Rahmen der durchgeführten Alternativkostenrechnung wurde daher die Annahme zugrunde 

gelegt, dass ohne eine Fachstelle die positiv abgeschlossen Fälle, bei denen die 

Wohnungslosigkeit vermieden werden konnte, wohnungslos werden. Wäre dies der Fall, müsste 

die öffentliche Hand für die Kosten der Unterbringung in Pensionen oder Obdachlosenunterkünften 

aufkommen. Je mehr diese Kosten die Zuschüsse der öffentlichen Hand an die Fachstelle 

übersteigen, desto begründeter kann von der Effizienz der Fachstellen gesprochen werden: Der 

Betrieb einer Fachstelle hat dann eine Kosteneinsparung der öffentlichen Hand zufolge.  



 

 

 

 
Effektiv, effizient und kooperativ 

 

Evangelische Hochschule Nürnberg - Institut für Praxisforschung und Evaluation im kirchlichen, sozialen und Bildungsbereich 17 

 

4 Evaluationsdesign 
Die Evaluation wurde im Sinne eines sequenziellen Mixed Methods Ansatzes (vgl. KUCKARTZ, 

2014) vorgenommen, bei dem die erste Stufe in einer quantitativen Erhebung besteht, auf deren 

Ergebnissen der Verlauf die weiteren Stufen aufbaut.  

Hierbei verliefen die qualitative Interviewstudie und die Alternativkostenrechnung jedoch parallel, 

da sie zwei verschiedene Aspekte der Fachstellenarbeit unabhängig voneinander betrachten: die 

Kooperation mit anderen AkteurInnen und die Kosten die durch Alternativen entstehen würden. 

Die Ergebnisse der Untersuchung wurden nach Abschluss der Auswertung den Auftraggebenden 

präsentiert und diskutiert. Auf der Basis dieser Präsentation wurden Inhalte für die 

Zusammenfassung dieses Berichtes ausgewählt (vgl. Kapitel  2). 

 

Die Durchführung der Evaluation geschah in enger Kooperation zwischen dem IPE und einer 

Projektgruppe des Fachverbands.  

4.1 Teil eins: Quantitative Erfassung von Effekten und Tätigkeiten 

Die Erfassung von Effekten und Tätigkeiten der Fachstellen (vgl. Unterkapitel  3.1) sollte mithilfe 

quantitativer Methoden durchgeführt werden. 

 

Um ein möglichst umfangreiches, differenziertes Bild der Präventionsarbeit zu erhalten, wurden die 

wesentlichen Fragestellungen zunächst explorativ entwickelt. Hierzu wurden die folgenden Schritte 

unternommen: 

 Ein Workshop mit ExpertInnen aus Leitungspositionen der Fachstellen  

 Literaturrecherche zu der Frage, welche Aspekte bei der Erforschung von Nutzen und Effekten 

der Fachstellenarbeit bedacht werden sollten 

 Einsichtnahme einer Fachstelle und Interview von dort tätigen Fachkräften durch das IPE 

 

Hierbei entstanden diverse Fragestellungen, die im Verlauf der Erhebung geklärt werden sollten.  

Diese Fragestellungen wurden im Austausch mit dem Auftraggeber im Rahmen von Workshops 

und Emailverkehr in Fragebogenitems überführt (operationalisiert). 

 

Die Fragestellungen sollten in Bezug auf konkrete Fälle der Fachstellen beantwortet werden. 

KlientInnen direkt zu befragen, erschien nicht sinnvoll, da damit zu rechnen war, dass sich ein 

großer Teil der KlientInnen der direkten Befragung verweigert hätte. Eine zu große Zahl an 

Ausfällen hätte die Ergebnisse zu stark verzerrt. Daher wurde folgende Alternative gefunden:  

Die Fragestellungen ließen sich ausschließlich auf Faktenfragen reduzieren, wie beispielsweise 

das Vorliegen finanzieller Rückstände oder den Ausgang der Präventionsarbeit als 

Wohnungserhalt, als Umzug, als Wohnungslosigkeit oder Ähnliches. Da die Erhebung derartiger 

Fakten keinen nennenswerten Verzerrungen durch Subjektivität unterliegt, erschien es adäquat, die 

Beantwortung ausschließlich durch die Mitarbeitenden der Fachstellen selbst vornehmen zu 

lassen.  
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Die Fragestellungen wurden zunächst durch eine Projektgruppe des Fachverbands entwickelt. 

Anschließend wurden diese im Rahmen der explorativen Arbeit durch das IPE erweitert. Dieser 

Stand wurde schriftlich mit der Projektgruppe abgestimmt und schließlich in einen Online-

Fragebogen eingearbeitet.  

Dieser wurde im Sinne eines Standard Pretests (vgl. HÄDER, 2010) von den Mitarbeitenden der 

teilnehmenden Fachstellen getestet, da durch diese zu einem späteren Zeitpunkt auch die Daten 

eingegeben werden sollten. Veränderungsvorschläge wurden per Email bzw. mündlich in einem 

weiteren Treffen eingereicht und diskutiert.  

 

Für die Datenerhebung wurde durch das IPE eine repräsentative Stichprobe erstellt. Diese bezog 

sich auf die Fälle, die im Zeitraum 1.6.2013 bis 31.5.2014 durch die Fachstellen der Diakonie in 

Bayern worden waren. Die Dateneingabe wurde in einem weiteren Schritt durch die 

Fachstellenmitarbeitenden, welche die gewählten Fälle bearbeitet hatten, vorgenommen.  

Mit dem Online-Fragebogen wurden die jeweiligen Daten im Zeitraum Ende August 2014 bis 

31.10.2014 eingegeben.  

 

Dies bedeutet, dass der Datensatz aus der Rückschau entstanden ist, einschließlich der Erfassung 

beider Zeitpunkte zu den Vorher-Nachher-Messungen. Diese Datenerhebung ist adäquat, da sich 

die Items ausschließlich auf Faktenfragen bezogen, deren Ergebnisse keinen nennenswerten 

Verzerrungen durch zeitlichen Abstand unterliegen. Außerdem konnte zu ihrer Beantwortung die 

jeweilige Falldokumentation herangezogen werden.  

 

4.2 Teil zwei: Qualitative Erfassung der Kooperation mit anderen Stellen 

Aufgrund der Bedeutung von KooperationspartnerInnen sollte die Untersuchung Best-Practice-

Beispiele von Kooperation qualitativ vertieft erforschen. Das Ziel war, gelungene Zusammenarbeit 

darzustellen und wesentliche Gelingensfaktoren zu identifizieren (vgl. Unterkapitel Fehler! 

Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.).  

Als Datenerhebungsmethode wurden halbstrukturierte qualitative am Telefon geführte 

ExpertInneninterviews gewählt, die anschließend im Rahmen eines Protokolls (vgl. MAYRING 2002) 

in Text überführt und mithilfe einer inhaltlichen Strukturierung nach der qualitativen Inhaltsanalyse 

(vgl. MAYRING 2015) ausgewertet wurden. 
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4.3 Teil drei: Alternativkostenrechnung 

Neben der Effektivität der Arbeit der Fachstelle sollte auch deren Effizienz untersucht werden. 

Hierbei wurde eine Alternativkostenrechnung durchgeführt. Für diese Berechnung wurden positiv 

abgeschlossene Fälle der Fachstellen herangezogen und eine enge sowie eine breitere Definition 

von positiven Beratungsfällen zugrunde gelegt: 

 

 Im Rahmen der engen Definition von positiven Beratungsfällen werden nur solche Fälle als 

positiv angesehen, die als Ergebnis den Wohnungserhalt oder einen Umzug in eine andere 

Wohnung aufweisen. Die Grundlage für die Berechnung der Alternativkosten bilden die 670 

entsprechenden Fälle, die dem IPE für das Jahr 2014 von den beteiligten Fachstellen gemeldet 

wurden.  

 Bei der breiteren Definition von positiv abgeschlossenen Fällen werden neben den zuvor 

genannten Ergebnissen, auch die Effekte „Umzug zu Familie/Freunden“ oder „Umzug in soziale 

Einrichtungen“ als positiv angesehen. Die BAG Wohnungslosenhilfe sieht zwar in diesen beiden 

Ergebnissen keinen positiven Abschluss1, da aber die meisten Kommunen bei diesen 

Umzugsformen von einem positiven Abschluss ausgehen, wurden sie in diese breitere 

Definition aufgenommen. Bei der breiteren Definition von positiv abgeschlossenen Fällen 

wurden die insgesamt 808 positiven Fälle berücksichtigt, die dem IPE für das Jahr 2014 von 

den beteiligten Fachstellen gemeldet wurden. 

 

Durch die Unterscheidung beider Definitionen war es möglich, die Alternativkosten für beide 

Varianten getrennt zu berechnen. Es wurde angenommen, dass ohne das Bestehen einer 

Fachstelle diese positiven Fälle in die Wohnungslosigkeit abgleiten. Die öffentliche Hand müsste 

dann die Kosten, die durch die eintretende Wohnungslosigkeit entstehen, übernehmen. 

 

Weiterhin musste festgelegt werden, für welche Alternativen die Berechnung der Kosten erfolgte. 

Bei einem Treffen mit dem Projektpartner am 5. Februar 2015 kam es zu der Einigung, den Fokus 

auf die Kosten für die öffentliche Hand zu legen. Ziel war es zu berechnen, welche Kosten 

entstehen, wenn die positiven Beratungsfälle wohnungslos werden und dann in einer 

Notunterkunft/Pension oder einer Obdachlosenunterkunft untergebracht werden müssen. 

 

Neben diesen Kosten für die öffentliche Hand wurden zusätzlich diejenigen Kosten geschätzt, die 

VermieterInnen durch die Arbeit der Fachstellen einsparen, weil z. B. keine Kosten für 

Räumungsklagen und die Räumung selbst anfallen bzw. ein Mietausfall verhindert wird. 

 

Als Grundlage für den Vergleich galt der Zuschuss der öffentlichen Hand an die Fachstelle. Von 

Effizienz kann in diesem Zusammenhang umso eher gesprochen werden, je deutlicher diese 

alternativen Kosten die Zuschüsse, die die Fachstelle bisher erhält, übersteigen, denn dadurch wird 

nachgewiesen, dass die öffentliche Hand durch die Bezuschussung der Fachstellen Geld spart. 

                                                

 
1
 Nach der BAG Wohnungslosenhilfe gelten nur Personen als nicht wohnungslos die über einen 

mietvertraglich abgesicherten Wohnraum verfügen (vgl. BAG WOHNUNGSLOSENHILFE, o. J.). 
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Da die Fachstellen, die sich an der Erhebung beteiligten, unterschiedlich hohe Zuschüsse erhalten 

und auch unterschiedlich viele EinwohnerInnen in deren Einzugsgebiet leben, wurden die 

Ergebnisse der Alternativkostenrechnung im Rahmen dieser Untersuchung in Kosten pro 

EinwohnerIn im Einzugsgebiet angegeben und berechnet. 

 

4.3.1 Erhebung der benötigten Daten 

Für die Berechnung der Alternativkosten wurden die folgenden Daten von den beteiligten 

Fachstellen der Diakonie in Bayern erfragt: 

 Die Anzahl der abgeschlossenen Beratungsfälle für das Jahr 2014, differenziert nach 

Beratungsausgang und Familienstand. Innerhalb der Gruppen „Alleinerziehende“ und „Familie“ 

erfolgten die Angaben nach der Größe des Haushaltes untergliedert. 

 Die Zuschüsse, die die Fachstelle von der öffentlichen Hand erhält, sowie die Anzahl der 

EinwohnerInnen im Einzugsgebiet der Fachstelle. 

 Damit das Institut in der Lage war, die Kosten für die Unterkunft in Pensionen zu berechnen, 

konnte jede Fachstelle die Preise für Einzel- und Doppelzimmer pro Monat für bis zu zehn 

Pensionen angeben. Der Mittelwert aus diesen Preisen wurde in der Berechnung 

berücksichtigt.  

Eine Fachstelle konnte keine Preise für Pensionen angeben. In diesem Fall wurde eine 

Internetrecherche für Pensionspreise im entsprechenden Landkreis durchgeführt und das 

Ergebnis in die Berechnung aufgenommen. Bei den Preisen wurde davon ausgegangen, dass 

bei einer längeren Belegung (mindestens vier Monate) ein Rabatt von 25 % gewährt wird.  

 Weiterhin wurden die Kosten der öffentlichen Träger für Obdachlosenunterkünfte, die Anzahl 

der Plätze sowie mögliche Erträge der Obdachlosenunterkünfte pro Monat und Platz (z. B. 

durch Nutzungsentgelte) abgefragt. Da diese Daten nicht von allen öffentlichen Trägern 

veröffentlicht werden, konnten nur zwei Fachstellen diese Daten liefern. 

 

4.3.2 Berechnung der Alternativkosten 

Die Berechnung der Alternativkosten wurde für jede Fachstelle, für die Daten vorlagen, einzeln 

durchgeführt. Eine Besonderheit lag bei einem Träger vor, der mehrere Fachstellen betreibt. Hier 

wurden die Zuschüsse zur Fachstelle für jede Stelle einzeln berücksichtigt. Die Alternativkosten 

wurden jedoch über alle Stellen berechnet. Danach wurde der Mittelwert über die Werte aller 

Fachstellen gebildet, der das Endergebnis der Alternativkostenrechnung darstellt. 

 

Nachfolgend wird auf die einzelnen Berechnungen näher eingegangen. 
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Berechnung der Zuschüsse an die Fachstellen 

Die angegebenen Zuschüsse an die Fachstellen durch die öffentliche Hand wurden durch die 

Anzahl der EinwohnerInnen im Einzugsgebiet dividiert. Hierdurch wurde der Zuschuss der 

öffentlichen Hand pro EinwohnerIn berechnet, der eine bessere Vergleichbarkeit zwischen den 

einzelnen Stellen ermöglicht. 

 

Berechnung Alternativkosten für die Unterkunft in Pensionen 

Als Grundlage für die Berechnung musste in einem ersten Schritt ermittelt werden, wie viele Einzel- 

und Doppelzimmer in Pensionen für die positiv abgeschlossenen Beratungsfälle benötigt werden. 

Nachfolgender Tabelle kann die Haushaltsgröße und die zugeordneten Zimmer entnommen 

werden: 

 

Haushaltsgröße EZ DZ 

Alleinstehende (1 Pers. HH) 1  

2 Pers. HH  1 

3 Pers. HH 1 1 

4 Pers. HH  2 

5 Pers. HH 1 2 

6 Pers. HH  3 

7 Pers. HH 1 3 

8 Pers. HH  4 
Tabelle 1: Haushaltsgröße und Anzahl der zugeordneten Zimmer 

Neben der Anzahl der Zimmer werden für die Berechnung der Kosten die Preise für ein Einzel- 

bzw. Doppelzimmer pro Monat benötigt. Daher wurde aus den angegebenen Preisen der 

Fachstelle der durchschnittliche Preis je Zimmerart pro Monat ermittelt. 

 

Die Alternativkosten berechneten sich dann wie folgt: 

 

𝐴𝑙𝑡𝑒𝑟𝑛𝑎𝑡𝑖𝑣𝑘𝑜𝑠𝑡𝑒𝑛 𝑈𝑛𝑡𝑒𝑟𝑏𝑟𝑖𝑛𝑔𝑢𝑛𝑔 𝑃𝑒𝑛𝑠𝑖𝑜𝑛 𝑔𝑒𝑠.

= (𝐴𝑛𝑧𝑎ℎ𝑙 𝐸𝑍 ∗ ∅ 𝑃𝑟𝑒𝑖𝑠 𝐸𝑍 𝑝𝑟𝑜 𝑀𝑜𝑛𝑎𝑡 ∗ 𝐹𝑎𝑘𝑡𝑜𝑟) + (𝐴𝑛𝑧𝑎ℎ𝑙 𝐷𝑍

∗ ∅ 𝑃𝑟𝑒𝑖𝑠 𝐷𝑍 𝑝𝑟𝑜 𝑀𝑜𝑛𝑎𝑡 ∗ 𝐹𝑎𝑘𝑡𝑜𝑟) 

 

Der Faktor in der Formel gibt die Verweildauer in Monaten in der Pension an. Hier wurde in einer 

ersten Berechnung mit dem Faktor 4 für vier Monate gerechnet. Dieser Faktor beruht auf einer 

länger zurückliegenden Veröffentlichung des Deutschen Städtetages (vgl. DEUTSCHER STÄDTETAG, 

1987). Bei der Besprechung mit der Projektgruppe zeigte sich aber, dass die Verweildauer in 

Pensionen und Unterkünfte in der Praxis länger ist. Daher wurde die Berechnung der 

Alternativkosten weiterhin mit dem Faktor 12 für ein Jahr und dem Faktor 7 durchgeführt. Für die 

Bildung dieses Faktors wurde die durchschnittliche Verweildauer in zwei Obdachlosenunterkünften 

analysiert, welche die Diakonie betreibt. Diese liegt bei sieben Monaten. Im Ergebnisteil dieses 

Berichtes (für die Alternativkostenrechnung vgl. Kapitel  8) werden die Ergebnisse für alle drei 

Faktoren berichtet. 
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Die ermittelten Alternativkosten wurden durch die Anzahl der EinwohnerInnen im Einzugsgebiet der 

Fachstelle geteilt, um die Alternativkosten pro EinwohnerIn zu erhalten. 

 

Bei einer Fachstelle ergab sich eine Besonderheit bezüglich der Preise für die 

Pensionsunterkünfte: Hier wurden nicht Preise für Einzel- und Doppelzimmer angesetzt, sondern 

durch das Landratsamt Beträge pro Erwachsenen und Tag sowie pro Kind und Tag genehmigt. 

Daher wurde hier folgende Annahme für die Berechnung aufgestellt: 

 Alleinstehende: eine erwachsene Person  

 Alleinerziehende: eine erwachsene Person und die restliche Haushaltsgröße sind Kinder 

 Familien: zwei erwachsene Personen und die restliche Haushaltgröße sind Kinder 

 

Die Preise pro Tag wurden mit 30 Kalendertagen auf einen Monat hochgerechnet. 

Die entsprechende Formel für die Berechnung der Alternativkosten lautete wie folgt: 

 

𝐴𝑙𝑡𝑒𝑟𝑛𝑎𝑡𝑖𝑣𝑘𝑜𝑠𝑡𝑒𝑛 𝑈𝑛𝑡𝑒𝑟𝑏𝑟𝑖𝑛𝑔𝑢𝑛𝑔 𝑃𝑒𝑛𝑠𝑖𝑜𝑛 𝑔𝑒𝑠.

= (𝐴𝑛𝑧𝑎ℎ𝑙 𝐸𝑟𝑤𝑎𝑐ℎ𝑠𝑒𝑛𝑒 ∗ 𝑃𝑟𝑒𝑖𝑠 𝐸𝑟𝑤𝑎𝑐ℎ𝑠𝑒𝑛𝑒𝑟 𝑝𝑟𝑜 𝑇𝑎𝑔 ∗ 30 ∗ 𝐹𝑎𝑘𝑡𝑜𝑟)

+ (𝐴𝑛𝑧𝑎ℎ𝑙 𝐾𝑖𝑛𝑑𝑒𝑟 ∗ 𝑃𝑟𝑒𝑖𝑠 𝐾𝑖𝑛𝑑𝑒𝑟 𝑝𝑟𝑜 𝑇𝑎𝑔 ∗ 30 ∗ 𝐹𝑎𝑘𝑡𝑜𝑟) 

 

Berechnung Alternativkosten für Obdachlosenunterkünfte 

Grundlage der Berechnung von Alternativkosten für Obdachlosenunterkünfte war die 

Personenanzahl, die einen positiven Beratungsabschluss hatte. Hierfür wurde in einem ersten 

Schritt die Personenanzahl bestimmt indem die Anzahl der Haushalte mit der jeweiligen 

Personenanzahl multipliziert wurde. 

 

Von zwei Fachstellen lagen Kosten der öffentlichen Hand für den Betrieb von 

Obdachlosenunterkünften vor, die bei der Berechnung berücksichtigt wurden. 

 

Für die Berechnung wurden weiterhin die Kosten pro Platz und Monat benötigt. Da BewohnerInnen 

von Obdachlosenunterkünften in den meisten Fällen ein Nutzungsentgelt entrichten müssen, muss 

bei der Betrachtung der Kosten zwischen den Brutto- und Netto-Kosten unterschieden werden. 

Brutto-Kosten sind die Summe aller Kosten, die der Träger für den Betrieb der 

Obdachlosenunterkunft hat. Diese wurden durch die Anzahl der Plätze dividiert, um die Brutto-

Kosten pro Platz und Jahr zu erhalten. Um auf die Brutto-Kosten pro Platz und Monat zu kommen, 

wurden die Jahreskosten durch zwölf Monate geteilt. 

 

Die Netto-Kosten pro Platz und Monat für die Unterbringung in Obdachlosenunterkünften errechnet 

sich nun wie folgt: 

 

 Brutto-Kosten pro Person und Monat 

 abzgl. Erträge, wie Nutzungsentgelte, pro Person und Monat 

 = Netto-Kosten pro Person und Monat 
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Die Fachstellen konnten die Kosten und Erträge von bis zu vier Obdachlosenunterkünften in einer 

Erhebungsdatei angeben. Lagen Angaben von mehreren Obdachlosenunterkünften vor, wurde mit 

dem arithmetischen Mittel die durchschnittlichen Netto-Kosten pro Person und Monat berechnet. 

Diese bildeten auch die Grundlage für die Berechnung der Alternativkosten. Diese wurden mit 

folgender Formel berechnet: 

 

𝐴𝑙𝑡𝑒𝑟𝑛𝑎𝑡𝑖𝑣𝑘𝑜𝑠𝑡𝑒𝑛 𝑈𝑛𝑡𝑒𝑟𝑏𝑟𝑖𝑛𝑔𝑢𝑛𝑔 𝑂𝑏𝑑𝑎𝑐ℎ𝑙𝑜𝑠𝑒𝑛𝑢𝑛𝑡𝑒𝑟𝑘𝑢𝑛𝑓𝑡 𝑔𝑒𝑠.

= 𝐴𝑛𝑧𝑎ℎ𝑙 𝑃𝑒𝑟𝑠𝑜𝑛𝑒𝑛 ∗ 𝑁𝑒𝑡𝑡𝑜 − 𝐾𝑜𝑠𝑡𝑒𝑛 𝑝𝑟𝑜 𝑃𝑒𝑟𝑠𝑜𝑛 𝑢𝑛𝑑 𝑀𝑜𝑛𝑎𝑡 ∗ 𝐹𝑎𝑘𝑡𝑜𝑟 

 

Nur zwei von acht beteiligten Fachstellen konnten die Kosten für den Betrieb von 

Obdachlosenunterkünften benennen. Auch ist davon auszugehen, dass die Kommunen die 

Angaben zu ihren Kosten gemacht haben, nicht alle Kosten aufführten, die im Rahmen der 

Unterkunft anfallen. Dies hat damit zu tun, dass in den Haushalten meistens nur die laufenden 

Kosten des Betriebs für ein Haushaltsjahr aufgeführt werden. Kosten wie zum Beispiel 

Abschreibungen oder einmalige Kosten für Generalsanierungen oder den Bau der Einrichtung 

fanden dadurch keine Berücksichtigung. Auch ist anzunehmen, dass nicht alle städtischen 

Leistungen verrechnet werden, beispielsweise wenn durch den Bauhof Reparaturen durchgeführt 

werden. Es ist daher davon auszugehen, dass die „wahren“ Kosten für die Unterbringung in 

Obdachlosenunterkünfte noch höher liegen. 

 

Bei den Kosten für die Unterbringung in Obdachlosenunterkünfte wurden nur die Kosten für den 

Betrieb der Einrichtung erfasst. Weitere Kosten, die in Zusammenhang mit diesen Einrichtungen 

anfallen, wie z. B. für die sozialpädagogische Betreuung, fanden in der Berechnung keine 

Berücksichtigung. 

 

Wie bei der Berechnung der Alternativkosten für die Unterbringung in Pensionen gibt der Faktor die 

Aufenthaltsdauer in Monaten an. Hier wurde wieder die Berechnungen mit dem Faktor 4, 7 und 12 

durchgeführt. 

 

In einem letzten Schritt wurden die berechneten Alternativkosten durch die EinwohnerInnen im 

Einzugsgebiet der Fachstelle geteilt, um die Alternativkosten pro EinwohnerIn zu erhalten. 

 

Berechnung Kosten für private VermieterInnen 

Neben den Kosten, die der öffentlichen Hand entstehen würden wenn die Fachstellen nicht 

bestehen sollten auch die Kosten für private VermieterInnen betrachtet werden, die durch den 

Einsatz von Fachstellen verhindert werden können. 

 

Wird eine Mietpartei wohnungslos, ist dies für die VermieterInnen mit hohen Kosten verbunden. So 

kann angenommen werden, dass ohne die Arbeit der Fachstelle, die Mietverhältnisse der positiv 

abgeschlossenen Fälle mit einer Zwangsräumung enden würden und vorher ein Mietausfall 

entsteht.  



 

 

 

 
Effektiv, effizient und kooperativ 

 

Evangelische Hochschule Nürnberg - Institut für Praxisforschung und Evaluation im kirchlichen, sozialen und Bildungsbereich 24 

 

Für eine Schätzung der vermiedenen Kosten für die VermieterInnen wurde eine Internetrecherche 

nach Kosten für Zwangsräumungen durchgeführt. Diese ergab folgendes Ergebnis: 

 

Art Kosten 

Gerichtskostenvorschuss und Anwaltskosten 
(als Grundlage zur Berechnung der Kosten gilt 
eine Miete von 400 Euro) (vgl. WEBSTARK 

GMBH, 2013) 

1.280,00 € 

Vorschuss Gerichtsvollzieher und Spedition2 3.580,00 € 

Gesamtkosten Zwangsräumung 4.860,00 € 
Tabelle 2: Recherchierte Kosten für Zwangsräumungen 

Diese durchschnittlichen Kosten konnten auch von einem betroffenen Vermieter, der eine 

Zwangsräumung durchführen musste, bestätigt werden. 

 

Neben diesen Kosten für eine Zwangsräumung entsteht für die VermieterInnen auch ein 

Mietausfall. Da keine Statistiken zum durchschnittlichen Mietausfall und der durchschnittlichen 

Dauer veröffentlicht sind, wurde mit folgender Annahme gerechnet: Um das Mietverhältnis fristlos 

zu kündigen, müssen MieterInnen zwei Monatsmieten schulden (§ 543 BGB). Weiterhin haben 

VermieterInnen für die Dauer des Räumungsverfahrens keine Mieteinnahmen. Die Dauer dieser 

Verfahren ist sehr unterschiedlich. Jedoch kann davon ausgegangen werden, dass ein „normales“ 

Verfahren im positivsten Fall innerhalb von sechs Monaten abgeschlossen ist (vgl. WEBSTARK 

GMBH, 2013). Daher wird in der Berechnung angenommen, dass ein Mietausfall von acht Monaten 

vorliegt und es wird mit einer Kaltmiete von 400 Euro im Monat und Nebenkosten von 100 Euro im 

Monat gerechnet. Daraus ergibt sich ein Mietausfall von 4.000 Euro pro Haushalt. 

 

Nicht berücksichtigt wurden Kosten für die Einlagerung von Möbeln oder die Renovierung der 

Wohnung nach einer erfolgten Zwangsräumung. 

 

Bei den anfallenden Kosten müssen VermieterInnen, nach den gesetzlichen Regelungen, in 

Vorleistung gehen, können jedoch das ausgelegte Geld von den MieterInnen zurückfordern. Sollten 

diese jedoch insolvent sein, müssen die VermieterInnen diese übernehmen. 

 

Die oben angegebenen Kosten pro Haushalt wurden schließlich mit der Anzahl der Haushalte mit 

positivem Abschluss je Fachstelle multipliziert. 

  

                                                

 
2
 Enthalten sind Kosten für den Gerichtsvollzieher, für den Einbau eines neuen Schlosses sowie für die 

Möbelspedition. Die Werte aus den folgenden zwei Quellen wurden gemittelt: SÜDDEUTSCHE ZEITUNG (2010) 
und RECHTSANWÄLTE HERBERT & KOCH (o. J.). 
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5 Samples und Rückläufe 
Wie bereits beschrieben, setzt sich die Untersuchung aus mehreren Teilen zusammen:  

 einer quantitativen Untersuchung zu den Fällen der Fachstellen eines vergangenen Zeitraums 

 einer qualitativen Untersuchung, in der Interviews mit KooperationspartnerInnen geführt wurden 

 einer Alternativkostenrechnung 

 

Die ersten beiden Teile der Untersuchung basieren auf empirischen Daten, die nicht aus der 

jeweiligen Grundgesamtheit stammen. Sie wurden im Rahmen von Stichproben (Samples) 

gewonnen. Die Auswahl dieser Samples wird in diesem Kapitel beschrieben.  

5.1 Teil eins: Sample der quantitativen Untersuchung  

Um einen möglichst aktuellen Datensatz zu erhalten, wurde die repräsentative Stichprobe auf der 

Basis von Fällen aus einem Zeitraum bis kurz vor Erstellung der Stichprobe generiert. Diese Basis 

bestand in der Grundgesamtheit aller Fälle, die in den im FEWS organisierten Beratungsstellen im 

Zeitraum 1.6.2013 bis 31.5.2014 bearbeitet wurden.  

In diesen Datensatz gingen jedoch nur Fälle ein, für die ein Mietvertrag vorlag, um den Fokus auf 

die Hauptaufgabe der Fachstellen, die Verhinderung des Wohnungsverlustes und die Vermeidung 

von Obdachlosigkeit, zu legen.  

 

Die Grundgesamtheit aus diesem Zeitraum umfasste 1272 Fälle. Per Zufallsauswahl wurden 

hieraus 311 Fälle ausgewählt. In die Erhebung gingen hiervon 310 Fälle ein.  

Unter der Voraussetzung einer Normalverteilung würde dies eine Fehlerwahrscheinlichkeit von 

maximal 4,9% bedeuten, was als ideal angesehen werden kann.  

Um die Repräsentativität weiter zu steigern, wurde die Stichprobe nach folgenden Merkmalen 

geschichtet: 

 Für den Fall zuständige Fachstelle (Auswahl aus einer von acht beteiligten Fachstellen) 

 Geschlecht der KlientInnen 

 Wohnform (Einzelperson, Paar, alleinerziehend, Familie) 

 Personenzahl im Haushalt (eine, zwei, drei und mehr)  

 

An der Untersuchung beteiligt waren die acht im FEWS organisierten Fachstellen aus den 

folgenden Regionen: 

 Landkreis Ostallgäu 

 Landkreis Weilheim-Schongau 

 Stadt Penzberg  

 Stadt Rosenheim  

 Landkreis Rosenheim  

 Landkreis Ebersberg  

 Landkreis Freising  

 Landkreis Neu-Ulm  
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Trotz einer hohen Repräsentativität für die Gesamtheit der acht beteiligten Beratungsstellen muss 

darauf hingewiesen werden, dass keine Repräsentativität in Bezug auf die einzelnen Fachstellen 

vorliegt. Eine einzelne Auswertung für beispielsweise die Beratungsstelle aus dem Landkreis 

Ostallgäu hätte zumindest in Bezug auf diese Fachstelle eine größere Stichprobe benötigt. 

 

5.2 Teil zwei: Sample der qualitativen Untersuchung  

Aus Budgetgründen konnte mit fünf Interviews kein Sample erstellt werden, das eine sog. 

theoretischen Sättigung erreicht hätte. Durch eine gezielte Auswahl besonders kompetenter 

InterviewpartnerInnen (Best-Practice-Beispiele) ist jedoch zu erwarten, dass die wichtigsten 

Schwerpunkte gelungener Kooperation deutlich gemacht werden konnten.  

 

Um KooperationspartnerInnen zu finden, die für die im FEWS verbandlich organisierten Fachstellen 

eine große Rolle spielen, wurde auf die Ergebnisse der quantitativen Studie in Teil eins 

zurückgegriffen:  

 Eine Fallzuweisung wurde bei mehreren Fachstellen häufig durch das Amtsgericht 

vorgenommen. Ein Gespräch mit der Projektgruppe des FEWS machte deutlich, dass die 

Amtsgerichte selbst zwar kaum eine weitere Rolle im Fallverlauf spielen, jedoch 

GerichtsvollzieherInnen beauftragen, die wiederum das weitere Geschehen sehr stark 

beeinflussen. Die Zuständigkeit von GerichtsvollzieherInnen ist häufig nach Regionen oder 

Straßen eingeteilt. Dadurch, dass in bestimmten Regionen drohende Wohnungsverluste 

vermehrt auftreten, wird mit bestimmten GerichtsvollzieherInnen besonders häufig kooperiert. 

Somit wurde ein Interview mit einem Gerichtsvollzieher aus einer solchen Region geführt.  

 Eine große Rolle für den Fallverlauf spielen VermieterInnen, da ihnen i.d.R. die Entscheidung 

obliegt, das Mietverhältnis weiterbestehen zu lassen oder zu beenden. Die quantitative 

Erhebung ließ vier Wohnungsbaugesellschaften (WBG) identifizieren, mit der ein häufiger 

Kontakt besteht. Am häufigsten wurde eine bestimmte WBG genannt, mit der ein Interview 

organisiert wurde. Im Gespräch mit der Projektgruppe des FEWS der Fachstellen konnten eine 

privat vermietende Person und eine weitere Wohnungsbaugesellschaft gefunden werden, zu 

denen ebenso ein häufiger Kontakt besteht.  

 Viele verschiedene Ergebnisse verweisen immer wieder auf das Jobcenter als wichtigen Akteur 

im Fallgeschehen: Sie spielen nicht nur eine wichtige Rolle beim Sichern regelmäßigen 

Einkommens oder beim Gewähren von Mietschuldenübernahmen. Häufig müssen zustehende 

Leistungen auch nachträglich eingefordert werden. Der Geschäftsführer eines Jobcenters, mit 

dem nach Aussage einer Leitungskraft aus den Fachstellen häufig zusammengearbeitet wird, 

konnte ebenfalls für ein Interview gewonnen werden. GeschäftsführerInnen haben je nach 

Standort mehr oder weniger Kontakt zu den Fallprozessen eines Jobcenters. Der befragte 

Geschäftsführer zeichnete sich durch seinen engen Kontakt zu den SachbearbeiterInnen aus. 

Daher konnte er trotz seiner administrativen Stellung als auskunftsfähig für fallbezogene 

Kooperation eingeschätzt werden. 
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6 Ergebnisse: Teil eins - quantitative Untersuchung 
In diesem Kapitel werden die Ergebnisse der quantitativen Untersuchung thematisch gegliedert 

wiedergegeben.  

 

6.1 Verteilung der Fälle über die Fachstellen 

Die folgende Grafik zeigt, wie die erhobenen Fälle über die teilnehmenden Fachstellen verteilt sind.  

 

 
Abbildung 1: Verteilung der Fälle über die Fachstellen 

Auf die acht Fachstellen entfallen also jeweils zwischen minimal 6% (Landkreis Ostallgäu) und 

maximal 19% (Landkreis Rosenheim) der Fälle des Gesamtdatensatzes.  

Pro Beratungsstelle wurden jeweils ca. 27% der Fälle, die diese im Zeitraum vom 1.6.2013 bis 

31.5.2014 (Grundlage der Stichprobenziehung) bearbeitet hat, erhoben.  
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6.2 Struktur der beratenen Haushalte und der Kontaktformen 

Dieses Unterkapitel soll einen Überblick über die Struktur des Datensatzes geben.  

In den Ergebnissen wird eine große Vielfalt an strukturellen Ausgangsvoraussetzungen 

(ZuweiserInnen, Lebensformen der Haushalte usw.) deutlich. Außerdem deutet sich ebenfalls eine 

gewisse Vielfalt an Kontaktformen an. Dies wird im Folgenden weiter ausgeführt.  

6.2.1 Demographische Merkmale der KlientInnen 

Geschlechterverteilung 

Die folgenden Grafiken geben einen Überblick über die Geschlechterverteilung unter den 

KlientInnen bzw. deren begleitenden Personen.  

Nicht alle KlientInnen kamen alleine in Beratung. Die folgende Grafik zeigt, dass fast ein Viertel der 

KlientInnen in Begleitung waren (23%). Der Großteil bestand jedoch aus EinzelklientInnen (77%).  

 

 
Abbildung 2: KlientInnen mit und ohne Begleitung 
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Die folgende Grafik zeigt die Geschlechterverteilung unter den EinzelklientInnen. Es zeigt sich, 

dass unter ihnen der Anteil an Männern etwas höher war.  

 

 
Abbildung 3: Geschlechterverteilung bei EinzelKlientInnen 

Die folgende Grafik zeigt die Geschlechterverteilung unter den KlientInnen, die in Begleitung 

kamen.  

 

 
Abbildung 4: Geschlechterverteilung bei KlientInnen in Begleitung 

Unter den Fällen, in denen zwei KlientInnen erfasst wurden, waren die meisten verschiedenen 

Geschlechts. Es fällt auf, dass unter den Fällen mit mehr als einem Klienten bzw. einer Klientin 

gleichen Geschlechts die Frauen deutlich überwogen.  
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Altersverteilung 

Die folgende Grafik zeigt die Altersverteilung unter den KlientInnen bzw. deren Begleitung. 

 

 
Abbildung 5: Altersverteilung unter den KlientInnen bzw. deren Begleitung 

Nur zu 241 KlientInnen wurde das Alter angegeben. Dabei lag eine Altersangabe bei 230 Jahren 

und wurde aus dem Datensatz entfernt. N umfasst daher 240 Fälle (77,4%). Bei 48 Fällen davon 

wurde ebenfalls das Alter einer Begleitperson angegeben.  

Es liegen also nicht für die gesamte Stichprobe Angaben vor, sondern nur für 240 Fälle. Dadurch 

vergrößert sich die Fehlerwahrscheinlichkeit bei den Altersangaben unter Annahme einer 

Normalverteilung von 4,9% auf 5,8%.  

Das Ergebnis zeigt, dass sich die KlientInnen über ein breites Altersspektrum verteilten. 

Minderjährige KlientInnen kommen im Datensatz nicht vor, KlientInnen ab 60 Lebensjahren stellen 

eine Ausnahme dar. Dazwischen ist das Feld recht heterogen um den Mittelwert von 43 

Lebensjahren verteilt. Die Standardabweichung liegt bei 14 Lebensjahren, was bedeutet, dass bei 

einer Normalverteilung 68% der Fälle zwischen 29 und 57 Jahre alt sind.  

Der durchschnittliche Altersabstand zwischen den KlientInnen und ihrer Begleitperson wurde auf 2 

Lebensjahre berechnet, jedoch ebenfalls mit einer hohen Standardabweichung von 15 Jahren 

Abstand.  

Verteilt man die Altersangaben der KlientInnen nach Kohorten, lag der Schwerpunkt bei der 

Kohorte zwischen 40 und 49 Jahren.  
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Haushalte mit Kindern  

Die folgende Grafik zeigt die Antwortverteilung auf die Frage, ob zu Beginn des 

Beratungsprozesses Kinder mit im Haushalt der KlientInnen lebten.  

 

 
Abbildung 6: Verteilung der Haushalte mit/ohne Kinder 

Der Anteil von mindestens 40% an Haushalten mit Kindern unterstreicht die Bedeutung der 

Fachstellen zur Verhinderung von Obdachlosigkeit für die Jugendhilfe. Das Wohl von Kindern und 

Jugendlichen wird als besonders schützenswert angesehen. Der Verlust der Wohnung dürfte sie 

besonders hart treffen. Auf die Erfolgsquote der Prävention bei Haushalten mit Kindern wird weiter 

unten eingegangen (vgl. Unterkapitel  6.3.2 0). 
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Die folgende Grafik enthält folgende Angaben zur Anzahl der Kinder in den Haushalten:  

 das Minimum (MIN)  

 das Maximum (MAX)  

 den Mittelwert (MW) 

 der Bereich um den Mittelwert, der sich ergibt, indem man die Standardabweichung (s) vom 

Mittelwert abzieht bzw. zu ihm hinzuaddiert (Bei einer Normalverteilung liegen in diesem 

Bereich 68% der Fälle.) 

 

 
Abbildung 7: Anzahl der Kinder in den Haushalten 

Von den 123 Fällen mit Kindern im Haushalt wurde bei 122 Fällen die Anzahl der Kinder 

angegeben.  

Die Anzahl der Kinder lag insgesamt zwischen einem und maximal 5 Kindern. Der Mittelwert ließ 

sich auf 1,84 und die Standardabweichung auf 1,01 berechnen. Das bedeutet, dass bei einer 

Normalverteilung die Anzahl der Kinder in 68% der Fälle zwischen 0,83 und 2,85 lag, also gerundet 

zwischen einem und drei Kindern. 

 

Migrationshintergrund 

Die folgende Grafik zeigt den Anteil der KlientInnen mit Migrationshintergrund.  

 

 
Abbildung 8: Verteilung der Haushalte mit/ohne Migrationshintergrund 

Der Anteil an KlientInnen mit Migrationshintergrund lag bei mindestens einem Viertel der 

KlientInnen (24%). Dies ist insofern bedeutsam, als dass bei dieser Gruppe von KlientInnen 

erfahrungsgemäß mit besonderen Schwierigkeiten zu rechnen ist. Beispielsweise wurde im 
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Rahmen des qualitativen Untersuchungsteils Migrationshintergrund als ein Risikokriterium erwähnt, 

nach dem manche VermieterInnen entscheiden, ob sie ein Mietgesuch annehmen oder nicht. Auf 

die Erfolgsquote der Prävention bei Haushalten mit Migrationshintergrund wird weiter unten 

eingegangen (vgl. Unterkapitel  6.3.2). 

 

6.2.2 Lebens- und Wohnformen der Haushalte 

Lebensformen 

Die folgende Grafik zeigt die Verteilung von Lebensformen der KlientInnen zu Beratungsbeginn.  

 

 
Abbildung 9: Verteilung der Haushalte nach Lebensformen zu Beratungsbeginn 

Auch hier ist eine starke Verschiedenartigkeit der Ergebnisse sichtbar. 

139 KlientInnen der Stichprobe lebten alleine (45%), 66 lebten im Rahmen einer Familie (21%), 58 

waren alleinerziehend (19%), 35 lebten mit der Partnerin bzw. dem Partner ohne Kinder zusammen 

(11%). Die Antwort „Wohngemeinschaft oder dergleichen“ wurde nach Empfehlung der 

Auftraggeber formuliert und hat zum Hintergrund, dass es mehrere Formen von 

Wohngemeinschaften gibt, die ähnlich heißen: Beispielsweise das vorübergehende 

Zusammenleben mehrerer Personen in einer Wohnung oder die Haushaltsgemeinschaft im Sinne 

einer Wirtschaftsgemeinschaft mit gemeinsamem Haushalt (vgl. § 9 Abs. 5 SGB II). In diesem 

Sinne ähnliche Formen sollten durch den Zusatz „und dergleichen“ zusammengefasst werden. 

Hierauf entfielen 10 Haushalte (3%).  
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Wohnformen 

Die folgende Grafik zeigt die Verteilung von Wohnformen der KlientInnen zu Beratungsbeginn3. 

 

 
Abbildung 10: Verteilung der Haushalte nach Wohnformen zu Beratungsbeginn 

Die Verteilung zeigt, welche Optionen wie häufig angekreuzt wurden.  

Das Ergebnis zeigt eine sehr homogene Verteilung: 281 KlientInnen (91%) lebten in einer Miet- 

oder Eigentumswohnung. Die übrigen Fälle können als Ausnahmen angesehen werden.  

Die fünf Fälle, in denen bereits Wohnungslosigkeit vorlag (2%), machen den gleitenden Übergang 

zu den spezialisierten Angeboten der Wohnungslosenhilfe deutlich.  

 

  

                                                

 
3
 Unter der Antwort „Sonstiges“ wurden verschiedene weitere Textantworten gesammelt. Diese wurden im 

Rahmen einer qualitativen Inhaltsanalyse (MAYRING, 2002) nach ähnlichen Aussagen gebündelt. Von diesen 
gebündelten Aussagen wurden fünf unter der Rubrik „Hatte(n) die Wohnung schon verloren“ 
zusammengefasst. Diese wurde der Grafik zugefügt und grafisch hervorgehoben. Neben ihr verblieben 13 
weitere Textantworten, bei denen es nicht sinnvoll erschien, ebenfalls eine weitere Rubrik zu erstellen. 
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6.2.3 Besondere Aspekte und Probleme der Haushalte 

Einkommensquellen 

Die folgende Grafik zeigt die Verteilung von Einkommensquellen der KlientInnen zu 

Beratungsbeginn4. 

 

 
Abbildung 11: Verteilung der Haushalte nach Einkomensquellen zu Beratungsbeginn 

Deutlich wird, dass zwar die größte Anzahl der KlientInnen Arbeitslosengeld zwei empfing. Dies 

waren 106 Fälle (34%). Außerdem befand sich auch eine große Anzahl von 82 KlientInnen (26%) 

in einem Angestelltenverhältnis. Am dritthäufigsten wurden andere Sozialleistungen wie 

Kindergeld, Wohngeld oder Rente bezogen (46 KlientInnen, 15%).  

 

  

                                                

 
4
 Es war möglich keine, eine oder mehrere Antworten anzuklicken. Dies muss bei der Interpretation bedacht 

werden. Das Nichtanklicken einer Einkommensart könnte bedeuten, dass diese nicht vorlag, dass ihr 
Vorliegen nicht geklärt war oder dass die Antwort übersehen wurde. Die Prozentangaben können daher nur 
unter der Annahme gelten, dass ein Nichtklicken bedeutet, dass die Einkommensart nicht vorlag. 
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Problemlagen neben Wohnungsnot 

Die Art von Problemlagen neben drohender Wohnungsnot wird in der folgenden Grafik aufgeführt5.  

 

 
Abbildung 12: Art der Problemlagen neben drohender Wohnungsnot 

Dass Probleme mit Sekundär-Schulden (Schulden neben den Mietschulden) einen 

überdurchschnittlich großen Anteil ausmachten, verwundert nicht, da Mietschulden oft mit weiteren 

Schulden einhergehen. Die Rubrik „andere psychische Erkrankungen“ wurde abgegrenzt von 

„Sucht“ als psychischer Erkrankung, für die eine eigene Rubrik eingeführt wurde.  
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 Es war möglich keine, eine oder mehrere Antworten anzuklicken. Dies muss bei der Interpretation bedacht 

werden. Das Nichtanklicken einer Problemlage könnte bedeuten, dass diese nicht vorlag, dass ihr Vorliegen 
nicht geklärt war oder dass die Antwort übersehen wurde. Die Prozentangaben können daher nur unter der 
Annahme gelten, dass ein Nichtklicken bedeutet, dass die Einkommensart nicht vorlag. 
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Bei einer nicht unbedeutenden Anzahl von KlientInnen wurden mehrere Problemlagen neben 

drohender Wohnungsnot erfasst. Die folgende Grafik zeigt die Verteilung von deren Anzahl.  

 

 
Abbildung 13: Anzahl der Problemlagen neben drohender Wohnungsnot 

Die Grafik macht deutlich, dass mit 118 Klienten über ein Drittel der KlientInnen (37%) mit einer 

weiteren Zusatzproblematik in die Beratung kamen. Für 77 Fälle wurden sogar zwei Problemfelder 

angegeben (25%) und für 30 Fälle drei (4%). Mehr als acht wurden bei keinem Fall angegeben.  

Das Vorhandensein mehrerer Problemfelder ist einerseits nichts Ungewöhnliches in der 

Präventionsarbeit zur Vermeidung von Obdachlosigkeit. NOTHNAGEL (2012) beschreibt die 

drohende Wohnungslosigkeit als „Spitze des Eisbergs“ (S. 177): Die drohende Wohnungsnot 

mache nur ca. 10% der Problematiken aus, welche die KlientInnen mitbringen, „die restlichen 90% 

liegen unter der Wasseroberfläche, sind aber oft Ursache für den Wohnungsverlust“ (S. 178). 

Die Zusatzproblematik „Schulden“ nimmt in den Ergebnissen eine sehr herausgehobene Stellung 

ein. Außerdem entsprechen 25% mit zwei Problemfeldern in ihrer Dramatik nicht völlig dem Bild 

von der „Spitze des Eisbergs“. Dies mag aber auch daran liegen, dass den Fachstellen häufig nicht 

viel Zeit für eine vertiefte Fallbearbeitung bleibt und sich eine Reihe von weiteren Problemlagen 

erst in einem längeren Begleitungsprozess ergeben würde.  
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6.2.4 ZuweiserInnen an die Fachstellen 

Die folgende Grafik beschreibt, über welche Wege die Fälle an die Fachstellen herangetragen 

wurden. 

 

 
Abbildung 14: ZuweiserInnen an die Fachstellen 

Nur in 81 Fällen (26,1%) meldeten sich die KlientInnen auf eigene Initiative. Auch dies verdeutlicht 

die Notwendigkeit einer guten Vernetzung und Kooperation der Fachstellen mit anderen 

AkteurInnen.  

Mit 94 Fällen war das Amtsgericht der deutlich stärkste Zuweiser (30%). Vom Ordnungsamt als 

zweitstärksten Zuweiser wurden mit 28 Fällen (9%) schon wesentlich weniger KlientInnen an die 

Fachstellen verwiesen.  

Im Vergleich mit dem sehr hohen Anteil der Bezieher von Arbeitslosengeld zwei (s.o.) fällt auf, dass 

der Anteil der Fälle, die durch das Jobcenter zugewiesen wurden, mit 9 Fällen (3%) sehr gering 

war.  
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Die vier häufigsten ZuweiserInnen waren neben den KlientInnen selbst: Amtsgericht, Ordnungsamt, 

andere Beratungsstellen und Wohnungsbaugesellschaften. Zu diesen Institutionen wurde 

zusätzlich ausgewertet, wie häufig sie von der jeweiligen Fachstelle als ZuweiserIn angegeben 

wurden. Das Ergebnis zeigt die folgende Grafik.  

 

 
Abbildung 15: Anzahl Fälle pro Fachstelle durch die vier stärksten Zuweiser 

Es wird deutlich, dass die Fachstellen unterschiedlich stark von bestimmten ZuweiserInnen bedient 

wurden. Wenngleich der Datensatz nicht ausreicht, um eine umfassende Einzelauswertung pro 

Fachstelle zu machen, so lassen sich Extreme in der ZuweiserInnenverteilung ablesen:  

 Obwohl das Amtsgericht für die Fachstellen insgesamt eine große Bedeutung als Zuweiser hat, 

gab es einzelne Fachstellen, die nur sehr wenige bis gar keine Fälle von dort erhalten haben, 

wie beispielsweise Landkreis Neu-Ulm oder Landkreis Weilheim-Schongau.  

 Die Fachstelle der Stadt Rosenheim erhielt in weitaus höherem Maße Fälle durch eine 

Wohnungsbaugesellschaft als andere Fachstellen, wie z.B. die Fachstelle im Landkreis 

Ebersberg.  
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6.2.5 Einstieg in die Beratung bzw. die Art der Beratung 

Der Einstieg in die Beratung erfolgt mit unterschiedlichen Motiven und zu unterschiedlichen 

Eskalationszeitpunkten. Dies soll in den folgenden Unterkapiteln dargestellt werden.  

 

Um die Vielfalt der Fälle zu ordnen, erscheint es empfehlenswert, sich an der Gliederung von 

CAPLAN (1964) in primäre, sekundäre und tertiäre Prävention zu orientieren. Sie wurde ursprünglich 

für die Psychiatrie entworfen, wird inzwischen jedoch auch auf andere Themengebiete angewendet 

(vgl. SCHNEEWIND, 2002, S. 125; ROLLETT, 2002, S. 715-716). 

 Primäre Prävention zielt darauf ab, das Auftreten von Problemen und Gefährdungen zu 

verhindern. 

 Sekundäre Prävention zielt darauf ab, bereits eingetretene Gefährdungen zu reduzieren, um 

weitere negative Konsequenzen zu verhindern. 

 Tertiäre Prävention zielt darauf ab, bereits eingetretenen Schädigungen entgegenzuwirken. 

 

Diese Einteilung wird in einigen der folgenden Unterkapitel relevant werden.  
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Zeitpunkt des Beginns der Beratung 

Der Zeitpunkt des Erstgesprächs kann auf unterschiedlichen Stufen der Eskalation liegen. Zur 

Orientierung diente das Ampelsystem der Diakonie in Freising, das eine Reihe 

aufeinanderfolgender Eskalationsstufen benennt (vgl. NOTHNAGEL, 2012, S. 179). Für jeden Fall 

der Untersuchung sollte die jeweilige Eskalationsstufe angegeben werden.  

Für die Auswertung sind die Eskalationsstufen auf der folgenden Grafik von links nach rechts 

sortiert: 

 Die erste Rubrik entspricht Primärprävention und wurde folgendermaßen ausformuliert: 

„Beratung aufgrund instabiler Wohn- oder Lebenssituation primärpräventiv eingeleitet, damit 

keine akute Krise eintritt.“ 

 Die folgenden Rubriken bis „Kontakt während Räumungstermin“ entsprechen noch der 

Sekundärprävention, da die Wohnungslosigkeit noch nicht effektiv eingetreten ist. Selbst beim 

Räumungstermin ist theoretisch noch eine Abwendung der Wohnungslosigkeit denkbar.  

 Unter „anderer Zeitpunkt“ konnten sämtliche weiteren Varianten angegeben werden. Darunter 

waren auch solche, bei denen die Ausgangssituation an sich nicht mehr als präventiv 

interpretiert werden konnte, da bereits Wohnungslosigkeit eingetreten war.  

 

 
Abbildung 16: Eskalationsstufe zu Beratungsbeginn 

  

55 

5 
26 

64 
87 

15 16 30 12 

55 

60 

86 

150 

237 252 268 

268 298 

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

Rest

kumuliert

einzelner Zeitpunkt

N=310 



 

 

 

 
Effektiv, effizient und kooperativ 

 

Evangelische Hochschule Nürnberg - Institut für Praxisforschung und Evaluation im kirchlichen, sozialen und Bildungsbereich 42 

 

Die Grafik beschreibt mithilfe der blauen Balken die jeweilige Anzahl an Fällen, die zur jeweiligen 

Eskalationsstufe in die Beratung neu einstiegen. Die roten Balken kumulieren pro Eskalationsstufe 

die vorangegangene Anzahl von Fällen. Das bedeutet, dass die letzte Säule mit ihrem roten und 

blauen Anteil alle Fälle umfasst.  

Bemerkenswert erscheinen folgende Ergebnisse:  

 Im Sinne von Primärprävention erreichten 55 Fälle (17,7%) die Beratungsstelle, bevor eine 

akute Krise eintrat.  

 150 Fälle, also knapp 50%, wendeten sich an die Beratungsstelle, noch bevor eine 

Räumungsklage zugestellt wurde.  

 Die Eskalationsstufe, zu der am Häufigsten Fälle die Beratungsstelle erreichten, war nach 

Zustellung der Räumungsklage (28,1%).  

 Unter den 30 Fällen bei denen „anderer Zeitpunkt“ angegeben wurde, waren insgesamt neun, 

bei denen der dazugehörigen Textantwort entnommen werden konnte, dass bereits 

Wohnungslosigkeit eingetreten war. Dies könnte bei einigen der zwölf Fälle, zu denen die 

Antwort nicht bekannt war, ebenfalls der Fall gewesen sein. Dass solche Fälle auch 

vorkommen, verweist auf den fließenden Übergang zwischen präventiver und intervenierender 

Wohnungslosenhilfe.  

 

NOTHNAGEL (2012) betont: „je früher das Problem bearbeitet wird, umso besser“ (S. 180). Dies 

könnte je nach Situation vor Ort ein Grund sein, stärker auf die Hilfe der Fachstellen aufmerksam 

zu machen, sodass ein Einschalten der präventiven Hilfen tendenziell noch früher eintritt.  

Der Zusammenhang von Eskalationsstufe und Ausgang der Beratung wird im Unterkapitel  6.3.2 

vertieft betrachtet werden.  
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Zuschreibung der Fälle zu Primär bzw. Sekundärprävention 

Nach genauer Betrachtung der Ausgangssituation sollten die Mitarbeitenden der Fachstellen den 

jeweiligen Fall den Rubriken Primär- oder Sekundärprävention zuweisen (zur Definition vgl. 

Unterkapitel  2.1.5). Tertiäre Prävention wurde nicht erfragt, da diese bei der hier untersuchten 

Arbeit keine Rolle spielte. Die folgende Grafik gibt das Ergebnis wieder.  

 

  
Abbildung 17: Verteilung der Fälle nach  Primärprävention/Sekundärprävention 

Es fällt auf, dass in der vorherigen Frage zwar zu 55 Fällen angegeben worden war, dass sie vor 

jeglicher Eskalation die Beratungsstelle erreicht haben. Diese Fälle wären also der 

Primärprävention zuzurechnen. Bei der Zuweisung zu einer Präventionsform wurden jedoch nur 51 

Fälle der Primärprävention vorgeschrieben. Offenbar mussten vier der zuvor benannten 55 Fälle 

dennoch der Sekundärprävention zugerechnet werden.   
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Gründe für primärpräventive Arbeit 

Die der Primärprävention zugerechneten Fälle kamen laut Erhebung aus verschiedenen Gründen 

in die Beratung. Die folgende Grafik gibt das Ergebnis wieder6. 

 

 
Abbildung 18: Gründe für primärpräventive Arbeit 

Auffällig ist, dass der am häufigsten gewählte Grund bereits auf einen Wohnungswechsel zielte und 

nicht auf den Erhalt der bestehenden Wohnung gerichtet war. 

Eine bestimmte Rubrik tauchte nie auf: Fälle, die aus der Wohnungslosigkeit in eine Wohnung 

vermittelt wurden. Dies erklärt sich dadurch, dass in die Stichprobe nur KlientInnen mit Mietvertrag 

eingehen sollten (vgl. Unterkapitel  5.1).  

  

                                                

 
6 Es konnten keine oder auch mehrere Angaben angeklickt werden. Dies muss bei der Interpretation bedacht 

werden.  
Unter „Anderer Grund“ konnten zusätzlich Textantworten angegeben werden. Waren diese sich inhaltlich 
ähnlich, wurden sie in der Auswertung zu weiteren Rubriken zusammengefasst (vgl. MAYRING, 2002). Diese 
sind in der Grafik durch Umrandung der Balken hervorgehoben.  
Da die Textantwort optional war, ist denkbar, dass nicht in allen Fällen davon Gebrauch gemacht wurde. 
Daher kann die Anzahl der Fälle bei diesen neuen Rubriken in der Realität höher gelegen haben. Die 
Rubriken mit dieser Unschärfe machen den wesentlichen Teil des Datensatzes aus. Daher wurde in der 
Grafik auf Prozentangaben verzichtet, die suggerieren, dass diese Unschärfe nicht vorlag. 
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Gründe für sekundärpräventive Arbeit 

Die folgende Grafik gibt wieder, aus welchen Gründen Fälle der sekundärpräventiven Arbeit 

zugerechnet wurden7. 

 

 
Abbildung 19: Gründe für sekundärpräventive Arbeit 

Die vorrangige Stellung der 191 Fälle mit finanziellen Rückständen als Grund für die drohende 

Wohnungslosigkeit wird äußerst deutlich (74%). Verwahrlosung wurde einerseits als nächsthäufiger 

Grund für den drohenden Wohnungsverlust angegeben, andererseits geschah dies jedoch nur bei 

der vergleichsweise geringen Anzahl von 21 Fällen. Das sind 7% aller Fälle im Datensatz, bzw. 8% 

aller Fälle von Sekundärprävention.  

 

                                                

 
7 Es konnten keine oder auch mehrere Angaben angeklickt werden. Dies muss bei der Interpretation bedacht 

werden.  
Unter „Anderer Grund“ konnten zusätzlich Textantworten angegeben werden. Waren diese sich inhaltlich 
ähnlich, wurden sie in der Auswertung zu weiteren Rubriken zusammengefasst (vgl. MAYRING, 2002). Diese 
sind in der Grafik durch Umrandung der Balken hervorgehoben.  
Da die Textantwort optional war, ist denkbar, dass nicht in allen Fällen davon Gebrauch gemacht wurde. 
Daher kann die Anzahl der Fälle bei diesen neuen Rubriken in der Realität höher gelegen haben. Die 
Rubriken mit dieser Unschärfe machen jedoch nur den geringsten Teil des Datensatzes aus. Daher werden 
in der Grafik dennoch Prozentangaben gemacht.  
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6.2.6 Formen des Kontakts 

Dieses Unterkapitel soll die unterschiedlichen Formen und Umstände des Kontakts beschreiben, 

innerhalb derer die Arbeit der Fachstellen geschieht.  

 

Beratung außerhalb der Beratungsstelle 

Häufig musste zum Zweck der Kontaktaufnahme ein Ort außerhalb der Beratungsstelle aufgesucht 

werden. Hierüber informiert die folgende Grafik.  

 

 
Abbildung 20: Verteilung der Fälle nach mit/ohne Außenkontakt 

Die Befragten mussten die Anzahl der Außenkontakte pro Fall angeben. Für diese Frage liegt in 

überdurchschnittlichem Maß (20%) keine Angabe vor. Deshalb steigt die Fehlerwahrscheinlichkeit 

unter Annahme einer Normalverteilung von 4,9% auf 5,6% an. Jedoch ist auch unter diesen 

Umständen immer noch deutlich, dass der Kontakt zu den KlientInnen zu einem großen Anteil 

außerhalb der Beratungsstelle stattfindet. Die Anzahl der Außenkontakte schwankte zwischen 

einem und 35. Der Mittelwert liegt bei vier Außenkontakten. Dieses Ergebnis muss jedoch aufgrund 

der 20% an Fällen ohne Angabe mit Vorsicht betrachtet werden.  
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Nutzung der Textantworten zur detaillierten Fallbeschreibung 

Die Vielfalt der Kontaktformen zeigt sich beispielswiese in der Nutzung von Textantworten, in der 

die Fachkräfte bei der Dateneingabe Zusatzinformationen mitteilen konnten.  

Die Abschlussfrage „Möchten Sie uns noch irgendetwas mitteilen?“ wurde verhältnismäßig häufig 

genutzt, um auf Besonderheiten in der Kontaktform hinzuweisen. Dazu gehörte auch, dass zu 

manchen Fällen der Stichprobe nicht alle bzw. keine Aussagen gemacht werden konnten, weil der 

Kontakt abgebrochen war bzw. nie zustande kam oder eine Klientin bzw. ein Klient bereits 

wohnungslos war, und daher viele Fragen für diesen Fall keinen Sinn machten. Bei solchen 

Personen wurde während der restlichen Befragung mehrfach bzw. ausschließlich die Antwortoption 

„Antwort nicht bekannt“ verwendet.  

 

Die Textantworten der Abschlussfrage wurden mit der qualitativen Inhaltsanalyse nach MAYRING 

(2002) zusammengefasst und quantifiziert. Das Ergebnis der fallbezogenen Antworten ist der 

folgenden Grafik zu entnehmen8.  

 

 
Abbildung 21: Quantifizierung fallbezogener Textantworten der Abschlussfrage 

  

                                                

 
8
 N wird bei dieser Darstellung nicht angegeben, da nicht eindeutig ist, wie viele Personen auf die Frage nicht 

geantwortet haben. Da es sich um freiwillige Textantworten handelte, ist es durchaus denkbar, dass 
beispielsweise bei noch mehr Fällen kein Kontakt zustande kam, dies hier aber nicht geäußert wurde.  

23 14 4 4 3 1 
0

50

100

150

200

250

300

Kontakt kam nie
zustande

Kontakt brach ab Deutlich
verminderte

Mitwirkung d.
Klienten

Beratung am
Telefon

"Nur" Beratung
zur Wohnungs-

Suche, keine
weitere Aktivität

Klient war
bereits

wohnungslos



 

 

 

 
Effektiv, effizient und kooperativ 

 

Evangelische Hochschule Nürnberg - Institut für Praxisforschung und Evaluation im kirchlichen, sozialen und Bildungsbereich 48 

 

6.3 Effekte und Tätigkeiten im Bereich der Hauptaufgabe 

Dieses Unterkapitel stellt gewissermaßen das Zentrum der quantitativen Untersuchung dar. Er gibt 

Aufschluss über die Effekte und Tätigkeiten, die sich direkt auf die Hauptaufgaben der Fachstellen 

beziehen, d.h. die mit der Vermeidung des Wohnungsverlustes bzw. der Verhinderung von 

Obdachlosigkeit unmittelbar zu tun haben. 

Wie bereits dargestellt, bringen die KlientInnen jedoch eine Reihe weiterer Probleme mit in die 

Beratung (vgl. Unterkapitel  6.2.3). Dies wird weiter unten in Unterkapitel  6.4 verdeutlicht.  

 

6.3.1 Überblick 

Die folgende Grafik dient einem ersten Überblick über die Ergebnisse der diversen Effekte und 

Tätigkeiten zur Wohnungsproblematik. Tätigkeiten sind in hellen Farben abgebildet, Effekte in 

dunklen Farben.  

 

 
Abbildung 22: Überblick über Effekte und Tätigkeiten zur Wohnungsproblematik 

Erwartungsgemäß bezog sich der Hauptanteil der Effekte auf die Verhinderung von 

Wohnungslosigkeit, welche die primäre Aufgabe der Fachstellen darstellt.  

Diverse Tätigkeiten wurden auch im engeren Rahmen dieser primären Aufgabe erbracht: Die 

Unterstützung bei der Sicherstellung künftiger Mietzahlungen, bei Reduzierung finanzieller 

Rückstände oder beim Umzug. Diese Tätigkeiten mit abzubilden macht die Arbeit der Fachstellen 

transparenter und zeigt, wie Schwerpunkte verteilt sind.  

Der Anteil von 68%, bei denen als sicher gilt, dass Wohnungslosigkeit verhindert wurde, kann als 

minimaler Anteil gesehen werden, da sich unter den restlichen 32% auch noch laufende Fälle 

befinden, oder solche, zu denen der Kontakt bis zur Dateneingabe abgebrochen war. Bei diesen 

Fällen ist eine Verhinderung von Wohnungslosigkeit ebenfalls wahrscheinlich, aber unsicher. Mit 

diesem Aspekt befasst sich Unterkapitel  0 6.3.2 genauer. 
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6.3.2 Ausgang der Beratung 

Es wurden sehr unterschiedliche Angaben darüber gemacht, welchen Ausgang die einzelnen 

Beratungsfälle hatten: Wohnungserhalt, Umzug in andere Wohnung, Umzug zu 

Famillien/Freunden, usw. Das Ergebnis wird übersichtlicher, wenn man die Fälle nach Rubriken 

clustert: 

 Positive Fallausgänge 

o Wohnungserhalt 

o Umzug in andere Wohnung 

o Umzug zu Familien/Freunden 

o Umzug in soziale Einrichtung 

 Kritische Fallausgänge 

o Umzug in Pension/Unterkunft 

o Wohnungslosigkeit 

 Sonstige Fallausgänge 

 Fallausgang nicht bekannt 

o Kontaktprobleme 

o Fall läuft noch 

o Antwort nicht bekannt 

 

Die untenstehende Grafik vergleicht diese Beratungsergebnisse.  

 

 
Abbildung 23: Fallausgänge (geclustert) 

Der erreichte Prozentsatz je Cluster kann oberhalb der Balken abgelesen werden. Die Zahlenwerte 

im inneren der Balken geben die absolute Anzahl an Fällen pro Cluster an.  

Das primäre Ziel der Fachstellen ist die Verhinderung von Obdachlosigkeit. Die verschiedenen 

Möglichkeiten, wie dies erreicht wurde, sind im Cluster „Positive Fallausgänge“ zusammengefasst. 

Dieser wird in den allermeisten Fällen erreicht (68%). Hierbei muss zudem bedacht werden, dass 
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diese Zahl durch die Dunkelziffer der Fälle, bei denen der Fallausgang (noch) nicht bekannt war, 

noch höher liegen könnte. 

Die folgende Grafik stellt die Anteile der einzelnen Fallausgänge differenziert in nicht geclusterter 

Form dar9.  

 

 
Abbildung 24: Fallausgänge (differenziert) 

Bei lediglich fünf von 310 Fällen (2%) wurde am Ende der Beratung definitiv Wohnungslosigkeit 

attestiert.  

Unter „Kontaktprobleme“ wurden Fälle zusammengefasst, bei denen laut Textantwort kein 

zustande kam (vermutlich wurde die Fachstelle auf den Haushalt hingewiesen, konnte die 

KlientInnen selbst jedoch nicht erreichen), bzw. der Kontakt abgebrochen wurde oder der Kontakt 

weiterverwiesen werden musste, da die Fachstelle nicht zuständig war.  

Die Rubrik „Sonstiges“ enthält sehr selten angegebene besondere Fallausgänge, wie 

beispielsweise Inhaftierung.  

  

                                                

 
9 Unter „Sonstiges“ konnten zusätzlich Textantworten angegeben werden. Waren diese sich inhaltlich 
ähnlich, wurden Sie in der Auswertung zu weiteren Rubriken zusammengefasst (vgl. MAYRING, 2002). Diese 
sind in der Grafik durch Umrandung der Balken hervorgehoben.  
Da die Textantwort optional war, ist denkbar, dass nicht in allen Fällen davon Gebrauch gemacht wurde. 
Daher kann die Anzahl der Fälle bei diesen neuen Rubriken in der Realität höher gelegen haben. Die 
Rubriken mit dieser Unschärfe machen jedoch nur den geringsten Teil des Datensatzes aus. Daher werden 
in der Grafik dennoch Prozentangaben gemacht. 
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Fallausgang je nach Eskalationsstufe bei Beratungsbeginn 

In Unterkapitel  6.2.5 wurde bereits darauf hingewiesen, dass zur Eskalationsstufe nach Zustellung 

der Räumungsklage am Häufigsten Fälle die Beratungsstelle erreichten. In diesem Zusammenhang 

wurde schon erwähnt, dass NOTHNAGEL (2012) betont: „je früher das Problem bearbeitet wird, 

umso besser“ (S. 180).  

Daher stellt sich die Frage, ob das Risiko, die bisherige Wohnung zu verlieren, sich deutlich mit 

einem späteren Eintritt der Beratung erhöht. Hierzu gibt die nächste Grafik einen Hinweis.  

 

 
Abbildung 25: Fallausgänge je nach Eskalationstufe bei Beratungsbeginn 

Entlang der x-Achse werden verschiedene Eskalationsstufen aufgeführt (vgl. NOTHNAGEL, 2012, S. 

179). Anhand der Balkensegmente können diese im Hinblick auf ihren Anteil an bestimmten 

Fallausgängen verglichen werden10.  

Die erste Kategorie („Beratung, damit keine akute Krise eintritt“) liegt noch vor jeglicher 

Eskalationsstufe und beinhaltet Beratung im Sinne der Primärprävention (zur Definition vgl. 

Unterkapitel  2.1.5 6.2.5), die verhindern möchte, dass überhaupt eine akute Krise eintritt.  

Ab der zweiten Kategorie beginnt die Eskalation. Dabei kann fast kontinuierlich festgestellt werden, 

dass der Anteil der Fälle mit Wohnungserhalt sank je weiter die Eskalation fortgeschritten war. Es 

lässt sich ebenso feststellen, dass dies zunehmend durch die Realisierung eines Umzuges 

kompensiert wurde.  

Für eine repräsentative Einschätzung müsste jedoch ein Datensatz vorliegen, bei dem alle 

Eskalationsstufen mit Fallzahlen vertreten sind, die ihrerseits den Anspruch der Repräsentativität 

erfüllen. Bei Eskalationsstufen wie „Mahnung zugestellt“, die bei lediglich fünf Fällen bei 

Beratungsbeginn vorliegt, besteht keinesfalls Repräsentativität. Dennoch zeigt sich in der Grafik 

eine Tendenz, die zumindest eine begründete Basis für Hypothesen bietet.  

                                                

 
10

 In das Ergebnis gingen keine Fälle ein, bei denen der Beginn des Erstgesprächs entweder nicht bekannt 
war oder zu einem Zeitpunkt stattfand, der den Eskalationsstufen nicht eindeutig zugeordnet werden konnte. 

18 

4 

12 27 
20 5 

3 

17 
4 

25 

41 

9 

10 

1 

2 
1 

1 20 
1 

9 
10 

25 
1 2 

0%
10%
20%
30%
40%
50%
60%
70%
80%
90%

100%

Sonstiges

Wohnungslosigkeit

Umzug

Wohnungserhalt

N=268 



 

 

 

 
Effektiv, effizient und kooperativ 

 

Evangelische Hochschule Nürnberg - Institut für Praxisforschung und Evaluation im kirchlichen, sozialen und Bildungsbereich 52 

 

Abhängigkeit von Rahmenbedingungen der Jobcenter-Kooperation 

Die Fallausgänge sollten daraufhin überprüft werden, ob sie in besonderem Maße von den 

folgenden Faktoren positiv beeinflusst werden:  

 Möglichkeit zum direkten Kontakt mit Jobcenter-SachbearbeiterInnen 

 Kooperationsvertrag mit dem in der jeweiligen Region zuständigen Jobcenter 

 

Das Vorliegen dieser Faktoren wurde nicht pro Fall erfragt, sondern für die jeweiligen Fachstellen 

insgesamt. 

Laut der Antworten ist ein direkter Kontakt mit den Jobcenter-SachbearbeiterInnen in jeder 

Fachstelle möglich - somit konnte in Bezug auf diesen Faktor kein Unterschied festgestellt werden.  

Die Unterschiede zwischen den Fallausgängen bei Fachstellen mit oder ohne Kooperationsvertrag 

können der folgenden Grafik entnommen werden.  

 

 
Abbildung 26: Verteilung von Fallausgängen mit/ohne Kooperationsvertrag  

Da die prozentualen Anteile für den gewünschten Fallausgang „Wohnungserhalt“ bei den 

Fachstellen ohne Kooperationsvertrag sogar häufiger waren, lässt sich aus dem vorliegenden 

Datensatz kein direkter Vorteil dieses Vertrages für den Fallausgang ableiten. Selbst wenn auch 

der Anteil der kritischen Fallausgänge bei Fachstellen ohne Kooperationsvertrag häufiger war.  

Dies bedeutet jedoch nicht, dass der Kooperationsvertrag in Abhängigkeit vom Standort nicht einen 

gewissen Vorteil bringen könnte. Es wäre denkbar, dass er an manchen Standorten nötiger ist als 

an anderen. Dies wäre eher durch einen zeitlichen Vergleich am Standort zu erheben, der die 

Situation sowohl vor als auch nach dem Abschluss des Vertrages untersucht.  
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Beratungsausgang nach Gründen des drohenden Wohnungsverlustes 

Es stellt sich die Frage, wie stark ein positiver Beratungsausgang auch von der Art der 

Ausgangsproblematik abhängt. Daher wurden die Ergebnisse von Fallverläufen zu verschiedenen 

Beratungsanlässen verglichen.  

 

Die folgende Grafik sortiert die Fälle der Primärprävention nach dem Grund, weshalb die 

KlientInnen jeweils die Beratung aufsuchten. Anhand der Balkensegmente können diese 

Beratungsgründe in Bezug auf ihre Fallausgänge verglichen werden.  

 

 
Abbildung 27: Verteilung von Fallausgängen nach Gründen für Primärprävention 

Auffällig ist, dass ein positiver Fallausgang eher die Regel war und lediglich bei 

Wohnungsproblematik aufgrund anstehender Trennung eine stärkere Heterogenität der Fälle 

bestand.  

 

Da es sich bei dieser Auswertung um sehr kleine Fallzahlen handelt, wie beispielsweise drei Fälle 

für „Allgemeine Probleme mit VermieterInnen“, können die Ergebnisse nur sehr grobe Tendenzen 

abbilden, dürfen aber nicht mehr als repräsentativ gelten.  

Unter „Sonstige Fallausgänge“ wurden die Rubriken „Kontaktprobleme“ und „Fall läuft noch“ 

zusammengefasst.   
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Bei Fällen der Sekundärprävention konnten mehrere Gründe für die Beratung angegeben werden.  

Mit großem Abstand wurde der Grund „Finanzielle Rückstände“ mit 191 Nennungen am häufigsten 

gewählt. Daher erhält dieser Grund im folgenden Unterkapitel eine eigene grafische Darstellung.  

Der zweithäufigste Grund „Verwahrlosung“ wurde mit 21 Nennungen jedoch bereits so selten 

angegeben, dass eine detaillierte Auswertung nicht repräsentativ ist. Alle weiteren Gründe wurden 

noch seltener ausgewählt und aufgrund der weiter sinkenden Aussagekraft nicht separat 

ausgewertet.  

Die folgende Grafik vergleicht die Fallausgänge für Sekundärprävention aufgrund finanzieller 

Rückstände. 

 

 
Abbildung 28: Verteilung von Fallausgängen bei Sekundärprävention wg. Rückständen 

Die folgende Grafik vergleicht die Fallausgänge für Sekundärprävention aufgrund von 

Verwahrlosung.  

 

 
Abbildung 29: Verteilung von Fallausgängen bei Sekundärprävention wg. Verwahrlosung 

Die blauen Balken geben den erreichten Prozentsatz je Rubrik an, der am linken Rand abgelesen 

werden kann. Die Zahlenwerte geben die absolute Anzahl an Fällen pro Rubrik an.  

Wie bereits erwähnt, sind die Ergebnisse zum Beratungsgrund Verwahrlosung aufgrund der 

äußerst geringen Fallzahl nicht repräsentativ. Es deutet sich jedoch ein erhöhtes Risiko für kritische 

Fallausgänge bei Verwahrlosung gegenüber dem Grund finanzieller Rückstände an.  

  

130 

8 4 7 
42 

0%

20%

40%

60%

Pos. Fallausg. Krit. Fallausg.
(Pens./Unterk.)

Krit. Fallausg.
(Wohn.los.)

Sonst. Fallausg. Fallausg. nicht bek.

Grund: Finanzielle Rückstände N=191 

11 

2 4 
1 3 

0%

20%

40%

60%

Pos. Fallausg. Krit. Fallausg.
(Pens./Unterk.)

Krit. Fallausg.
(Wohn.los.)

Sonst. Fallausg. Fallausg. nicht bek.

Grund: Verwahrlosung N=21 



 

 

 

 
Effektiv, effizient und kooperativ 

 

Evangelische Hochschule Nürnberg - Institut für Praxisforschung und Evaluation im kirchlichen, sozialen und Bildungsbereich 55 

 

Fallausgang bei Haushalten mit und ohne Kinder 

Die folgende Grafik vergleicht die Fallausgänge je nachdem, ob Kinder mit im KlientInnen-Haushalt 

wohnten oder nicht. 

 

 
Abbildung 30: Verteilung von Fallausgängen bei Haushalten mit/ohne Kinder 

Da Kindern eine besondere Schutzbedürftigkeit zugesprochen wird, ist es erfreulich, dass bei 

Haushalten mit Kindern sogar etwas häufiger die erwünschten Lösungen gefunden wurden. 

Allerdings lag in einem minimalen Umfang auch eine größere Anzahl kritischer Fallausgänge vor.  
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Fallausgang bei KlientInnen mit und ohne Migrationshintergrund 

In Unterkapitel  6.2.1 wurde bereits dargestellt, dass der Anteil an KlientInnen mit 

Migrationshintergrund bei mindestens 24% liegt.  

Die folgende Grafik vergleicht die Fallausgänge je nachdem, ob bei den KlientInnen 

Migrationshintergrund11 vorlag oder nicht. Migrationshintergrund wurde gemäß der Definition des 

statistischen Bundesamts so definiert, dass die Person selbst oder ihre Vorfahren nach dem 

zweiten Weltkrieg nach Deutschland migrierten.  

 

 
Abbildung 31: Verteilung von Fallausgängen bei Haushalten mit/ohne Migrationshintergrund 

Unter den Menschen mit Migrationshintergrund, die mit dem Datensatz erfasst wurden, befindet 

sich keine Person, die wohnungslos wurde. Dennoch kamen kritische Fallausgänge in Form von 

Umzügen in Unterkünfte bzw. Pensionen vor.  

Die positiven Fallausgänge waren bei Menschen mit Migrationshintergrund insgesamt etwas 

seltener als bei Menschen ohne Migrationshintergrund.  

  

                                                

 
11

 Das Statistische Bundesamt zählt zu den Personen mit Migrationshintergrund „alle nach 1949 auf das 
heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland Zugewanderten, sowie alle in Deutschland geborenen 
Ausländer und alle in Deutschland als Deutsche Geborenen mit zumindest einem zugewanderten oder als 
Ausländer in Deutschland geborenen Elternteil“ (STATISTISCHES BUNDESAMT, 2008, S. 6) 
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In der folgenden Grafik werden die alle Fallausgänge des Clusters „Positiver Fallausgang“ 

aufgeführt. Dabei werden sie nach dem Merkmal „mit/ohne Migrationshintergrund“ sortiert. 

 

 
Abbildung 32: Verteilung positiver Fallausgänge von Haushalten mit/ohne Migrationshintergrund 

Es zeigt sich, dass Menschen mit Migrationshintergrund etwas häufiger geholfen werden konnte, 

ihre Wohnung zu erhalten. Das ist erfreulich, da Migrationshintergrund erfahrungsgemäß eine 

Erschwernis bei der Wohnungssuche darstellt.  

Letzteres könnte der Grund sein, weshalb der Anteil derer, denen durch Umzug in eine andere 

Wohnung geholfen werden konnte, nur dann für Menschen mit Migrationshintergrund höher war, 

wenn es sich um einen Umzug zu Familie bzw. Freunden handelte.  
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6.3.3 Abwendung von Räumungsklagen 

Ob in einem Fall eine Räumungsklage im Raum stand, kann nicht allein durch Fallbeginn oder 

Fallausgang erhoben werden. Eine Räumungsklage kann auch erst im Verlauf des Falls auftreten 

bzw. im Verlauf des Falls beigelegt werden. Daher wurden hierzu separate Fragen gestellt.  

Die folgende Grafik zeigt das Ergebnis.  

 

 
Abbildung 33: Verteilung von Fällen mit dem/ohne das Thema Räumungsklage 

Die Grafik zeigt, dass eine Räumungsklage bei etwas mehr als der Hälfte im Raum stand. Bei 53% 

der Fälle war dies sicher. Es könnten bis zu 3% mehr gewesen sein sofern man die Fälle, deren 

Antwort nicht bekannt ist, mit berücksichtigt.  

 

In Bezug auf die 165 Fälle, die mit „ja“ antworteten, wurde zusätzlich ausgewertet, zu welcher 

Eskalationsstufe die Beratung aufgenommen wurde. Bei der Setzung der Eskalationsstufen wurde 

sich wieder am Ampelsystem der Fachstelle Freising orientiert (vgl. NOTHNAGEL, 2012, S. 179). 

Das Ergebnis zeigt die Grafik auf der nächsten Seite. 
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Abbildung 34: Eskalationsstufe zu Beratungsbeginn bei Fällen mit Räumungsklage 

Von den 165 Fällen, bei denen eine Räumungsklage im Raum stand, begann bei 86 Fällen (52%) 

die Beratung nach Zustellung der Räumungsklage aber noch bevor der Räumungstitel auch vorlag. 

Es ist deutlich, dass dies der Zeitpunkt ist, zu dem die KlientInnen mit Räumungsklage am 

häufigsten die Beratung aufsuchten.  

 

Die folgende Grafik zeigt, in wieviel Prozent der Fälle, in denen eine Räumungsklage im Raum 

stand, diese auch abgewendet werden konnte.  

 

 
Abbildung 35: Verteilung der Fälle mit/ohne Erfolg bei Abwendung der Räumungsklage 

Die Gesamtheit derer, bei denen eine Räumungsklage im Raum stand, teilt sich auf in 28%, bei 

denen sie auch abgewendet werden konnte, und 62%, bei denen dies nicht möglich war. Bei 10% 

ist die Antwort nicht bekannt.   
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Die folgende Grafik beantwortet die Frage danach, was mit den KlientInnen geschah, bei denen die 

Klage nicht abgewendet werden konnte. Die jeweiligen Fälle werden nach ihrem Fallausgang 

differenziert.  

 

 
Abbildung 36: Verteilung der Fallausgänge bei Fällen mit durchgesetzter Räumungsklage  

Zugunsten der Übersichtlichkeit wurden unter „CLUSTER: Weitere“ die folgende Fallausgänge 

zusammengefasst: 

 Fall läuft noch 

 Kontaktprobleme 

 Antwort nicht bekannt 

 Sonstiges 

 

Betrachtet man die übrigen Fälle, so zeigt sich, dass über die Hälfte (52%) der KlientInnen, bei 

denen eine Räumungsklage nicht abgewendet werden konnte, einen Umzug vornahmen in eine 

andere Wohnung, zu Freunden, zu Familie oder in eine soziale Einrichtung.  

10% mussten in eine Pension bzw. Unterkunft ausweichen oder wurden wohnungslos.  
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NOTHNAGEL (2012) betont: „je früher das Problem bearbeitet wird, umso besser“ (S. 180). Daher 

stellt sich die Frage, ob das Risiko, die Räumungsklage abzuwenden, sich deutlich mit einem 

späteren Eintritt der Beratung erhöht. Hierüber gibt die nächste Grafik Auskunft, die die Abwendung 

der Räumungsklage in Beziehung zur Eskalationsstufe setzt, in der die Beratung begann.  

 

 
Abbildung 37: Verteilung der Eskalationsstufen nach Erfolg bei Abwendung der Räumungsklage 

Bei 165 Personen stand eine Räumungsklage im Raum. Bei 148 davon wurde erfasst, ob die Klage 

abgewendet werden konnte oder nicht. Bei 17 Personen gab es hierzu keine Angabe.  

 

Die Grafik macht folgendes deutlich:  

 Die meisten KlientInnen suchten die Beratung auf im Zeitraum zwischen Zustellung der 

Räumungsklage und Vorliegen des Räumungstitels.  

 Der Anteil dieser KlientInnen war unter jenen Fällen wesentlich höher, bei denen die 

Räumungsklage nicht abgewendet werden konnte.  

 

Dies deutet darauf hin, dass die Zustellung der Räumungsklage zwar ein Zeitpunkt ist, der die 

KlientInnen besonders stark in die Beratung führt, andererseits jedoch zu spät ist, um die Wohnung 

zu erhalten.  
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BUSCH-GERTSEEMA (2005) stellte in einer bundesweiten Studie zur Wirksamkeit von Hilfen zur 

Prävention von Wohnungslosigkeit ebenfalls fest: „Wenn der Zeitpunkt des Kontaktes nach Ablauf 

der Heilungsfrist lag, so war die Möglichkeit eines Wohnungserhaltes hochgradig von der 

Bereitschaft der Vermieterseite abhängig, das Mietverhältnis fortzusetzen. Diese war nicht in allen 

Fällen gegeben und teilweise kam der Kontakt auch derart spät erst zustande, dass ein 

Wohnungserhalt fast ausgeschlossen war“ (S. 112). Dies wird statistisch begründet. Bei einer 

qualitativen Folgeuntersuchung benannten die von ihm befragten KlientInnen unter anderem als 

zur Verbesserung notwendig, „das Hilfeangebot der Fachstellen noch besser allgemein bekannt zu 

machen und frühzeitige Interventionen dieser Stellen zu ermöglichen“ (S. 113). 

 

Einen Hinweis darauf, dass ein frühzeitiges Aufsuchen der Fachstelle die Abwendung einer 

Räumungsklage wahrscheinlicher machen würde, kann der folgenden Grafik entnommen werden. 

Hier wird differenziert, wie häufig die Klage abgewendet bzw. nicht abgewendet werden konnte bei 

den Fällen, die vor dem kritischen Zeitpunkt des Zustellens der Räumungsklage die Beratung 

aufsuchten.  

 

 
Abbildung 38: Verteilung frühzeitig beratener Fälle mit/ohne Abwendung der Räumungsklage 

Hier konnte in einem weit höheren Maße die Klage abgewendet werden (51%), als wenn man auch 

die Eskalationsstufen ab Zustellung der Räumungsklage hinzunimmt (28%). Es muss jedoch 

bedacht werden, dass der dieser Auswertung zugrundeliegende Datensatz mit N=39 äußerst klein 

ist und keine Repräsentativität besitzt. Somit kann das Ergebnis lediglich als Hinweis dienen. Zur 

Fundierung der Aussage müssten wesentlich mehr Daten erhoben werden.  
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6.3.4 Korrektur von fehlender oder fehlerhafter Information  

Erfahrungsgemäß liegen bei MieterInnen und auch VermieterInnen häufig Missverständnisse vor, 

oder bestimmte Informationen sind nicht bekannt. In solchen Fällen informieren die Fachstellen. Zu 

bestimmten Arten von Informationen wurde dies untersucht. In 102 Fällen (33%) wurde angegeben, 

dass die KlientInnen informiert wurden.  

 

Die folgenden Grafiken zeigen je nach Art der Information, wie häufig Informationen nicht bekannt 

waren bzw. Missverständnisse vorlagen und wie häufig die Fachstellen über die korrekte Sachlage 

informiert haben. Die hell dargestellten Balken zeigen jeweils, wie häufig eine Miss- bzw. 

Fehlinformation vorlag. Die dunkel dargestellten Balken zeigen jeweils das Ergebnis zur 

vorgenommen Beratung.  

Unter „keine Angabe“ wurden alle Fälle zusammengenommen, in denen entweder keine Fehl- oder 

Missinformation vorlag bzw. nicht informiert wurde oder die Fachkräfte hierzu keine Auskunft 

gaben.  

 

 
Abbildung 39: Information an VermieterInnen zu Rechten und Pflichten 

In dieser Grafik geht es um die Frage, wie gut die VermieterInnen ihre mietrechtlichen Rechte und 

Pflichten kannten. Bei 96% der Fälle wurde hierzu keine Angabe gemacht. Mindestens 4% kannten 

ihre Rechte und Pflichten nicht (vollständig).  

Zur Frage, ob die Mitarbeitenden der Fachstelle über diesen Sachverhalt informiert haben, wurde in 

98% der Fälle keine Angabe gemacht. In mind. 2% der Fälle wurde informiert.  
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Abbildung 40: Information an MieterInnen zu Rechten und Pflichten 

Ging es in der letzten Grafik um VermieterInnen, werden nun Mieterinnen in den Blick genommen: 

In dieser Grafik geht es um die Frage, wie gut diese ihre mietrechtlichen Rechte und Pflichten 

kannten. Bei 73% der Fälle wurde hierzu keine Angabe gemacht. Mindestens 27% kannten ihre 

Rechte und Pflichten nicht (vollständig).  

Zur Frage, ob die Mitarbeitenden der Fachstelle über diesen Sachverhalt informiert haben, wurde in 

73% der Fälle keine Angabe gemacht. In mind. 27% der Fälle wurde informiert.  

 

 
Abbildung 41: Information an MieterInnen zu vermeintlichem Recht auf Wohnung 

In dieser Grafik geht es um die Frage, ob MieterInnen davon ausgingen, die Kommune sei 

verpflichtet, ihnen eine Wohnung zur Verfügung zu stellen. Bei 93% der Fälle wurde hierzu keine 

Angabe gemacht. Mindestens 7% waren dieser Ansicht.  

Zur Frage, ob die Mitarbeitenden der Fachstelle über diesen Sachverhalt informiert haben, wurde in 

92% der Fälle keine Angabe gemacht. In mind. 8% der Fälle wurde informiert.  
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Abbildung 42: Information an MieterInnen zu vermeintlichem Räumungsverbot 

In dieser Grafik geht es um die Frage, ob MieterInnen davon ausgingen, man könne ihnen die 

Wohnung nicht nehmen. Bei 88% der Fälle wurde hierzu keine Angabe gemacht. Mindestens 12% 

waren dieser Ansicht.  

Zur Frage, ob die Mitarbeitenden der Fachstelle über diesen Sachverhalt informiert haben, wurde in 

85% der Fälle keine Angabe gemacht. In mind. 15% der Fälle wurde informiert.  

 

Insgesamt zeigt sich, dass die Fachstellen entsprechend des Informationsdefizits reagierten: Je 

häufiger eine Miss- bzw. Fehlinterpretation vorlag, desto häufiger wurde informiert. Am häufigsten 

fand dies in Bezug auf die mietrechtlichen Rechte und Pflichten statt.  

In Bezug auf die beiden zuletzt geschilderten Missverständnisse schienen sie in einigen Fällen 

auch zu informieren, wenn nicht ganz klar war, ob ein Informationsdefizit vorlag. 
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6.3.5 Unterstützung bei illegalen Bedrohungen durch VermieterInnen 

Berichte aus der Praxis haben im Vorfeld der Untersuchung gezeigt, dass VermieterInnen nicht nur 

mit Klagen oder Kündigungen drohen, sondern auch mit Verleumdung oder körperlicher Gewalt. 

Derlei Drohungen wurden bei der Datenerhebung als „illegale Drohungen“ allgemein abgefragt.  

Die folgende Grafik zeigt, in wie vielen Fällen während der Fallbearbeitung eine solche Bedrohung 

durch VermieterInnen vorlag.  

 

 
Abbildung 43: Verteilung der Fälle mit/ohne illegale Drohungen 

Solche Situationen traten nicht häufig, aber zumindest in 4% aller Fälle auf.  

 

Zum Umgang mit solchen Situationen konnten mehrere Möglichkeiten ausgewählt werden. Die 

folgende Grafik zeigt die Verteilung der Antworten.  

 

  
Abbildung 44: Umgang mit illegalen Drohungen 
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6.3.6 Unterstützung zum Umgang mit finanziellen Rückständen bei Sekundärprävention 

Zur Frage, ob finanzielle Rückstände eine Rolle spielten, liegen bei einer kleinen Anzahl von drei 

bis vier Fällen widersprüchliche Aussagen vor:  

Unter der Frage nach Gründen für Wohnungsverlust, wurden in 191 Fällen finanzielle Rückstände 

angegeben - zum Teil neben anderen Gründen. In einer weiteren Frage musste angegeben 

werden, ob finanzielle Gründe eine Rolle spielten. Hier wurde nur 187 Mal angegeben, dass dies 

der Fall sei, sowie einmal, dass die Antwort (noch) nicht bekannt sei.  

 

In der folgenden Auswertung gehen wir von 259 Fällen der Sekundärprävention aus, von denen in 

188 Fällen finanzielle Rückstände eine Rolle spielten bzw. in einem Fall die Antwort noch nicht 

bekannt war.  

 

Stand der Rückstände zum Zeitpunkt der Dateneingabe 

Die folgende Grafik zeigt das Gesamtergebnis der Unterstützungsarbeit hinsichtlich der finanziellen 

Rückstände zum Zeitpunkt der Datenerhebung. Sie geht von den 187 Fällen aus, in denen die 

finanziellen Rückstände definitiv eine Rolle spielten. 

 

 
Abbildung 45: Verteilung der Ergebnisse bei Reduzierung von Rückständen 

In 51% dieser Fälle wurden die Rückstände reduziert, in 20% dieser Fälle sogar vollständig, in 31% 

dieser Fälle immerhin zum Teil. In 49% der Fälle, in denen die finanziellen Rückstände eine Rolle 

spielten, konnten sie jedoch nicht reduziert werden.  
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Wege der Reduzierung von finanziellen Rückständen 

Es konnten pro Fall mehrere Wege angegeben werden, auf denen eine Reduzierung der 

finanziellen Rückstände gelang. Die folgende Grafik zeigt die Verteilung der umgesetzten 

Möglichkeiten12.  

 

 
Abbildung 46: Wege der Reduzierung von finanziellen Rückständen 

Die Prozentwerte geben den Anteil an der Personen wieder, die ihre Rückstände reduziert haben 

(s.o.). Die Summe der Prozentwerte liegt über 100%, da Mehrfachantworten möglich waren. Die 

Abkürzung „MSÜ“ steht für Mietschuldenübernahme. Diese konnte entweder aus Leistungen der 

Behörden wie z.B. Jobcenter erfolgen oder aus Spenden. Ersteres wurde deutlich häufiger 

angegeben. 

Es zeigt sich, dass am häufigsten die KlientInnen selbst einen Beitrag zur Reduzierung der 

Rückstände leisteten. Hierbei müssen auch die Kredite mit bedacht werden, da diese ja von den 

KlientInnen selbst zurückgezahlt werden. Ähnliches gilt an sich auch für die 

Mietschuldenübernahmen durch Behörden und die Hilfe durch das soziale Netz der KlientInnen, da 

hier erfahrungsgemäß in den meisten Fällen ebenfalls eine Rückzahlung durch die KlientInnen 

selbst erfolgt. Daher kann ein Fazit aus dieser Übersicht sein, dass die KlientInnen dazu angeregt 

werden, selbst für ihre Schulden aufzukommen. Dies könnte jedoch die Schuldenproblematik 

allgemein erhöhen und zur finanziellen Überforderung der Klienten führen.  

                                                

 
12 Eine inhaltliche Ergänzung zu den vorgegebenen Antworten ergab sich durch die Textantworten unter 

„Sonstiges“, die mithilfe der qualitativen Inhaltsanalyse (MAYRING, 2002) ausgewertet wurden. Konnten diese 
Antworten eindeutig einer gemeinsamen Kategorie zugeordnet werden und wurde diese Kategorie in 
mindestens sechs Fällen genannt, so ging sie in die obenstehende Grafik ein, wo sie durch einen Rahmen 
hervorgehoben wurden. Zum einen übernahmen die öffentlichen Träger kleine zusätzliche Beträge, oder die 
Rückstände konnten durch bisher nicht gewährte Ansprüche reduziert werden. Zum anderen wurde bei 
mehreren Fällen auch betont, dass eine Antwort nicht bekannt sei. Neben diesen Antworten verblieben noch 
drei weitere unter „Sonstiges“. 
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Mietschuldenübernahme durch eine Behörde wurde bei 31 der 259 Fälle von Sekundärprävention 

angegeben. Das sind 10% aller Fälle bzw. 12% aller Fälle der Sekundärprävention oder 17% der 

Fälle, bei denen finanzielle Rückstände eine Rolle spielten.  

Die Mitglieder der begleitenden Projektgruppe gingen zum Teil von einer höheren Rate von 

Mietschuldenübernahmen durch Behörden aus. Dies kann unter anderem daran liegen, dass diese 

Praxis regional unterschiedlich verbreitet ist. Die folgende Grafik beinhaltet den gesamten 

Datensatz und zeigt, wie sich die Fälle, bei denen Mietschuldenübernahme durch eine Behörde 

angegeben wurde, über die Fachstellen verteilten. Den Säulen kann mithilfe der Skala am linken 

Rand der prozentmäßige Anteil von Mietschuldenübernahmen durch Behörden entnommen 

werden. Innerhalb der Balken wird die Anzahl der Fälle in absoluten Werten angegeben. 

 

 
Abbildung 47: Verteilung der Fälle mit/ohne MSÜ durch Behörde je Fachstelle 

Sowohl der prozentuale Anteil (26%) als auch die Häufigkeit der absoluten Fälle (11 Fälle) war im 

Landkreis Weilheim-Schöngau am höchsten. Prozentual folgt der Anteil der Stadt Penzberg (19%).  

Lediglich vom Landkreis Neu-Ulm enthält der Datensatz keine betroffenen Fälle. Im Rahmen der 

Stichprobe wurden hier also keine Mietschulden durch die Behörde übernommen.  
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Insgesamt fällt die vergleichsweise geringe Anzahl an Fällen auf, die MSÜ durch eine Behörde 

bekamen. Daher wurde eine Zusatzauswertung für Fälle vorgenommen, auf die folgende 

Eigenschaften zutrafen:  

 Fall der Sekundärprävention, bei dem finanzielle Rückstände eine Rolle spielte 

 Unter Einkommensarten wurde (auch) Arbeitslosengeld zwei ausgewählt 

 

Diese 66 Fälle wurden daraufhin untersucht, ob sie eine Mietschuldenübernahme durch eine 

Behörde erhielten.  

 

 
Abbildung 48: Verteilung von Alg2-EmpfängerInnen mit/ohne MSÜ durch Behörde 

Es zeigt sich, dass weniger als ein Viertel der EmpfängerInnen von Arbeitslosengeld zwei, für die 

finanzielle Rückstände eine Rolle spielten, auch eine Mietschuldenübernahme durch das Jobcenter 

erhielten.  
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Umgang mit verbleibenden Rückständen 

Wie bereits zu Beginn des Unterkapitels ersichtlich wurde, konnte die Reduzierung der finanziellen 

Rückstände in 23% der Sekundärpräventionsfälle nur zum Teil und in 35% (noch) gar nicht 

erfolgen. Dies machte zusammen 150 Fälle aus.  

Pro Fall konnten mehrere Möglichkeiten angegeben werden, wie mit den verbleibenden 

Rückständen umgegangen werden soll. Die folgende Grafik zeigt die Verteilung der umgesetzten 

Möglichkeiten. 

 

 
Abbildung 49: Umgang mit verbleibenden Rückständen 

Die Prozentwerte geben den Anteil an den Personen wieder, bei denen noch Rückstände 

bestanden. Die Summe der Prozentwerte liegt über 100%, da Mehrfachantworten möglich waren.  

Deutlich wird, dass in mindestens 86 der 150 Fälle, bei denen weitere finanzielle Rückstände 

verblieben, bislang keine Lösung zu deren Reduzierung gefunden werden konnte. Dies sind 57,3%. 

 

Unter „andere Lösungen“ fand sich 22 Mal der Hinweis, dass eine Antwort nicht bekannt sei, 

weshalb diese Angabe in die Grafik übernommen und durch einen Rahmen hervorgehoben wurde.  
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Sicherstellen künftiger Mietzahlungen 

Neben dem allgemeinen Umgang mit den weiteren finanziellen Rückständen richtet sich in der 

Fachstellenarbeit das Interesse insbesondere auf die Frage, wie künftige Mietzahlungen 

sichergestellt und damit der Verlust der Wohnung auch in Zukunft verhindert werden kann. Die 

folgende Grafik gibt Aufschluss über die Verteilung der Antworten auf die Frage, ob die Zahlung 

künftiger Mieten sichergestellt werden konnte13. 

 

 
Abbildung 50: Verteilung von Ergebnissen zu versuchter Sicherstellung künftiger Mietzahlungen 

Von den 188 Fällen, in denen finanzielle Rückstände eine Rolle spielten bzw. dies in einem Fall 

nicht sicher war, konnten in 52% bislang zukünftige Mietzahlungen sichergestellt werden.  

Unter den Aspekten, die halfen Mietzahlungen zu sichern, wurde das Einleiten von Leistungen 

nach SGB II oder XII am häufigsten genannt - gefolgt von Fällen, in denen die Hilfesuchenden 

inzwischen wieder über ausreichend Einkommen verfügten.  

  

                                                

 
13

 Eine inhaltliche Ergänzung zu den vorgegebenen Antworten ergab sich durch die Textantworten unter 
„andere Maßnahmen“, die mithilfe der qualitativen Inhaltsanalyse (MAYRING, 2002) ausgewertet wurden. 
Konnten diese Antworten eindeutig einer gemeinsamen Kategorie zugeordnet werden und wurde diese 
Kategorie in mindestens sechs Fällen genannt, so ging sie in die Grafik ein. Es entstanden zwei zusätzliche 
Ergebnisse, die dort durch einen Rahmen hervorgehoben werden. Neben diesen Antworten verblieben 14 
Antworten unter „andere Maßnahmen“. 

Ja, durch zukünftige 
Einkommen der 
Mieter; 29; 15% 

Ja, durch Einleiten 
von Leistungen nach 
SGB II / XII; 33; 18% 

   Ja, durch Anpassen 
der bisherigen 

Leistungen nach SGB 
II / XII; 11; 6% 

Ja, durch Einleiten 
von Direktzahlungen 
an Vermiet.; 11; 6% 

Ja, durch andere 
Maßnahmen; 14; 7% 

Nein, die zukünftigen 
Zahlungen sind 

(noch) nicht 
sichergestellt; 90; 

48% 

N=188 



 

 

 

 
Effektiv, effizient und kooperativ 

 

Evangelische Hochschule Nürnberg - Institut für Praxisforschung und Evaluation im kirchlichen, sozialen und Bildungsbereich 73 

 

In Bezug auf künftige Mietzahlungen können die Fälle der Sekundärprävention wie in der folgenden 

Grafik dargestellt zusammengefasst werden.  

 

 
Abbildung 51: Verteilung des Stands zur Sicherstellung künftiger Mietzahlungen 

6.3.7 Kommunikation zwischen den Konfliktparteien 

Es wurden mehrere Fragen zur Kommunikation zwischen den MieterInnen, VermieterInnen und 

auch Anwälten gestellt. Dabei ging es um Veränderungen in der Kommunikation im Fallverlauf und 

um konkrete Vermittlungsleistungen der Fachstellen.  

 

Veränderungen in der Kommunikation zwischen MieterInnen und VermieterInnen 

Es wurden mehrere Fragen gestellt, um das Gesprächsverhalten zwischen MieterInnen und 

VermieterInnen zu Beginn und zum Ende des Beratungsprozesses zu erheben und zu vergleichen. 

Dabei ging es um zwei Fragen:  

 Reagieren MieterInnen auf Nachfragen der VermieterInnen? 

 Findet zwischen beiden Parteien Face-to-face-Kontakt statt? 

 

Auf sämtliche Fragen dieser Themenbereiche lag die Ausfallquote, bei denen keine Angaben 

gemacht werden konnten, jedoch zwischen 138 Fällen (44,5%) und 174 Fällen (56,1%). Hierdurch 

sind verlässliche Vergleiche beider Messzeitpunkte nicht mehr möglich.  
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Tätigkeit der Fachstelle zur Vermittlung zwischen MieterInnen und VermieterInnen 

Die untenstehende Grafik zeigt, in wie vielen Fällen die Fachstelle direkt zwischen MieterInnen und 

VermieterInnen vermittelnd tätig war.  

 

 
Abbildung 52: Verteilung von Fällen mit/ohne direkte Vermittlungsarbeit 

Bei über 40% der Fälle vermittelten die Mitarbeitenden der Fachstelle direkt zwischen VermieterIn 

und MieterIn. 

 

Die folgende Grafik zeigt, in wie vielen Fällen die Fachstelle vermittelnd zwischen MieterInnen und 

VermieterInnen unter Zwischenschaltung eines Anwalts mindestens einer Konfliktpartei tätig war. 

 

 
Abbildung 53: Verteilung von Fällen mit/ohne Vermittlungsarbeit über Anwalt 

Die Fälle, in denen die Fachstelle über den Anwalt zwischen den Konfliktparteien vermittelte, 

machten etwas mehr als ein Viertel aller Fälle aus.   
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Zwischen beiden Ergebnissen gibt es Überlappungen: In manchen Fällen fand die Vermittlung 

ausschließlich auf direktem Wege bzw. ausschließlich über mindestens einen Anwalt statt - in 

anderen Fällen kam beides vor. Die folgende Grafik fasst alle diese Fälle unter „Vermittlungsarbeit“ 

zusammen und zeigt, in wie vielen Fällen die Fachstellen insgesamt vermittelnde Arbeit leisteten.  

 

 
Abbildung 54: Verteilung von Fällen mit/ohne Vermittlungsarbeit (generell) 

In mehr als der Hälfte aller Fälle leistete die zuständige Fachstelle in der einen oder anderen Weise 

eine Vermittlungsarbeit zwischen den Konfliktparteien, teilweise über Anwälte, teilweise direkt.  

 

6.3.8 Hilfestellung beim Umzug 

Die folgende Grafik zeigt, in wie vielen Fällen die zuständige Fachstelle beim Umzug der 

KlientInnen Unterstützung leistete.  

 

 
Abbildung 55: Hilfestellung beim Umzug 

In der überwiegenden Zahl der Fälle (90%) war Unterstützung beim Umzug nicht notwendig. Unter 

den übrigen 10% wurde sie in den meisten Fällen geleistet. Bei 2% der Fälle lag keine Antwort vor, 

bei 1% der Fälle wäre die Unterstützung zwar nötig gewesen, wurde jedoch aus unbekannten 

Gründen dennoch nicht geleistet.  
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6.3.9 Hilfestellung bei der Einlagerung von Eigentum 

Die folgende Grafik zeigt, in wie vielen Fällen die zuständige Fachstelle bei der Einlagerung von 

Eigentum Unterstützung leistete. Zusätzlich wurde erhoben, auf welche Weise eingelagert wurde 

bzw. ob die Einlagerung scheiterte.  

 

 
Abbildung 56: Hilfestellung bei der Einlagerung von Eigentum 

In der überwiegenden Zahl der Fälle war Unterstützung bei der Einlagerung von Eigentum nicht 

notwendig. Unter den übrigen 4% war in den meisten Fällen die Antwort nicht bekannt. In einem 

Fall wurde kommerziell eingelagert. Eine private Einlagerung kam nicht vor. Zwei Mal gelang die 

Einlagerung nicht. 
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6.4 Effekte und Tätigkeiten zu zusätzlichen Hilfeleistungen 

Die im Folgenden dargestellten Ergebnisse beziehen sich auf Hilfeleistungen der Fachstellen, die 

von ihnen über ihre Hauptaufgabe mit Bezug auf die Wohnungsproblematik hinaus geleistet 

wurden.  

6.4.1 Überblick 

Die folgende Grafik dient einem ersten Überblick über die Ergebnisse der Effekte und Tätigkeiten, 

die in den Unterkapiteln  6.4.2 bis  6.4.5 näher erläutert werden. Tätigkeiten sind in hellen Farben 

abgebildet, Effekte in dunklen Farben.  

 

 
Abbildung 57: Überblick über Effekte und Tätigkeiten zu zusätzlichen Hilfeleistungen 

Erfreulich ist unter anderem, dass als Effekt bei über einem Viertel der KlientInnen (26%) ein 

(erneuter) Anschluss ins Hilfesystem hergestellt werden konnte.  

 

Es ist erfahrungsgemäß anzunehmen, dass in Fällen, in denen die Klientin bzw. der Klient sich 

völlig der Anknüpfung ins Hilfesystem verweigerte, der Kontakt durch die aufsuchende Hilfe einen 

neuen Anschluss ins Hilfesystem darstellte. Entsprechend wurde ein „Ja“ auf die Frage, ob zu den 

KlientInnen erst durch aufsuchende Hilfe Kontakt hergestellt werden konnte, als Anschluss ins 

Hilfesystem interpretiert.  

Es wurde bereits erklärt, dass Effekte nur im Rahmen von Vorher-Nachher-Messungen feststellbar 

sind (vgl. Unterkapitel  3.1). Die Frage, ob zu den KlientInnen erst durch aufsuchende Hilfe Kontakt 

hergestellt werden konnte, bildet beide Messzeitpunkte ab: Vor der aufsuchenden Hilfe bestand 

kein Kontakt, danach schon.  
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6.4.2 Unterstützung zur Sicherung wirtschaftlichen Verhaltens in Zukunft 

Sowohl bei Primär- als auch bei Sekundärprävention kann Unterstützung bei der Sicherung 

wirtschaftlichen Verhaltens in der Zukunft notwendig werden. Hierzu konnten pro Fall mehrere 

Maßnahmen angegeben werden. Die folgende Grafik zeigt, wie sich die Häufigkeiten zu den 

einzelnen Unterstützungsmaßnahmen verteilen14.  

 

 
Abbildung 58: Unterstützungsmaßnahmen zu wirtschaftlichem Verhalten 

Unter „Sonstige“ wurden Textantworten gegeben. Darunter wurden mehrmals erwähnt:  

 Einsetzen einer finanziellen Betreuung  

 Verweis an andere Stellen, wie Schuldnerberatung oder psychiatrische Dienste  

 Beantragung einer Sozialpädagogischen Familienhilfe (SPFH) 

 Einleiten von Betreutem Wohnen  

 Anmelden von Privatinsolvenz  

 

Da das Nichteintragen einer solchen Textantwort nicht bedeutet, dass die jeweilige Hilfeart nicht 

gewährt wurde, wurde eine quantitative Auswertung dieser Antworten nicht vorgenommen.  

Am häufigsten wurde angegeben, dass Unterstützung bei der Sicherung wirtschaftlichen 

Verhaltens in der Zukunft beim jeweiligen Fall nach Ansicht der Fachkräfte nicht notwendig war. 

Das betraf 156 Fälle (50%).  

In 50 der 310 Fälle (16%) wurde eine solche Unterstützung zwar für notwendig erachtet, wurde aus 

unbekannten Gründen jedoch dennoch nicht erbracht. Denkbar wäre beispielsweise, dass 

KlientInnen die Hilfe ablehnten. 

                                                

 
14

 Es war möglich keine, eine oder mehrere Antworten anzuklicken. Dies muss bei der Interpretation bedacht 
werden. Das Nichtanklicken Antwort könnte bedeuten, dass dieser Antwort nicht zugestimmt wird oder dass 
die Antwort übersehen wurde. Die Prozentangaben können daher nur unter der Annahme gelten, dass ein 
Nichtklicken bedeutet, dass die Einkommensart nicht vorlag. 
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In den restlichen Fällen wurde am häufigsten (33 Fälle, 11%) eine Abtretung von Sozial-

Leistungsträgern eingesetzt. Das bedeutet, dass die Leistungsträger bestimmte Bezüge ohne 

„Umweg“ über die KlientInnen direkt an die Empfänger überweisen. In 23 Fällen (7%)  wurde eine 

Einkommensberatung durchgeführt. 

Die Einführung eines Treuhandkontos wurde in keinem der erhobenen Fälle vorgenommen. 

 

6.4.3 Einforderung nicht beantragter zustehender Leistungen 

Die Befragung erhob, ob die jeweiligen KlientInnen Anspruch auf finanzielle Hilfen hatten, die 

jedoch zum Beratungszeitpunkt noch nicht beantragt waren. Solche finanzielle Hilfen konnten 

beispielsweise Leistungen nach SGB II oder XII sein, Rentenleistungen, Wohngeld, Kindergeld 

usw.  

Die folgende Grafik zeigt, wie oft zustehende Leistungen nicht beantragt waren.  

 

 
Abbildung 59: Verteilung der Fälle nach nichtbeantragten Leistungen 

Bei mindestens 89 Fällen (29%) stellten die Mitarbeitenden der Fachstellen fest, dass zustehenden 

Leistungen nicht beantragt waren.  

Es stellt sich die Frage, wie diese Fälle sich weiterentwickelten. In über 90% wurden von der 

Fachstelle Informationen vermittelt. In über 76% wurden die Leistungen zum Erhebungszeitpunkt 

durchgesetzt. In den folgenden beiden Zusatzauswertungen wird dies differenziert dargestellt. 

 

Unter den 58 Fällen, bei denen die Antwort nicht bekannt ist, sind fünf, bei denen Kontaktprobleme 

benannt wurden.  

 

  

Problem liegt vor; 89; 
29% 

Problem liegt nicht 
vor; 163; 52% 

Antwort nicht 
bekannt; 58; 19% 

N=310 



 

 

 

 
Effektiv, effizient und kooperativ 

 

Evangelische Hochschule Nürnberg - Institut für Praxisforschung und Evaluation im kirchlichen, sozialen und Bildungsbereich 80 

 

Die folgende Grafik zeigt, in wie vielen der 89 Fälle mit nicht in Anspruch genommenem Recht auf 

Transferleistungen im Laufe der Beratung Informationen über diese Leistungen vermittelt wurden.  

 

 
Abbildung 60: Verteilung der Fälle nach Aufklärung über nicht beantragte Leistungen 

In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle wurden die KlientInnen über ihnen zustehende 

Leistungen von der Fachstelle informiert. Dies waren 91% der Fälle, bei denen ein Anspruch 

bestand, bzw. 26% aller Fälle.  
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Die folgende Grafik zeigt, in wie vielen Fällen die zustehenden Leistungen mit Hilfe der Fachstelle 

auch durchgesetzt wurden. 

 

 
Abbildung 61: Verteilung der Fälle nach Durchsetzung nicht beantragter Leistungen 

 

In der Mehrzahl der Fälle (57%) wurden die zustehenden Leistungen nicht nur beantragt, sondern 

es lag auch zum Zeitpunkt der Dateneingabe bereits ein positiver Bescheid vor. In 19% der Fälle 

setzten die KlientInnen selbst die Leistungen durch; 15 von diesen 17 Fällen wurden vorher durch 

die Fachstelle über Ihren Anspruch informiert.  

Insgesamt wurde also der Anspruch bei 76% der 89 Fälle durchgesetzt. Das sind 22% der 

gesamten Stichprobe. 

Bei weiteren 9% der anspruchsberechtigten wurden die Leistungen ebenfalls beantragt, es lag 

jedoch noch kein Bescheid vor. Die Durchsetzung missglückte in 7% der vermeintlich 

anspruchsberechtigten Fälle. Bei den restlichen Fällen war eine Antwort nicht bekannt bzw. die 

Fachstelle an der Durchsetzung der Leistungen nicht beteiligt.  

6.4.4 (Neu-)Anschluss an das Hilfesystem 

Es gehört in vielen Fällen zum Beginn eines Beratungsprozesses, dass eine Fachstelle durch einen 

bzw. eine ZuweiserIn wie beispielsweise Amtsgericht oder Ordnungsamt (vgl. Unterkapitel  6.2.4) 

auf einen Fall mit drohender Wohnungslosigkeit aufmerksam gemacht wird und versucht, mit dem 

jeweiligen Haushaltsvorstand in Kontakt zu treten. Dabei stellt sich nicht selten heraus, dass die 

KlientInnen zunächst jegliche Kontaktaufnahme verweigern.  

Laut ExpertInnenaussagen, die bei Mitarbeitenden von Fachstellen in der vorangegangenen 

Recherche eingeholt wurden, handelt es sich in solchen Fällen oft um Personen, die aus Angst vor 

der weiteren Eskalation jeglichen Kontakt zu Einrichtungen und Behörden vermeiden und damit 

keinen Kontakt mehr zum Hilfesystem haben. Gerade dieser Personenkreis benötigt den Kontakt 

zum Hilfesystem, wie z.B. zu Hilfen zum Wohnungserhalt, in besonderer Weise.   
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Die folgende Grafik zeigt, wie oft der Kontakt zu den KlientInnen und der Anschluss ans 

Hilfesystem über aufsuchende Hilfe durch die Mitarbeitenden der Fachstellen ermöglicht wurde.  

Ihr liegt die Frage zugrunde, ob es nötig war, sich zum Erstgespräch zum KlientInnen-Haushalt zu 

begeben, weil diese auf andere Kontaktangebote nicht eingingen.  

 

 
Abbildung 62: Verteilung der Fälle nach Relevanz aufsuchender Hilfe 

Die Grafik zeigt, dass bei einem Viertel der Fälle erst eine aufsuchende Hilfe den Kontakt herstellen 

konnte. Es kann davon ausgegangen werden, dass erst auf diese Weise (Wieder-)Anschluss in das 

Hilfesystem gelang. BUSCH-GERTSEEMA (2005) weist darauf hin, dass in Interviews mit ehemals 

Betroffenen „die Bedeutung von aufsuchender Arbeit [...] von Haushalten, die andernfalls mit 

großer Wahrscheinlichkeit in die Wohnungslosigkeit geraten wären, herausgehoben“ (S. 113) 

werden.  

 

6.4.5 Hilfestellung zu weiteren Problemlagen 

Das Vorhandensein mehrerer Problemfelder ist typisch in der Fachstellenarbeit. Darauf wurde 

bereits in Unterkapitel  6.2.3 hingewiesen. NOTHNAGEL (2012) beschreibt die drohende 

Wohnungslosigkeit als „Spitze des Eisbergs“ (S. 177): Die drohende Wohnungsnot mache nur ca. 

10% der Problematiken aus, welche die KlientInnen mitbringen, „die restlichen 90% liegen unter 

der Wasseroberfläche, sind aber oft Ursache für den Wohnungsverlust“ (S. 178). 

Ein Überblick über die diversen weiteren Problemlagen in den erhobenen Fällen wurde ebenfalls 

bereits in Unterkapitel  6.2.3 gegeben. In diesem Unterkapitel soll betrachtet werden, wie in den 

Fachstellen mit diesen Problemlagen umgegangen wurde.  

 

Es konnten für jeden Fall Antworten zu mehreren Problemlagen angegeben werden. Zu jeder der 

angegebenen aufgetretenen Problemlagen konnte eine weitere Antwort darauf gegeben werden, 

inwiefern die Fachstelle selbst Hilfestellung geleistet bzw. an eine andere Stelle weiterverwiesen 

hat.  
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Die untenstehende Grafik informiert über zwei Sachverhalte:  

 Sie zeigt mithilfe der Höhe der Balken, wie häufig eine Problemlage angegeben wurde.  

 Sie zeigt mithilfe der farblichen Verteilung der Segmente, wie häufig die verschiedenen Formen 

der Hilfestellung geleistet wurden.  

 

 
Abbildung 63: Verteilung von Hilfeleistungen je nach zusätzlicher Problemlage 

Bei der Möglichkeit, keine oder mehrere Antworten anzugeben, kann der statistische Anspruch auf 

Repräsentativität aus methodologischer Sicht nicht eingelöst werden. Dennoch lassen sich an 

solchen Ergebnissen häufig klare und wichtige Tendenzen ablesen. Die Aussagekraft des 

vorliegenden Ergebnisses wird jedoch dadurch weiter geschmälert, dass in jeder Problemlage bei 

über der Hälfte der Fälle keine Angabe über die Art der Hilfestellung gemacht wurde.  

Zieht man die Daten dennoch heran, um zumindest hypothetisch Tendenzen zu ermitteln, fällt auf, 

dass am häufigsten über andere Stellen informiert wurde. Im durch seine Häufigkeit auffälligen 

Problembereich Schulden zeigt sich, dass am zweithäufigsten auch ein Kontakt mit einer anderen 

Stelle vereinbart wurde. Bisweilen gab es in diesem Bereich sogar engmaschige Kooperationen. In 

den Textantworten wurden zum Problembereich Schulden als KooperationspartnerInnen am 

häufigsten Schuldnerberatungsstellen (21 Fälle) genannt und am zweithäufigsten die Jobcenter 

(sechs Fälle).   
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6.5 Weitere Fragen 

6.5.1 Veränderung der Einkommensarten 

Bei Erstellung des Fragebogens tauchten bei den Mitarbeitenden aus den Fachstellen Fragen zur 

Veränderung der Einkommensarten während des Beratungsprozesses auf: 

 Kommen während der Beratung bestimmte Einkommensarten besonders häufig hinzu? 

 Fallen bestimmte Einkommensarten während der Beratung besonders häufig weg? 

 Wird besonders häufig Arbeitslosigkeit durch Lohnarbeit ersetzt? 

 

Die folgende Grafik gibt Aufschluss über die Veränderungen der Verteilung von Einkommensarten 

im Hinblick auf den gesamten Datensatz zwischen dem Zeitpunkt des Beratungsbeginns und dem 

Zeitpunkt der Dateneingabe.  

 

 
Abbildung 64: Veränderung der Einkommensarten im Fallverlauf 

Es wird zunächst deutlich, dass die Anzahl der Fälle, bei denen Unklarheit über die 

Einkommensarten bestand, zwischen dem ersten und zweiten Messzeitpunkt sehr ungleich verteilt 

ist. Die Unklarheit war beim zweiten Messzeitpunkt fast drei Mal so hoch: In 37 Fällen (11,9%) 

wurde für den Zeitpunkt des Beratungsbeginns „nicht bekannt“ angegeben, in Bezug auf den 

Zeitpunkt der Dateneingabe in 102 Fällen (32,9%). 

Dieses Ungleichgewicht macht den Vergleich der beiden Messzeitpunkte extrem anfällig für 

Störfaktoren, weshalb von einer Interpretation abgeraten wird, solange nicht extrem deutliche 
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Tendenzen hervortreten. Es ist für jede der Einkommensarten denkbar, dass ihr eine größere 

Anzahl der Fälle zugerechnet werden müssen, die bislang unter „nicht bekannt“ eingruppiert sind. 

Aufgrund dieser Unschärfe ist von einer genaueren Interpretation abzuraten.  

 

6.5.2 Für die Wohnungsvermittlung hilfreiche KooperationspartnerInnen 

Die folgende Grafik zeigt, wie häufig eine Wohnung über eine Institution vermittelt werden konnte, 

mit der die Fachstelle häufig zusammenarbeitet.  

 

 
Abbildung 65: Verteilung der Wohnungsvermittlung nach engen Kooperationspartnern 

Eine Frage zu diesem Thema wurde nur gestellt, wenn als Fallausgang „Umzug“ angegeben 

wurde. Dies war bei 89 KlientInnen der Fall. In 14% dieser Fälle konnte eine Wohnung über einen 

bzw. eine häufigen KooperationspartnerIn gefunden werden.  

Darunter wurde dreimal Stadt bzw. Gemeinde angegeben, einmal VermieterInen und einmal eine 

Bank. Bei der Hälfte dieser 12% vermittelte eine Wohnungsbaugesellschaft (WBG).  

 

Die Verteilung der sechs Wohnungsbaugesellschaften stellt die folgende Grafik dar.  

 
Abbildung 66: Verteilung von Wohnungsbaugesellschaften unter den Wohnungsvermittlungen 

Ja, WBG; 6; 7% 

Ja, andere; 6; 7% 

Nein; 73; 82% 

Antw. Nicht bekannt; 
4; 4% 

N=89 

1 

3 

1 1 

0

1

2

3

4

NUWOG, Neu-Ulm GRWS, Stadt Rosenheim GWG Wasserburg, Stadt
Rosenheim

GWG Ebersberg, Landkreis
Ebersberg



 

 

 

 
Effektiv, effizient und kooperativ 

 

Evangelische Hochschule Nürnberg - Institut für Praxisforschung und Evaluation im kirchlichen, sozialen und Bildungsbereich 86 

 

7 Ergebnisse: Teil zwei - qualitative Untersuchung 
Wie bereits in Unterkapitel  5.2 aufgeführt, wurden im Rahmen dieses Teils der Untersuchung 

RepräsentatInnen zweiter Wohnungsbaugesellschaften, eine privat vermietende Person, ein 

Gerichtsvollzieher und der Geschäftsführer eines Jobcenters telefonisch interviewt. In diesem wird 

zusammengefasst, wie die Befragten die Zusammenarbeit mit den Fachstellen beschrieben und 

welche Gelingensbedingungen der Kooperation sie genannt haben.  

 

Im Sinne wissenschaftstheoretischer Fundiertheit ist zu erwähnen, dass diese Aussagen keine 

objektive Gültigkeit haben, sondern die Perspektive einer Auswahl von ExpertInnen auf die 

Fragestellung wiedergeben.  

 

7.1 Umstände der Zusammenarbeit 

Die folgenden Umstände wurden von den Befragten erwähnt und geben einen Eindruck über einen 

Teil der herausfordernden Rahmenbedingungen, innerhalb derer die Zusammenarbeit aus ihrer 

Sicht stattfindet:  

 Es herrsche hoher Zeitdruck, der u.a. bedingt werde durch monatlichen Geldverlust der 

VermieterInnen, rasches Vergriffensein von Alternativwohnraum und kurz bevorstehenden 

Räumungsterminen. 

 KlientInnen hätten Verständnisschwierigkeiten beim Lesen rechtsbezogener Post, beim 

Ausfüllen von Antragsformularen usw.  

 KlientInnen seien häufig sehr schlecht informiert über Hilfemöglichkeiten. 

 KlientInnen mit Migrationshintergrund brächten häufig diverse Zusatzschwierigkeiten mit, wie 

mangelhafte Deutschkenntnisse, Ungeübtheit im Verhalten gemäß der in Deutschland 

gängigen Mietkultur, Unwissen über das deutsche Hilfesystem und im Zusammenhang damit 

eine gewisse Skepsis gegenüber vermeintlich uneigennützigen Helfern. 

 KlientInnen brächten häufig gesundheitliche, psychische, familiäre oder berufliche Probleme 

mit, durch die sie Wege zu Institutionen wie beispielsweise zum Einrichten eines Dauerauftrags 

bei der Bank überfordern. 

 KlientInnen werde immer wieder mit starken Vorwürfen begegnet, beispielsweise seitens der 

Behörden, was die Psychodynamik eines Falles verkomplizieren kann. 

 VermieterInnen entgingen nicht nur Mieten, sondern sie streckten in manchen Fällen zusätzlich 

Strom- und Heizkosten vor, was mindestens kurzfristig und bei einem Scheitern des Falles 

dauerhaft einen Verlust bedeute. 

 Agierten VermieterInnen nachsichtig mit problematischen MieterInnen, könne es vorkommen, 

dass dies ausgenutzt werde oder zumindest dass VermieterInnen sich ausgenutzt vorkämen, 

was die Psychodynamik eines Falles weiterhin verkomplizieren könne. 

 Mitarbeitende von KooperationspartnerInnen wie Wohnungsbaugesellschaft oder Jobcenter 

seien selbst ihren Vorgesetzten Rechenschaft schuldig und reizten Ermessensspielräume nicht 

aus. 
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7.2 Positive Aspekte der Kooperation 

Alle Befragten lobten den Ansatz der Fachstellen, Hilfe zu einem möglichst frühen Zeitpunkt zu 

leisten, um zu verhindern, dass sich die Problematik mit fortschreitender Zeit verschlimmert.  

 

"Man kann da auch schon beim ersten Anzeichen etwas machen. [...] Wenn's Kind in den Brunnen 

gefallen ist, dann braucht man nichts mehr machen." (Zitat) 

 

Als besonderes Alleinstellungsmerkmal wurde die spezielle Rolle der Fachstellen hervorgehoben:  

 Rolle gegenüber den KlientInnen: VermieterInnen, RechtsanwältInnen wie auch Behörden 

bzw. Jobcenter würden immer wieder von den KlientInnen als „Feinde“ wahrgenommen, da von 

ihnen Forderungen, Verweigerung von Leistungen bis hin zu Sanktionen ausgehen. Bestenfalls 

bestehe nur ein schlechtes Gewissen gegenüber VermieterInnen. Den Fachstellen sei im 

Kontrast dazu eine Rolle eigen, die es ihr als einziger ermögliche, ein Vertrauensverhältnis zu 

den KlientInnen aufzubauen: Die Fachstelle müsse kein Eigeninteresse gegen die KlientInnen 

verfolgen, sondern könne durch unterstützendes Verhalten deutlich machen, dass sich eine 

Kooperation zwischen KlientIn und Fachstelle lohnt.  

 Rolle gegenüber dem Jobcenter: VermieterInnen suchten immer wieder die Kooperation mit 

dem Jobcenter, sei es aus dem eigenen Interesse, Mietzahlungen zu sichern, oder aus 

Mitgefühl gegenüber ihren MieterInnen. Sie seien als KooperationspartnerInnen von Seiten des 

Jobcenters jedoch inakzeptabel, da die Mitarbeitenden zum einen (ohne 

Schweigepflichtsentbindung) ihnen gegenüber nicht auskunftsberechtigt seien, und zum 

anderen, da VermieterInnen nicht dem MieterInnen gegenüber unbefangen seien. Letzteres 

gelte nicht für die Fachstellen, weshalb KlientInnen gegenüber den Fachstellen auch eher bereit 

seien, eine Schweigepflichtsentbindung einzuräumen.  

 

"Natürlich ist das jemand, der sich in ihre Privatangelegenheiten einmischt, wie ein Betreuer und so 

weiter. Aber es ist jemand, der hat kein Eigeninteresse da dran. Das wird bei mir immer unterstellt." 

(Zitat) 

 

In den folgenden Unterkapiteln werden die positiven Aspekte der Kooperation mit Blick der 

Befragten auf VermieterInnen und MieterInnen getrennt dargestellt.  
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7.2.1 Vermutungen der Befragten zur Perspektive der MieterInnen 

Die Befragten stellten folgende Vermutungen darüber auf, welche Vorteile es für die KlientInnen 

selbst bringt, mit den Fachstellen zu kooperieren:  

 Die Fachstellen könnten sie zu sämtlichen Fragen bezüglich Unterstützungsleistungen beraten. 

 Die Fachstellen könnten bei Konflikten mit den anderen AkteurInnen deeskalierend agieren. 

 Die Fachstellen könnten Briefe und Formulare „übersetzen“ und auf diesem Weg auch 

Missverständnisse ausräumen, wie beispielsweise deutlich zu machen, dass die Androhung 

einer Kündigung noch nicht die Kündigung selbst bedeute.  

 Die Fachstellen verfügten über ausreichend Fachkompetenz, um zustehende Hilfeleistungen 

bei den Behörden im Notfall auch rechtlich einzufordern.  

 

Eine Besonderheit liege außerdem darin, wenn eine Fachstelle in einer Obdachlosenunterkunft 

angesiedelt sei. In solchen Fällen könnten KlientInnen im Rahmen der Beratung sehen, auf welche 

Wohnverhältnisse ihr Fall hinausläufe, sofern die Prävention scheitert. Dies motiviere KlientInnen 

immer wieder zur Kooperation. Es habe jedoch auch schon Fälle gegeben, die beim Anblick der 

Unterkünfte gesagt haben „dann ziehen wir eben hier ein“ (Zitat).  

Auch der Name „Fachstelle zur Vermeidung von Obdachlosigkeit“ sei immer wieder Anlass für 

KlientInnen, zu erkennen, worauf ihre Situation hinausläuft und anschließend Blockaden 

aufzugeben. 

 

"Das hat dann den Mieter so aufgerüttelt, dass er verstanden hat: Wenn da Fachstelle zur 

Vermeidung von Obdachlosigkeit steht, muss es wohl wirklich ernst gemeint sein." (Zitat) 

 

7.2.2 Die Vermutungen und Beschreibungen zur Perspektive der VermieterInnen 

Für die häufigsten Mietprobleme wie z.B. ausstehenden Mieten sei nur der Rechtsweg die 

Alternative zur Kooperation mit den Fachstellen. Dieser sei langwierig und ziehe oft mehrere 

Monate weiteren Mietverlust nach sich, die im Falle einer Räumung nie zurückgezahlt würden. 

Dazu kämen Rechtsanwalts- und im Ernstfall Räumungskosten. In vielen Fällen könnten 

MieterInnen die VermieterInnen nicht selbst auszahlen. Die Fachstelle biete hier eine Reihe von 

Vorteilen: Sie könne helfen, die Transferleistungen zu akquirieren, welche die weiteren 

Mietzahlungen sichern, verhindere somit Anwalts- und Räumungskosten und finde sogar häufig 

Wege, die Mietschulden mindestens zum Teil wieder zu reduzieren, beispielsweise im Aushandeln 

einer Mietschuldenübernahme durch das Jobcenter oder das Sozialamt. 

 

"Dann ist der dritte Monat schon da und dann können Sie selbstverständlich jetzt Räumungsklage 

beantragen. Bis die durchgeht sind wir bei sieben, acht, neun Monaten. Dieses Geld sehen Sie nie 

wieder: Nicht mehr das, was Sie hinterherschmeißen an Anwalts-, Gerichtskosten und dann auch 

die aufgelaufenen, nicht bezahlten Mieten, weil gerade im Hilfsbereich die Drittleister, die zahlen 

meistens nicht rückwirkend. Deswegen ist der Faktor Zeit extrem wichtig." (Zitat) 
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Die Fachstelle verfüge zur Bewältigung der Probleme, die zu den Mietschulden führen, über die 

notwendigen Kompetenzen, um Transferleistungen und weitergehende Hilfen wie beispielsweise 

Familienhilfe zu vermitteln und um psychosoziale bzw. beraterische Unterstützung beispielsweise 

bei Verwahrlosung zu leisten.  

 

"Die bringt es tatsächlich fertig, dass wesentliche Mini-Abzahlungen, die eigentlich nicht 

vollstreckbar wären, nämlich z.B. bei Hartz4-Empfängern [...] dass die 25 Euro Rate, 40 Euro Rate 

vom Jobcenter direkt an uns überweisen." (Zitat) 

 

Hinzu könnten je nach Situation bestimmte weitere Vorteile kommen:  

 Sicherung zukünftiger Mietzahlungen dadurch, dass Transferleistungen zunächst auf ein 

Treuhandkonto gezahlt werden, das die Fachstelle verwaltet und u.a. VermieterInnen die ihnen 

zustehenden Mietzahlungen überweist 

 Übergabe der KlientInnen an Einrichtungen und Dienste der Wohnungslosenhilfe, falls es zur 

Räumung kommt 

 Im Fall, dass ein Immobilienunternehmen selbst über eine Fachkraft zur Betreuung von 

problematischen MieterInnen verfügt, könne eine Fachstelle diese nach Bedarf unterstützen: 

o Kompensation von übermäßigem Beratungsbedarf in Hochphasen 

o zusätzliche Unterstützung der KlientInnen über Mietschuldenprobleme hinaus (weitere 

Schulden, Familienproblematiken usw.) 

o Alternative Beratung sobald die Fachkraft der Immobilienunternehmen von den 

KlientInnen als „verlängerter Arm der Feinde“ wahrgenommen wird 

 

"Ich sehe das so: Wenn diese Fachstelle erfolgreich ist, bin auch ich dadurch erfolgreich, weil ich 

hab kein Interesse daran, eine leere Wohnung zu haben." (Zitat) 

 

Trotz all dieser Vorteile suchten VermieterInnen nicht in allen Fällen die Zusammenarbeit mit den 

Fachstellen, beispielsweise wenn MieterInnen häufig durch Beschwerden aus der Nachbarschaft 

auffallen oder den Anschein machen, zu den sog. „Mietnomaden“ zu gehören. In diesen Fällen 

tendierten VermieterInnen eher dazu, im Verlust der Mieterin bzw. des Mieters das „kleinere Übel“ 

zu sehen.  
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Bestehe bereits Kontakt zu einer Fachstelle, entstehe die Möglichkeit, dass diese den 

VermieterInnen neue potentielle MieterInnen vorstellt. Diese würden jedoch von den 

VermieterInnen nur in Grenzen angenommen:  

 Wenn sie über die Fachstelle kommen, brächten sie i.d.R. ein gewisses Problempotential mit 

sich. Der Anteil an potentiell problematischen MieterInnen dürfe jedoch für VermieterInnen nicht 

zu hoch werden. 

 VermieterInnen legten je nach Erfahrung unterschiedliche Ausschlusskriterien für 

Mietverhältnisse fest. Diese könnten beispielsweise Menschen bestimmter Nationalitäten 

betreffen, mit denen die VermieterInnen schlechte Erfahrungen gemacht haben oder die ihrer 

Erfahrung nach andere potentielle MieterInnen verschrecken. Dann würden sie entsprechende 

Mietgesuche ablehnen.  

 Erführen VermieterInnen von einem schlechten Ruf der Wohnungssuchenden, wie es bei 

ortsansässigen VermieterInnen häufiger geschehen könne, schreckten sie eher vor einem 

Mietverhältnis zurück.  

 

"Die Häuser haben ja auch einen Ruf. Die Wohngegend hat einen Ruf. [...] Wenn ich in einem 

Hauseingang fünf Leute, fünf Familien mit Migrationshintergrund habe, da kriege ich keinen 

Deutschen mehr rein." (Zitat) 

 

Ein Teil der VermieterInnen äußerte ein Interesse am Wohlergehen seiner MieterInnen und 

benannte, vor Bestehen der Fachstelle selbst versucht zu haben, diesen zu helfen. Das Einsetzen 

einer Fachstelle habe diese VermieterInnen deutlich entlastet:  

 zeitlich, denn die Suche nach Lösungen sei aufwändig 

 persönlich, denn die Suche nach Lösungen erfordere häufig, sich dem Leben der MieterInnen 

intensiver zu widmen, als es den VermieterInnen angenehm sei (sofern die MieterInnen ihnen 

überhaupt Einblick gewähren). 

 

7.3 Wie verläuft gute Kooperation zwischen den KooperationspartnerInnen? 

Dieses Unterkapitel beschreibt, wie die Befragten eine ihrer Ansicht nach gute Kooperation 

darstellten. Zunächst werden grundsätzliche Abläufe, Prinzipien und Vereinbarungen gelingender 

Kooperationen wiedergegeben. Es folgen mehrere Prädikatoren, die die Kooperation positiv 

beeinflussen können und schließlich beendet ein Überblick über organisatorische 

Rahmenbedingungen gelingender Kooperation das Unterkapitel.  
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7.3.1 Beschreibung: Gute Kooperation zwischen Fachstelle und VermieterInnen  

Für die Kooperation zwischen VermieterInnen und Fachstelle wurden im Fall, dass VermieterInnen 

die Fachstelle beauftragen, sich problematischen MieterInnen anzunehmen, von den 

Gesprächspartnern folgende Schritte empfohlen:  

1. Wenn bei Kontaktaufnahme zur Fachstelle bereits genügend Informationen vorliegen, solle die 

Fachstelle eine Einschätzung abgeben, wie groß die Chancen auf Erfolg des Falles seien. 

Lägen nicht genügend Informationen vor, solle diese Einschätzung zum nächstmöglichen 

Zeitpunkt erfolgen.  

2. VermieterInnen vergäben nun den Auftrag an die Fachstelle. Gehe es um Mietverzug, läge 

i.d.R. die erste Priorität beim Wiederherstellen der Mietzahlungen und in einem zweiten Schritt 

bei der Rückzahlung der Altschulden. Die PartnerInnen sollten vereinbaren, bis wann eine 

Rückmeldung über Erfolg/Misserfolg der Fachstelle an die VermieterInnen erfolgt.  

3. Die Fachstelle solle versuchen, die MieterInnen zu kontaktieren und bei gelingendem Kontakt 

mit ihnen zu arbeiten.  

4. Die Fachstelle solle schnellstmöglich - spätestens jedoch bis zum vereinbarten Zeitpunkt - das 

Ergebnis bezüglich der MieterInnen zurück an die VermieterInnen melden.  

 

Im weiteren Fallverlauf sollten sich beide KooperationspartnerInnen schnellstmöglich gegenseitig 

informieren. Eine gegenseitige Aktualisierung sollte mindestens alle zwei Wochen stattfinden. 

Hierbei solle immer neu eingeschätzt werden, wie hoch man die Chance auf eine Lösung des 

Falles einschätzt.  

Während des Fallverlaufs solle die Fachstelle immer wieder, Kontakt zwischen MieterInnen und 

VermieterInnen herzustellen versuchen, damit dieser Kontakt sich bis zum Fallabschluss etabliere. 

Bestehe ein guter Kontakt zwischen diesen zwei Parteien, so sei es wahrscheinlicher, dass weitere 

Krisen den VermieterInnen früher bekannt werden und er früher Maßnahmen ergreifen kann.  
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7.3.2 Beschreibung: Gute Kooperation zwischen Fachstelle und GerichtsvollzieherInnen 

Für die Kooperation von GerichtsvollzieherIn und Fachstelle wurden folgende Aspekte von den 

befragten Best-Practice-Kooperationspartnern empfohlen:  

 Es wurde vermutet, dass es der Fachstelle helfe, wenn die GerichtsvollzieherInnen den 

Räumungstermin frühestmöglich mitteilten, damit die Fachstelle Personal für den Einsatz 

planen könne. 

 GerichtsvollzieherInnen könnten auch bei kurzfristigen Räumungsfällen mit der Fachstelle 

abklären, wie lange sie brauchen würden, um Ersatzwohnraum zu finden. Dadurch könnten sie 

sich darauf vorbereiten, die Spedition im Zweifelsfall bis zu einer Stunde warten zu lassen. Dies 

läge innerhalb ihrer gesetzlichen Spielräume.  

 Egal, ob die Fachstellenmitarbeitenden bei Kontakt zwischen GerichtsvollzieherIn und MieterIn 

dabei seien oder nicht, solle mit der Fachstelle vorher geklärt werden, ob es schon Kontakt von 

ihr zu den MieterInnen gab und mit welchem Ergebnis. So könne der bzw. die 

GerichtsvollzieherIn adäquater auf die häufig geäußerte Klage der MieterInnen reagieren, 

niemand habe sich bislang gekümmert.  

 Möglichst kurz vor dem Räumungstermin verändere sich die Situation häufig noch stark. Daher 

sei es oft hilfreich, sich kurz vor dem Termin miteinander abzustimmen. Das könne telefonisch 

geschehen oder einige Minuten vor dem Termin vor Ort. Dabei solle zumindest besprochen 

werden, zu wem es mit welchem Ergebnis bislang Kontakt gab, welche verschiedenen 

Problematiken bekannt seien (Verwahrlosung, Sucht, Suizidalität usw.), ob eine Ersatzwohnung 

in Aussicht stehe, sei es im Netzwerk des KlientInnen oder durch die Fachstelle.  

 Die Fachstelle solle GerichtsvollzieherInnen die Leitung der Räumung überlassen, die jene 

innerhalb des gesetzlich vorgegebenen Rahmens durchführten.  
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7.3.3 Beschreibung: Kooperationsvereinbarung zwischen Fachstelle und Jobcenter 

Anlässlich der Erkenntnis, dass zwischen Jobcenter und Fachstelle ein hoher 

Abstimmungsaufwand herrscht, berichtete ein Befragter von einem Kooperationsvertrag beider 

Einrichtungen, der diese Abstimmungsprozesse steuere.  

 

Als Inhalte dieses Vertrages wurden die folgenden Themen genannt:  

 Grundsätzliche offene und enge Zusammenarbeit 

 Zugangswege der Fachstelle zu Jobcentermitarbeitenden 

 Gegenseitiges Informationsverhalten 

 Datenschutz: Jobcentermitarbeitende vereinbarten mit ihren Kunden standardmäßig eine 

Schweigepflichtsentbindung gegenüber der Fachstelle  

 Regelungen, wie wiederkehrende Prozesse ablaufen sollten: Beispielsweise in welchen Fällen 

das Jobcenter von sich aus auf die Fachstelle verweist 

 Festlegung, welche Leistungen das Jobcenter bei den einzelnen Miteproblemen gewähre 

(Wohnungserstausstattung, Umzugskosten, angemessene Mieten etc.)  

 Festlegung, was man innerhalb der Ermessensspielräume des SGB II voneinander erwarten 

könne: Beispielsweise, dass Einzelfallentscheidungen leicht von SachbearbeiterInnen zu 

TeamleiterIn oder gar GeschäftsführerIn weitergeleitet werden könnten, um ersteren zu 

entlasten - beispielsweise wenn es Gründe geben könnte, Kosten der Unterkunft zu erstatten, 

die über den örtlichen Empfehlungen zur Angemessenheit liegen) 

 

Als Mehrwert dieser Vereinbarungen wurden die folgenden Aspekte genannt:  

 Der Mehrwert für Jobcenter-Mitarbeitende bestehe in erster Linie in Prozesssicherheit: Sie 

könnten genau nachlesen, wie sie in welchem Fall zu verfahren haben.  

 Der Mehrwert für die Fachstelle bestehe im Allgemeinen darin, gegenüber dem Jobcenter bei 

einem mit großem Ärger behafteten Thema ein Klima etablieren zu können, das von 

Konstruktivität geprägt ist.  

 

Unter Anwendung dieser Vereinbarung habe sich nach und nach das folgende Vorgehen etabliert: 

Nicht nur bei Einzelfallentscheidungen, sondern auch bei besonders dringenden Fällen könne man 

sich direkt an den bzw. die GeschäftsführerIn wenden. So würden Abstimmungsschleifen 

vermieden, die den Druck weiter erhöhen würden. 

 

Unter Entwicklung einer vertrauensvollen Kooperation habe sich im Fall von 

Meitschuldenübernahmen die folgende standardisierte Aufgabenverteilungen als möglich erwiesen:  

Mietschulden könne das Jobcenter nur übernehmen, wenn dadurch Wohnraum erhalten werden 

könne. Dazu sei auch ein Gespräch mit den VermieterInnen nötig. Diese Gespräche führe die 

Fachstelle und gäbe anschließend eine Empfehlung an das Jobcenter, ob die 

Miteschuldenübernahme zur weiteren Wohnraumsicherung führen wird oder nicht.  
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7.3.4 Prädikator: Zuverlässigkeit 

Als unverzichtbare Grundlage für die Kooperation wurde von allen Befragten Vertrauen genannt. 

Dies werde wesentlich vom Aspekt der Zuverlässigkeit beeinflusst und diese wurde wiederum als 

extrem notwendig erachtet im Hinblick auf die folgenden Aspekte:  

 Vereinbarungen zwischen den KooperationspartnerInnen sollten eingehalten werden.  

 Die KooperationspartnerInnen sollten sich rechtzeitig und umfassend gegenseitig informieren.  

 Einschätzungen bezüglich der Chance auf Problemlösungen sollten zutreffen. Es wird betont, 

dass der Versuch, VermieterInnen mit geschönten Einschätzungen hinzuhalten, das Vertrauen 

beschädige.  

 

"Wenn einer sagt, ich kümmer‘ mich drum, und tut's nicht, dann haben wir wieder den Faktor Zeit 

gegen uns spielen." (Zitat) 

 

Es wurde vereinzelt geäußert, dass Zuverlässigkeit nicht in Bezug auf die gesamte Fachstelle 

wahrgenommen werde, sondern in Bezug auf die einzelnen Mitarbeitenden. Wirkt eine Person 

unzuverlässig, tendierten KooperationspartnerInnen dazu, die Leitungskraft um Zuteilung 

bestimmter Personen zu bitten, die als zuverlässig eingeschätzt werden.  

 

7.3.5 Prädikator: Lange Zeit der Zusammenarbeit 

"Es ist wie mit 'nem [...] alten Ehepaar: [...] Man versteht sich einfach." (Zitat) 

 

Fast alle Befragten betonten die hohe Wichtigkeit einer dauerhaften Kooperation mit den einzelnen 

Mitarbeitenden bzw. einer sehr niedrigen Personalfluktuation. Stelle die Fachstelle neues Personal 

ein, so lohne es sich, Zeit in ein gutes gegenseitiges Kennenlernen zu investieren und Fälle länger 

als bei bereits bekannten Mitarbeitenden miteinander zu besprechen. Häufig sei das Erleben erster 

gemeinsamer Erfolgserlebnisse für beide Seiten wichtig, um nicht nur „vorzugeben“ (Zitat), 

gemeinsame Ziele zu verfolgen, sondern dies auch zu erleben.  
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Im Rahmen einer dauerhaften Zusammenarbeit können sich folgende für die Kooperation sehr 

wichtige Phänomene einstellen:  

 Vertrauen, über Schwierigkeiten und Grenzen sprechen zu können. Dies erscheine bei einem 

Arbeitsbereich, der unter hohem Druck in starken Krisen arbeitet, besonders notwendig. Zur 

Notwendigkeit des Benennens von Grenzen siehe auch Unterkapitel  7.3.7.  

 Möglichkeiten und Grenzen des jeweils anderen besser unmittelbar einschätzen 

 Rascheres Erläutern komplexer Sachverhalte: Dies werde leichter, weil man einander besser 

verstehe. Gegenseitiges Verstehen werde gefördert durch  

o das Etablieren einer gemeinsamen Sprache  

o den Rückgriff auf gemeinsame Erfahrungen 

 Größeres Netzwerk der Fachstellen-Mitarbeitenden nutzen: Je länger eine Person bei der 

Fachstelle arbeite, desto größer sei das Netzwerk von Personen, auf deren Hilfe sie 

zurückgreifen könne und bei denen sie auch über eine ausreichende Reputation verfüge, um 

das Nutzen von Ermessensspielräumen vertrauensvoll erbitten zu können. 

 Ein adäquateres Zusammenarbeiten im Kontakt mit den KlientInnen: 

o Man lerne, sich gegenseitig „die Bälle zuzuspielen“. 

o Man lerne, in akuten Krisensituationen die Verfassung des anderen einzuschätzen und 

adäquat zu reagieren. 

 

"Wenn Sie einen Handwerker das erste Mal einsetzen, dann kontrollieren Sie danach, ob das auch 

passt und irgendwann wissen Sie genau oder relativ sicher, wenn ich dem sage 'du sollst morgen 

in der XY-Wohnung sein, Erdgeschoss links, dann ist der dort und dann macht der das auch." 

(Zitat) 

 

Entsprechend wurde es mehrfach als problematisch bzw. beschwerlich beschrieben, wenn die 

Personalfluktuation einer Stelle hoch ist. Siehe hierzu auch Unterkapitel  7.4.1. 

 

"Die ersten Fälle [haben wir] mit Argusaugen auch beäugt und geguckt: Was kommt denn dabei 

raus?" (Zitat) 
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Gehen Institutionen eine neue Kooperation mit der Fachstelle ein, so wurden die folgenden 

Faktoren als förderlich für die Zusammenarbeit erlebt: 

 Die Leitungskräfte sollten deutlich machen, wie sehr sie hinter der Kooperation stehen.  

 Die politischen Entscheider sollten der Kooperation möglichst ebenfalls wohlwollend 

gegenüberstehen, damit die jeweiligen Leitungskräfte sich diesen gegenüber sicher fühlen 

können.  

 Bei andauernder Fremdheit zwischen den Mitarbeitenden der KooperationspartnerInnen sollten 

die Leitungskräfte Verständnis, aber auch Hartnäckigkeit beweisen.  

 Es sollten Deeskalationsstrategien festgelegt und genutzt werden, beispielsweise für Fälle, in 

denen die PartnerInnen uneins über das Nutzen von Ermessensspielräumen sind. Es könne 

beispielsweise hilfreich sein, dass festgeschrieben werde, dass in solchen Fällen die 

nächsthöhere Hierarchieebene um Entscheidung gebeten werde, in der genug 

Entscheidungsautorität herrsche, um eine sichere Entscheidung zu treffen.  

 

"Wenn man sich schon lange kennt, dann reichen zwei, drei Worte aus und dann läuft die Sache. 

Das ist natürlich auch 'ne ganz andere Zeitersparnis." (Zitat) 

 

7.3.6 Prädikator: Engmaschige Zusammenarbeit 

Die behandelten Fälle wurden von den Befragten häufig als komplex empfunden. Zudem fielen 

widersprüchliche Aussagen von oder gegenüber verschiedenen AkteurInnen, und der Sachstand 

verändere sich oft rasch.  

Aus diesen Gründen wurde die Notwendigkeit eines möglichst engmaschigen Austauschs der 

KooperationspartnerInnen betont. Hierbei sollten insbesondere die folgenden Punkte besprochen 

werden:  

 Wo liegen sensible Punkte bei den beteiligten AkteurInnen? 

 Wo liegen unvollständige oder unrichtige Informationen vor? 

 Welche Themen oder Probleme treten beim jeweiligen Haushalt bzw. in der vorliegenden 

Fallkonstellation häufiger auf?  

 Inwieweit erscheint in Bezug auf den Fall eher Unterstützung oder Begrenzung der KlientInnen 

förderlich? 

 

"[...] ideal, weil man sich permanent informiert hat gegenseitig. Also sobald die bei uns gewesen 

sind, haben wir Bescheid gesagt, was unser Gesprächsinhalt gewesen ist und genau so kam auch 

die Rückmeldung, sodass wir einfach immer auf dem exakt gleichen Wissensstand gewesen sind 

und uns auch abgesprochen haben, welche Strategien die besten sind." (Zitat) 

 

Eine eher distanzierte Kooperation sei dadurch gekennzeichnet, dass jede Seite Informationen nur 

auf Nachfrage und dadurch „scheibchenweise“ erhalte. Es wurde von Gesprächspartnern deutlich 

gemacht, dass dies die Arbeit deutlich erschwere und vermutet, dass dies auch auf Seiten der 

Fachstellen so sei.  
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"Auch die Fachstelle kriegt nicht immer die Wahrheit gesagt von den Mietern. [...] Also, mir haben 

die das jetzt ein bissel anders geschildert, aber er kennt mich natürlich jetzt auch schon seit Jahren 

und weiß, dass da kein Schmarrn erzählt wird." (Zitat) 

 

7.3.7 Prädikator: Transparente Grenzen 

Mehrere Befragte betonten, dass das gegenseitige Wissen um die Grenzen des jeweiligen anderen 

und deren Akzeptanz ein wichtiger Schlüssel zu einer hilfreichen Kooperation sei. Geäußert 

wurden dabei Grenzen im Hinblick auf folgende Aspekte:  

 Wo kommen KooperationspartnerInnen bei KlientInnen nicht weiter bzw. wo ist Erfolg sehr 

fraglich? Offenheit hierüber sei notwendig, damit der jeweils andere Partner bzw die Partnerin 

souverän seine bzw. ihre Arbeitsweise auf zu erwartende Probleme abstimmen könne.  

 Inwiefern kann ein durch die Fachstelle angebotenes Mietverhältnis Probleme mit sich bringen? 

Was kann die Fachstelle tun, um diese Probleme zu lösen und was nicht? 

 

Um Grenzen transparent machen zu können, sei Vertrauen notwendig, dass der jeweils andere 

auch konstruktiv mit diesen Grenzen umgeht. Dieses stelle sich i.d.R. erst nach einer gewissen Zeit 

der Kooperation ein. Siehe hierzu auch Unterkapitel  7.3.5 7.3.5. 

 

Nach Einschätzung der Befragten müssten Grenzen vonseiten der Fachstelle auch den KlientInnen 

deutlich gemacht werden, damit diese die Voraussetzungen der Hilfe klar erkennen können.  

 

7.3.8 Prädikator: Gemeinsame Strategie 

Mehrere Befragte betonten, dass es gegenüber den KlientInnen häufig wichtig sei, sich auf ein 

gemeinsames Vorgehen zu einigen. Dies sei insbesondere für folgende Aspekte hilfreich: 

 Während des Fallverlaufs einheitlich steuern, wann KlientInnen gefördert und wann sie 

gefordert werden 

 Vermeiden, sich gegenseitig zu blockieren 

 Vermeiden, sich gegeneinander ausspielen zu lassen 
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7.3.9 Prädikator: Netzwerk 

Das Fachstellenpersonal wird von den PartnerInnen als umso hilfreicher empfunden, sofern es 

über ein großes Netzwerk von Personen verfügt, auf deren Hilfe es zurückgreifen kann.  

 

"Die brauchen ja den richtigen Schlüssel fürs richtige Schloss." (Zitat) 

 

Außerdem wurde es als wichtig erachtet, dass Mitarbeitende der Fachstelle über eine 

ausreichende Reputation verfügen, um das Nutzen von Ermessensspielräumen vertrauensvoll 

erbitten zu können. Beispielsweise könne es vorkommen, dass MieterInnen aus gesundheitlichen 

Gründen eine Frist versäumt haben und die Fachstelle darum bittet, diese Frist im Rahmen der 

Kulanz zu verlängern. Eine solche Reputation entstehe durch anhaltende positive 

Kooperationserfahrung.  

7.3.10 Prädikator: Fingerspitzengefühl  

Um einen guten Fallverlauf im Rahmen der Kooperation gewährleisten zu können, gingen die 

Befragten davon aus, dass Fachstellenmitarbeitende ein gewisses „Fingerspitzengefühl“ benötigen. 

Dies wird v.a. im Hinblick auf die folgenden Aspekte bei den folgenden Personenkreisen als 

hilfreich erachtet:  

 Gegenüber KlientInnen: Deren Vertrauen sei schwer zu gewinnen, da viele von ihnen im 

Rahmen ihrer Probleme mehrfach schlechte Erfahrungen mit Dritten gemacht haben. Zudem 

betreffen ihre Probleme oft sehr private Sachverhalte, die mit Scham verbunden sind. 

„Fingerspitzengefühl“ sei daher notwendig, um KlientInnen dazu zu bewegen,... 

o nicht aus dem Kontakt auszusteigen 

o ihre finanzielle Situation ehrlich darzustellen 

o weitere relevante Schwierigkeiten offen darzustellen 

 Gegenüber Jobcenter-Mitarbeitenden: Hier habe man es von den Mitarbeitenden des Call-

Centers über die FallbearbeiterInnen bis zu den Leitungskräften mit sehr unterschiedlichen 

Personen zu tun, die sehr unterschiedlich „ticken“ (Zitat). Dazu komme, dass die Zeit oft 

dränge. Jedoch komme man ohne ihre Hilfe oft nicht weiter. Besonders hohes 

„Fingerspitzengefühl“ sei nötig beim Aushandeln teurer Mietschuldenübernahmen.  

 

7.3.11 Prädikator: Entscheidung zwischen möglichen Helfern durch die KlientInnen 

Bieten KooperationspartnerInnen ebenfalls Unterstützung für MieterInnen mit Problemen an, so 

habe es sich als hilfreich erwiesen, dass nur eine Stelle für diese Probleme zuständig ist: Entweder 

der bzw. die KooperationspartnerIn oder die Fachstelle. Die Entscheidung über die 

Zusammenarbeit mit der jeweiligen Stelle solle bei der Klientin bzw. beim Klienten liegen, um deren 

bzw. dessen Kooperationswilligkeit zu steigern.  
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7.3.12 Kooperationsfördernde organisatorische Rahmenbedingungen  

Bestimmte organisatorische Rahmenbedingungen haben sich als kooperationsfördernd erwiesen:  

 Treffen von Mitarbeitenden der Partner bzw. Partnerinnen (z.B. im Rahmen von 

Dienstbesprechungen), um sich kennenzulernen  

 Austausch und regelmäßige Aktualisierung von Kontaktdaten zwischen den Mitarbeitenden 

 

Ausführlicher berichtet wurde von einem Arbeitskreis, in dem professionelle AkteurInnen aus den 

folgenden Institutionen zusammenkommen: Jobcenter sowie die für die Grundsicherung 

zuständigen Behörden, die Wohngeldstelle, das Wohnungsamt, die städtische 

Wohnungsbaugesellschaft und die Fachstelle. Dieser Arbeitskreis berät sich regelmäßig zu 

aktuellen komplexen räumungsgefährdeten Fällen.  

Der gemeinsame Mehrwert für alle Beteiligten werde in der Stärkung des gegenseitigen 

Vertrauensverhältnisses gesehen, das wie erwähnt als unverzichtbare Grundlage der 

Zusammenarbeit gesehen wird.  

Nach Ansicht der Befragten lehnten manche Mitarbeitende des Jobcenters die Teilnahme am 

Arbeitskreis ab. Andere dagegen seien ihm gegenüber sehr wohlwollend und aufgeschlossen. Der 

Mehrwert für die Mitarbeitenden des Jobcenters werde insbesondere darin gesehen, sich nicht mit 

schwierigen Fällen als allein zu erleben und diverse fachliche Anregungen von Professionellen zu 

erhalten, die spezieller für die Arbeit mit diesem Klientel ausgebildet sind.  

Der Mehrwert für die teilnehmenden SozialarbeiterInnen werde in folgenden Aspekten gesehen:  

 Man erhalte aus erster Quelle Hinweise dazu, welche Vorgehensweisen nötig sind, um bei der 

Beantragung bestimmter Leistungen aus dem SGB II oder XII erfolgreich zu sein. 

 Man könne Fälle „anschieben“, die bei der jeweiligen Behörde gegenwärtig sehr viel Zeit 

benötigten. 

 Durch die gegenseitige Beratung erhalte man einen mehrperspektivischen Blick, der häufig den 

Grund aufdecke, warum ein Fall bislang ins Stocken gerate. 

 Wenn mehrere Personen an einem Fall arbeiten, könne man in diesem Rahmen leichter 

diejenige Person identifizieren, die am ehesten einen konstruktiven Kontakt zum jeweiligen 

Haushalt aufbauen könne. 

 Man erfahre einen starken Motivationsschub dadurch, dass man erlebe, dass man nicht mehr 

alleine, sondern mit mehreren Personen an einem Fall arbeite. 
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7.4 Herausforderungen in der Kooperation 

Abschließend werden bestimmte Herausforderungen in den Kooperationsbeziehungen 

beschrieben, die den Befragten durch wiederkehrende Probleme aufgefallen seien. Sollten hierzu 

auch Lösungsansätze benannt worden sein, wird auch hierauf hingewiesen.  

7.4.1 Allgemeines Problem: Wechsel von Mitarbeitenden 

Viele Befragte betonten, dass Wechsel von Mitarbeitenden potentiell Probleme in sich bergen.  

 Es könne sein, dass die „Chemie“ zwischen den neuen KooperationspartnerInnen nicht stimmt.  

 In einigen Fällen verfügten neue Mitarbeitende nicht über ausreichend Informationen bzw. 

Einschätzungserfahrungen zu den laufenden Fällen.  

 Vor allem müssten beide PartnerInnen eine gemeinsame Arbeitsweise entwickeln und 

diejenigen Aspekte entwickeln, die bereits unter Unterkapitel  7.3.5 7.3.5 beschrieben wurden. 

Dies brauche Zeit, könne aufwändig sein und auch scheitern.  

 

"Dass man nicht alle zwei, drei Jahre auseinandergerupft wird, sondern wirklich auch die 

Möglichkeit hat, da etwas Stabileres zu entwickeln." (Zitat) 

 

7.4.2 Allgemeines Problem: Interessenskonflikte  

Interessenskonflikte wurden zwischen der Fachstelle und ihren PartnerInnen i.d.R. so beschrieben, 

dass die Fachstelle dafür plädiere, den MieterInnen entgegenzukommen und die jeweiligen 

KooperationspartnerInnen nicht oder nicht mehr bereit seien, das gewünschte Entgegenkommen 

zu zeigen.  

Diese Konflikte entstünden und verhärteten sich nach Aussage der Befragten insbesondere dann, 

wenn bereits mehrere Lösungsversuche gescheitert seien und/oder der Schuldenberg besonders 

hoch sei. 

Auf Seiten der Jobcenter würden positive Erfahrungen damit berichtet, in solchen Fällen durch 

höherstehendes Leitungspersonal entscheiden zu lassen. Dies geschehe beispielsweise, wenn es 

um die Entscheidung einer hohen Mietschuldenübernahme gehe.  

Gelänge die Deeskalation nicht, bestehe die Gefahr, dass sich die AkteurInnen gegenseitig 

stereotype Rollen wie „unrealistische Helfer“ bzw. „Kapitalisten“ zuschrieben und Blockaden 

aufbauten. Diese könnten die gesamte weitere Zusammenarbeit belasten. Daher erscheine es als 

lohnenswert, sich auch bei fehlender Einigung um eine weitere positive Arbeitsgrundlage zu 

bemühen.  

 

7.4.3 Allgemeines Problem: Mangelhafter Alternativwohnraum 

Es könne vorkommen, dass eine Fachstelle einen Alternativwohnraum anbietet, der einem bzw. 

einer KooperationspartnerIn nicht zumutbar erscheine. Sei dies öfter der Fall, könne dies die 

weitere Kooperation beeinträchtigen.  
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7.4.4 Probleme speziell bei der Kooperation mit VermieterInnen 

Speziell VermieterInnen äußerten, Schwierigkeiten mit Fachstellenmitarbeitenden zu haben, die in 

Teilzeit arbeiten, da die hierdurch zur Verfügung stehenden Zeitfenster häufig zu knapp bemessen 

sei, um im Rahmen der drängenden Zeit einen schnellen ausreichenden Kontakt herzustellen.  

 

Ein weiteres Problem zwischen VermieterInnen und Fachstelle entstehe, wenn die Arbeitsweise 

zwischen den PartnerInnen distanziert sei bzw. in Distanz gerate. Letzteres könne beispielswiese 

nach Personalwechseln geschehen. Unter einer distanzierten Arbeitsweise ist das Gegenstück 

zum unter Unterkapitel  7.3.6 beschriebenen Prinzip der engmaschigen Arbeitsweise zu verstehen. 

Es wurde geäußert, dass VermieterInnen sich in solchen Fällen als „Feind“ betrachtet vorkämen.  

 

"Wenn aber dann der [...] von der Fachstelle das aber so handhabt, als [...] wären wir der Feind, 

dann kann das natürlich nicht funktionieren." (Zitat) 

 

Ausprägungen einer distanzierteren Arbeitsweise und deren Auswirkungen aus Sicht von befragten 

Interviewpartnern werden im Folgenden beschrieben: 

 Es werde als hilfreich angesehen, wenn bis zum Fallabschluss ein guter Kontakt zwischen 

MieterInnen und VermieterInnen etabliert werde, damit es wahrscheinlicher ist, dass weitere 

Krisen den VermieterInnen früher bekannt werden und sie früher Maßnahmen ergreifen 

können. Hierzu werde es begrüßt, wenn die Fachstelle schon während des Fallverlaufs 

versuche, immer wieder Kontakt zwischen MieterInnen und VermieterInnen herzustellen. 

Beispielsweise dadurch, dass die MieterInnen bei VermieterInnen selbst Mietbescheinigungen 

einholen, ein Formular für eine Mietschuldenübernahme den VermieterInnen zu Ausfüllen 

zustellen usw. Eine distanzierte Arbeitsweise tendiere jedoch eher dazu, die VermieterInnen 

nur einzubinden, wenn es nicht anders möglich ist. Dadurch verbessere sich das i.d.R. 

angeschlagene Verhältnis zwischen den Parteien nicht und drohe auch nach Fallabschluss bei 

ersten Problemen erneut zu eskalieren. 

 Arbeiteten VermieterInnen und Fachstelle engmaschig zusammen, versuchten sie häufig nach 

ersten gescheiterten Lösungsversuchen sukzessive alternative passende Wege zu finden. Sei 

die Arbeitsweise distanzierter, unterbleiben nach ersten Misserfolgen oft weitere 

Lösungsversuche, und die Gefahr, dass der gesamte Fall scheitert, steige stark an. 

 Unter einer engmaschigen Arbeitsweise informierten Fachstelle und VermieterInnen sich i.d.R. 

schnell und automatisch gegenseitig sobald sich der Sachstand eines Falles verändere. Dies 

sei bei einer distanzierteren Arbeitsweise weniger der Fall: Informationen würden häufig erst auf 

Nachfrage weitergegeben, eine automatische Rückmeldung, ob ein Kontakt zustande kam und 

welches Ergebnis er hatte, erfolge nicht. Im schlimmsten Fall würden VermieterInnen nicht 

rechtzeitig über ein positives Ergebnis informiert und schalteten aus einem Sicherheitsbedürfnis 

heraus den Anwalt ein, obwohl dies inzwischen nicht mehr nötig sei. Dies belaste dann i.d.R. 

alle Beteiligten.  

 

"[...] abgehakt, schnell, [...] distanziert, bürokratisch [...] wenn das [...] rüberkommt von der 

Fachstelle, dann ist es ungünstig, weil dann kann man nicht mehr eng zusammenarbeiten." (Zitat) 
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Es wurde vom einem Interviewpartner zudem die Vermutung aufgestellt, dass große 

Vermietungsgesellschaften Probleme hätten, sich auf das Angebot der Fachstellen einzulassen, da 

sie aufgrund der Menge an MieterInnen ihre Verfahren standardisieren müssten. Dies laufe der 

einzelfallbezogenen Arbeitslogik der Fachstellen zuwider.  

 

7.4.5 Probleme speziell bei der Kooperation mit Jobcentern 

Häufig seien SachbearbeiterInnen des Jobcenters nicht direkt, sondern nur ein Call-center zu 

erreichen. Dies steigere den Druck auf die Fälle besonders dann, wenn eine Lösung eilig benötigt 

wird.  

 

Kooperationsvereinbarungen zwischen Fachstellen und Jobcentern wurden als sehr hilfreich 

bewertet, die Prozesse zwischen diesen beiden häufig aufeinandertreffenden Institutionen zu 

klären. Jedoch könne der Beginn solcher Kooperationen zunächst bei den Mitarbeitenden beider 

Seiten auf große Widerstände stoßen. Zum Umgang hiermit siehe die Hinweise zur institutionellen 

Kooperationen in Unterkapitel  7.3.5. 

Auch bei gut ausformulierten Kooperationsvereinbarungen fielen immer wieder Fälle an, die vom 

Regelwerk der Vereinbarung nicht abgedeckt würden. Es habe sich bewährt, innerhalb der 

Vereinbarung festzulegen, solche Fälle gleich an eine bestimmte Person auf Leitungsebene 

abzugeben.  

 

7.4.6 Probleme speziell bei der Kooperation mit GerichtsvollzieherInnen 

Es sei denkbar, dass manche GerichtsvollzieherInnen die Haltung verträten, lediglich im 

abgegrenzten Rahmen ihres direkten Auftrags zu arbeiten. Dann könne es geschehen, dass sie 

den Aufwand einer Kooperation mit einer Fachstelle scheuen und Räumungen ohne weitere 

Umstände durchführen.  
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7.5 Fazit  

Wie bei Best-Practise-Beispielen nicht anders zu erwarten, waren die GesprächspartnerInnen 

grundsätzlich zufrieden mit den Kooperationsbeziehungen zu den Fachstellen.  

 

Weiter oben wurden bereits Themenbereiche genannt, die Schwierigkeiten mit sich bringen 

können. Akut wurden Problem in folgenden Bereichen berichtet:  

 Wechsel von Mitarbeitenden 

 Distanzierte Arbeitsweise  

 

Die generelle Kooperation wurde unter anderem mit den folgenden positiven Aussagen bewertet.  

 

"In sag ich mal in 80, 90% aller Fälle haben die Erfolg." (Zitat) 

 

"Über die Fachstelle oder deren Netzwerk habe ich tatsächlich auch in den letzten Jahren einiges 

an Mietern zurückbekommen." (Zitat) 

 

"Für mich ist es jetzt einfacher." (Zitat) 

 

"Also, ich muss jetzt grundsätzlich sagen, dass [...] ich da eine sehr positive Zusammenarbeit habe. 

Die kümmern sich um das Ganze, die telefonieren hinterher auch bei uns ob die Termine 

stattfinden, ob sich was getan hat." (Zitat) 

 

"Die Kooperation an sich ist eine [...] sehr gute Einrichtung und klappt ausgezeichnet." (Zitat) 
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8 Ergebnisse: Teil drei- Alternativkostenrechnung 
 

Neben den in den vorherigen Kapiteln beschriebenen Effekten und Tätigkeiten der Fachstellen 

konnte auch deren Effizienz im Sinne einer Kosteneinsparung für die öffentliche Hand sowie für die 

VermieterInnen festgestellt werden. 

 

Welche Kosten durch die Arbeit der Fachstellen vermieden werden, ergab sich aus der 

Betrachtung der Kosten, die entstehen würden, wenn für die in der Beratung positiv 

abgeschlossenen Fälle aufgrund von Wohnungslosigkeit eine Unterbringung in Pensionen oder 

Obdachlosenlosenunterkünften erfolgen müsste. Hier wurde davon ausgegangen, dass diese 

Menschen ohne die Angebote und Maßnahmen der Fachstelle wohnungslos werden. 

 

Als Grundlage für diesen Vergleich werden die Zuschüsse der öffentlichen Hand für die Fachstellen 

herangezogen. Für einen besseren Vergleich wurden sowohl die Zuschüsse wie auch die 

Alternativkosten pro EinwohnerIn im Einzugsgebiet berechnet. 

 

8.1 Einsparungen für die öffentlichen Hand 

Diese Einsparungen können auf unterschiedliche Weise geschätzt werden. Um der Heterogenität 

des Sachverhalts gerecht zu werden, wurden zu diesem Zweck drei unterschiedliche 

Berechnungen durchgeführt. Diese werden im Folgenden dargestellt.  
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8.1.1 Berechnung mit Faktor 4 

Betrachtet man die konservativste Berechnung, die von einer durchschnittlichen Verweildauer von 

vier Monaten in einer Pension oder Obdachlosenunterkunft ausgeht, erhält man bei 

Zugrundelegung einer engen Definition von positiven Fällen (nur solche, die als Ergebnis einen 

Wohnungserhalt oder den Umzug in eine andere Wohnung haben) folgende Ergebnisse: 

 

Fachstelle 
Zuschüsse 

Fachstelle 

Alternativkosten 

Unterbringung 

Pension 

Alternativkosten 

Obdachlosen-

unterkunft 

Fachstelle 1 0,47 €  1,60 €  

 Fachstelle 2 0,36 €  5,68 €  

 Fachstelle 3 0,26 €  1,97 €  

 Fachstelle 4 

  

1,57 €  

Fachstelle 5 0,82 €  1,58 €  

 Fachstelle 6 1,06 €  

3,99 €  0,63 €  Fachstelle 7 0,24 €  

Fachstelle 8 3,34 €  

Durchschnittliche Kosten 0,94 €  2,96 €  1,10 €  

Tabelle 3: Ergebnisse Alternativkostenrechnung - Faktor 4, enge Definition positiver Fälle 

 

Nicht alle Fachstellen konnten alle Werte im Rahmen der Erhebung angeben. Lag von einer 

Fachstelle kein Wert vor, wurde diese aus der Bildung des jeweiligen Durchschnittswertes 

herausgenommen. Weiterhin wurden von einem Träger, der mehrere Fachstellen betreibt, die 

einzelnen Zuschüsse pro Stelle berücksichtigt, die Alternativkosten aber über alle Fachstellen 

dieses Trägers berechnet. 

 

In den Berechnungen werden die Zuschüsse an die Fachstellen mit einem Mittelwert ausgewiesen. 

Das heißt, es wurde der Durchschnitt der Zuschüsse über alle Fachstellen berechnet, die diesen 

Wert angeben konnten. Dieser Wert ermöglicht zwar eine bessere Vergleichbarkeit mit den 

Alternativkosten, führt aber auch dazu, dass die Zuschüsse der einzelnen Fachstellen mit dem 

Durchschnitt verglichen werden können und es hier Abweichungen geben kann. Daher sei an 

dieser Stelle darauf hingewiesen, dass die untersuchten Fachstellen sich in ihrer konzeptionellen 

Ausrichtung, ihrem Leistungsangebot und damit auch in der Anzahl der Personalstellen 

unterscheiden. Daraus ergeben sich auch unterschiedlich hohe Zuschüsse. Daher ist ein Vergleich 

der Zuschüsse zwischen den Fachstellen ohne Kenntnisse dieser Rahmenbedingungen 

problematisch und man sollte den berechneten Durchschnittswert nur für die Bewertung im Hinblick 

auf die Alternativkosten heranziehen.  
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Stellt man die durchschnittlichen Zuschüsse der Fachstellen sowie die durchschnittlichen 

Alternativkosten in einem Diagramm gegenüber, ergibt sich folgende Darstellung: 

 

 
Abbildung 67: Ergebnisse Alternativkostenrechnung - Faktor 4, enge Definition positiver Fälle 

Es zeigt sich, dass der Betrieb von Fachstellen mit Kosteneinsparungen für die öffentliche Hand 

einhergeht. So werden die untersuchten Fachstellen mit durchschnittlich 0,94 Euro pro 

EinwohnerIn im Einzugsgebiet bezuschusst. Würden die Fachstellen nicht bestehen und die positiv 

abgeschlossen Fälle wären wohnungslos geworden und eine Unterbringung in einer Pension oder 

Notunterkunft wäre nötig, so müsste die öffentliche Hand 2,96 Euro pro EinwohnerIn im 

Einzugsgebiet aufbringen. Dies wären mehr als das dreifache des Zuschusses für die Fachstellen. 

 

Bei einer Unterbringung in einer Obdachlosenunterkunft würden etwas mehr Kosten pro 

EinwohnerIn entstehen als Zuschüsse an die Fachstelle gezahlt werden. Hier ergeben sich Kosten 

pro EinwohnerIn im Einzugsgebiet von 1,10 Euro. 

 

Wie schon in Unterkapitel  4.3.2 ausgeführt, ist anzunehmen, dass die Kommunen nicht alle Kosten 

für die Obdachlosenunterkünfte angegeben haben (z. B. Abschreibungen). Dies zeigt sich auch 

daran, dass ein Kostenvergleich der Stadt München zu dem Ergebnis kommt, dass die Kosten für 

die Unterbringung in Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe höher sind als die Kosten für die 

Unterbringung in Pensionen. Begründet wird dies damit, dass die Kosten für einen Platz in einer 

Pension nur anfallen, wenn dieser benötigt wird, wohingegen die Plätze in Einrichtungen der 

Wohnungslosenhilfe vorgehalten werden müssen und daher immer Kosten entstehen (vgl. 

LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, 2007, S. 16). 

 

Auch zeigte sich bei der Auswertung, dass in den beiden Fachstellen, die Kosten für 

Obdachlosenunterkünfte benannt haben, die Anzahl der Personen mit positiven 

Beratungsabschluss höher liegt als die Anzahl der Plätze, die in diesen Unterkünfte zur Verfügung 

stehen. Dies zeigt auch, dass mit dem Betrieb von Fachstellen mittel- bis langfristig auch das Ziel 
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verbunden werden kann, Obdachlosenunterkünfte abzubauen, da weniger Personen obdachlos 

werden. 

 

Betrachtet man die breitere Definition der positiv abgeschlossenen Fälle und nimmt man dadurch 

auch Fälle hinzu, die zu Familie/Freunden gezogen sind oder in eine soziale Einrichtung, so ergibt 

sich folgendes Ergebnis: 

 

 
Abbildung 68: Ergebnisse Alternativkostenrechnung - Faktor 4, breite Definition positiver Fälle 

 

Da durch diese breitere Definition die Anzahl der positiven Fälle steigt, erhöhen sich die 

potentiellen Kosten für die alternative Unterbringung bei Wohnungslosigkeit, wenn diese Personen 

wohnungslos werden würden. Es zeigt sich, dass eine Unterbringung in Pension dreieinhalb Mal so 

hohe Kosten pro EinwohnerIn im Einzugsgebiet (3,38 Euro) für die öffentliche Hand verursachen 

würd als die bisherigen Zuschüsse für die Fachstelle. 

Bei der Unterbringung in Obdachlosenunterkünften würden wiederrum etwas höhere Kosten pro 

EinwohnerIn im Einzugsgebiet (1,27 €) entstehen. 

 

8.1.2 Berechnung mit Faktor 7 

Wie bereits bei der Darstellung des Evaluationsdesigns im Unterkapitel  4.3.2 dargestellt, orientiert 

sich der Faktor 4 für einen durchschnittlichen Aufenthalt von vier Monaten an einer Veröffentlichung 

des Deutschen Städtetages (vgl. DEUTSCHER STÄDTETAG, 1987). Innerhalb der Projektgruppe, die 

die Evaluation begleitet hat, zeigte sich aber, dass die Erfahrung aus der Praxis zeigt, dass die 

durchschnittliche Aufenthaltsdauer oft höher liegt. 
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Daher wurde die Aufenthaltsdauer in Obdachlosenunterkünften der Diakonie ausgewertet. Es 

zeigte sich, dass eine durchschnittliche Aufenthaltsdauer von sieben Monaten vorliegt. Daher 

erfolgte die Berechnung der Alternativkosten mit dem Faktor 7. 

 

Hinterlegt man diesen Faktor in der Berechnung, ergibt sich für die engere Definition von positiven 

Fällen (nur Beratungsfälle mit Abschluss Wohnungserhalt oder Umzug in andere Familie) 

folgendes Ergebnis: 

 

Fachstelle 
Zuschüsse 

Fachstelle 

Alternativkosten 

Unterbringung 

Pension 

Alternativkosten 

Obdachlosen-

unterkunft 

Fachstelle 1 0,47 €  2,80 €   

Fachstelle 2 0,36 €  9,93 €   

Fachstelle 3 0,26 €  3,45 €   

Fachstelle 4   2,75 €  

Fachstelle 5 0,82 €  2,76 €  

 Fachstelle 6 1,06 €  

6,99 €  1,10 €  Fachstelle 7 0,24 €  

Fachstelle 8 3,34 €  

Durchschnittliche Kosten 0,94 €  5,19 €  1,93 €  

Tabelle 4: Ergebnisse Alternativkostenrechnung - Faktor 7, enge Definition positiver Fälle 

 

 
Abbildung 69: Ergebnisse Alternativkostenrechnung - Faktor 7, enge Definition positiver Fälle 

Durch die höhere Verweildauer steigen auch die alternativen Kosten für die öffentliche Hand bei 

einer Unterbringung in Pensionen oder Obdachlosenunterkünfte. 
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So sind die Alternativkosten pro EinwohnerIn im Einzugsgebiet bei einer Unterbringung in einer 

Pension rund fünfeinhalbmal höher (5,19 Euro) als die Zuschüsse für die Fachstelle. 

Bei einer Unterbringung in einer Obdachlosenunterkunft wären die alternativen Kosten pro 

EinwohnerIn immerhin noch doppelt so hoch (1,93 Euro) als die Zuschüsse zur Fachstelle. 

Legt man die breitere Definition von positiven Beratungsfällen zugrunde, so erhöhen sich die 

alternativen Kosten für öffentliche Hand nochmals: 

 

Abbildung 70: Ergebnisse Alternativkostenrechnung - Faktor 7, breite Definition positiver Fälle 
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8.1.3 Berechnung mit Faktor 12 

In einem letzten Berechnungsmodell wurden die Alternativkosten mit dem Faktor 12 berechnet. 

Hierbei wurde angenommen, dass die durchschnittliche Aufenthaltsdauer bei zwölf Monaten liegt. 

 

Durch diesen höheren Faktor erhöhen sich natürlich auch die Alternativkosten pro BewohnerIn bei 

der Unterbringung in einer Pension oder Obdachlosenunterkunft. Es ergeben sich folgende 

Ergebnisse bei einer engen Definition von positiv abgeschlossenen Beratungsfällen: 

 

Fachstelle 
Zuschüsse 

Fachstelle 

Alternativkosten 

Unterbringung 

Pension 

Alternativkosten 

Obdachlosen-

unterkunft 

Fachstelle 1 0,47 €  4,80 €   

Fachstelle 2 0,36 €  17,03 €   

Fachstelle 3 0,26 €  5,92 €   

Fachstelle 4   4,72 €  

Fachstelle 5 0,82 €  4,73 €  

 Fachstelle 6 1,06 €  

11,98 €  1,89 €  Fachstelle 7 0,24 €  

Fachstelle 8 3,34 €  

Durchschnittliche Kosten 0,94 €  8,89 €  3,31 €  

Tabelle 5: Ergebnisse Alternativkostenrechnung - Faktor 12, enge Definition positiver Fälle 

 

 
Abbildung 71: Ergebnisse Alternativkostenrechnung - Faktor 12, enge Definition positiver Fälle 

 

Im Vergleich zu den Zuschüssen, die die öffentliche Hand pro EinwohnerIn im Einzugsgebiet an die 

Fachstelle zahlt, wären die Kosten für die Unterbringung in einer Pension bei einem 

durchschnittlichen Aufenthalt von zwölf Monate um über das neunfache höher (8,89 Euro). 
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Die Unterbringung in die Obdachlosenunterkunft würde immer noch dreieinhalbmal höhere Kosten 

pro EinwohnerIn im Einzugsgebiet (3,31 Euro) mit sich bringen. 

 

Erweitert man den Kreis der positiven Fälle um Beratungsfälle, die am Ende der Beratung zu 

Familien/Freunden gezogen sind oder in eine soziale Einrichtung würden sich die Alternativkosten 

pro EinwohnerIn im Einzugsgebiet wie folgt erhöhen: 

 

 
Abbildung 72: Ergebnisse Alternativkostenrechnung - Faktor 12, breite Definition positiver Fälle 

 

8.2 Einsparungen für VermieterInnen 

Neben den Einsparungen für die öffentliche Hand ergeben sich durch die Arbeit der Fachstellen 

auch Einsparungen für die VermieterInnen, da angenommen werden kann, dass bei den positiven 

Abschlüssen keine Zwangsräumung nötig ist und auch kein Mietausfall entsteht. 

 

Legt man die enge Definition von positiven Fällen zugrunde (Fälle, deren Ergebnis Wohnungserhalt 

oder Umzug in eine andere Wohnung ist), kann für die untersuchten Fachstellen im Jahr 2014 von 

670 Haushalte mit einem solchen Ergebnis ausgegangen werden. Geht man zudem davon aus, 

dass die im Unterkapitel  4.3.2 genannten Kosten für eine Zwangsräumung in Höhe von 4.860 Euro 

pro Haushalt entstanden wären, konnten durch den Betrieb der Fachstellen rund 3,3 Mio. Euro 

Kosten eingespart werden, die in einem ersten Schritt die VermieterInnen hätten übernehmen 

müssen. In den meisten Fällen bliebe diese Belastung auch letztlich bei den VermieterInnen, da die 

meisten MieterInnen die angefallen Kosten nicht übernehmen könnten.  

 

Legt man die breite Definition von positiven Fällen zugrunde, so würden die Kosten sogar auf rund 

3,9 Mio. Euro ansteigen. 
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Neben diesen Kosten für die Zwangsräumung haben VermieterInnen auch einen Ausfall von Miete 

und Nebenkosten. Wie in Unterkapitel  4.3.2 dargestellt wird für die Berechnung der 

Alternativkosten mit einem Mietausfall von acht Monaten und einer Kaltmiete von 400 Euro sowie 

Nebenkosten von 100 Euro gerechnet. Der Mietausfall pro Haushalt beträgt daher 4.000 Euro. Für 

alle positiven Fälle nach der engen Definition, können hier die Fachstellen nochmals 2,7 Mio. Euro 

für den VermieterInnen einsparen. 

 

Wird die breite Definition von positiven Fällen zugrunde gelegt, so würden die Kosten auf 3,2 Mio. 

Euro ansteigen. 

 

Insgesamt würden durch die Fachstelle somit pro Haushalt Kosten in Höhe von 8.860 Euro 

vermieden, die anderenfalls die VermieterInnen tragen müssten. Noch nicht berücksichtigt sind 

hierbei die Kosten für die Einlagerung von Möbeln sowie für die Renovierung der Wohnung nach 

einer Zwangsräumung. Zu beachten ist, dass die genannten Zahlen nur eine konservative 

Schätzung darstellen, da die Kosten für Zwangsräumungen sowie der Mietausfall abhängig von der 

Größe der jeweiligen Wohnung sind. Erfahrungswerte aus der Arbeit der Fachstellen zeigen, dass 

die Kosten für VermieterInnen bei einer Zwangsräumung in der Summe oft einen fünfstelligen 

Betrag ausmachen. 

 

8.3 Fazit 

Die dargestellten Ergebnisse zeigen, dass die öffentliche Hand durch die Bezuschussung von 

Fachstellen zur Verhinderung von Obdachlosigkeit eine finanzielle Entlastung erwarten kann. 

 

Würden keine Fachstellen bestehen, ist anzunehmen, dass die positiv abgeschlossenen 

Beratungsfälle wohnungslos werden würden und somit auf die öffentliche Hand Kosten für die 

Unterbringung in Pensionen oder Obdachlosenunterkünfte zukommen würden. Wie dargestellt 

wurde, sind diese Kosten immer höher als die Zuschüsse für die Fachstellen. 

 

Sicherlich sind unter diesen positiv abgeschlossenen Fällen auch eine gewisse Anzahl an 

Haushalten, die auch ohne die Arbeit der Fachstellen eine neue Wohnung finden würden. Dies 

kann angenommen werden, da die Beratungsintensität der einzelnen Fälle sehr unterschiedlich ist. 

Diese Fälle würden lediglich den Abstand zwischen den Zuschüssen für die Fachstellen und den 

Alternativkosten verringern. Es ist davon auszugehen, dass die Kosten für die Unterbringung in 

Pensionen auch unter dieser Annahme höher sind als die Zuschüsse für die Fachstellen. 

 

Es konnte daher neben den Effekten und Tätigkeiten auch eine sehr hohe Effizienz der Fachstellen 

nachgewiesen werden, die der öffentlichen Hand zugutekommt. 

 

Neben dem Vergleich zwischen den Zuschüssen an Fachstellen auf der einen Seite und den 

Kosten für die Unterbringung in Pensionen oder Obdachlosenunterkünften auf der anderen Seite 

sollte der konzeptionelle Schwerpunkt der Hilfeformen betrachtet werden. Die Fachstellen 
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erbringen eine aufsuchende Arbeit während die Pensionen und Obdachlosenunterkünfte 

hauptsächlich eine Unterbringungsmöglichkeit zur Verfügung stellen. Im Rahmen eines 

Kostenvergleiches im Bereich der Wohnungslosenhilfe der Landeshauptstadt München wird davon 

ausgegangen, dass gerade Angebote mit einem Schwerpunkt auf den Personalkosten „die 

Weitervermittlung in dauerhaften Wohnraum bzw. weiterführende betreute Wohnformen wesentlich 

erleichtern und beschleunigen“ (LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN, 2007, S. 17) können. Die Arbeit der 

Fachstellen kann als ein solches Angebot mit einem Schwerpunkt auf den Personalkosten 

angesehen werden. Dies bedeutet, dass für die öffentliche Hand nicht nur Einsparungen entstehen, 

sondern oft auch nachhaltiger Lösungen für die betroffenen KlientInnen gefunden werden. 

 

Neben der öffentlichen Hand profitieren aber auch die VermieterInnen finanziell von der Arbeit der 

Fachstellen, da durch diese Kosten von Zwangsräumungen und Mietausfälle vermieden werden 

können.  
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